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WICHTIGSTE BOTSCHAFTEN

N Aufgrund des demografischen Wandels ist unter geltendem Recht bis zum Jahr 2040 ein An-
stieg des Gesamtsozialversicherungsbeitragssatzes von derzeit 42,3 % der beitragspflichtigen Ein-
nahmen auf fast 50 % zu erwarten.

N Ein Anstieg der Beitragssatze verringert das verfugbare Einkommen der privaten Haushalte und
erhdht die Arbeitskosten der Unternehmen. Beides dampft das gesamtwirtschaftliche Wachstum.

N Eine Stabilisierung der Beitragssatzentwicklung kdnnte Uber eine Begrenzung des Ausgaben-
wachstums in Verbindung mit einer Starkung der Einnahmenbasis gelingen.

DAS WICHTIGSTE IN KURZE

In den kommenden Jahren dirfte die Zahl der Leistungsbeziehenden in der Gesetzlichen Renten-
(GRV), Kranken- (GKV) und Pflegeversicherung (SPV) durch den demografischen Wandel deutlich
steigen, wahrend die Zahl der Beitragszahlenden abnimmt. Projektionen des Sachverstandigenra-
tes lassen einen deutlichen Anstieg des Gesamtsozialversicherungsbeitragssatzes in den kommen-
den Jahrzehnten erwarten. Im Basisszenario steigt der Beitragssatz von 42,3 % der beitragspflich-
tigen Einnahmen im Jahr 2026 unter geltendem Recht auf 45,4 % im Jahr 2030. Bis zum Jahr
2040 erhéht sich der Beitragssatz bei kontinuierlichem Anstieg auf 49,7 %. Danach setzt sich der
Trend abgeschwacht fort. Damit verscharft sich der Zielkonflikt zwischen angemessenem Leis-
tungsniveau und tragfahiger Finanzierung.

Die Abgabenbelastung von Arbeitseinkommen ist in Deutschland im internationalen Vergleich
hoch. Ein Anstieg der Sozialversicherungsbeitrage vergroflert den Keil zwischen Arbeitskosten und
Nettolohn. Die Belastung wird von Unternehmen und Beschéftigten in Deutschland etwa halftig fi-
nanziert. Bei privaten Haushalten verringert der Beitragsanstieg das verflgbare Einkommen und
damit den privaten Konsum. Zugleich kann ein héherer Abgabenkeil die Erwerbsanreize ver-
schlechtern und dadurch das Arbeitsangebot dampfen. Bei Unternehmen fuhren héhere Sozialver-
sicherungsbeitrage zu steigenden Arbeitskosten. Dies belastet die Arbeits- und Investitionsnachfra-
ge. Simulationen zeigen, dass der projizierte Anstieg des Gesamtbeitragssatzes um rund 6 bis
7 Prozentpunkte bis zum Jahr 2035 das Bruttoinlandsprodukt im Vergleich zu einem Szenario oh-
ne Beitragssatzsteigerungen um 0,5 bis 0,9 % senkt.

Die Beitragssatzentwicklung sollte primar durch die Begrenzung des Ausgabenanstiegs ge-
dampft werden. Fur die GRV wurden im Jahresgutachten 2023 Reformoptionen aufgezeigt. In der
GKYV konnen Strukturreformen in der Krankenhausversorgung, eine starker am Zusatznutzen orien-
tierte Arzneimittelpreisbildung und Pravention den Ausgabenanstieg begrenzen, ohne die Versor-
gungsqualitadt zu beeintrachtigen. In der SPV kdnnen eine Begrenzung des Leistungszugangs auf
das fachlich empfohlene MaR, die Ricknahme einzelner wenig zielgenauer Leistungen und eine
kohortenspezifische Kapitaldeckung zu einer nachhaltigeren Finanzierung beitragen.

Auf der Einnahmenseite sollten nicht beitragsgedeckte Leistungen (NBL) vollstandig steuerfi-
nanziert werden, soweit sie klar begriindete gesamtgesellschaftliche Aufgaben erflllen. Kritisch zu
prufen ist, ob einzelne NBL sachlich gerechtfertigt sind. Eine Ausweitung der Beitragsbemessungs-
grundlage auf Nichtlohneinkommen erscheint in Versicherungszweigen mit Lohnersatzfunktion we-
nig sachgerecht. Die Bemessungsgrundlage lasst sich durch MaRnahmen und Reformen stabilisie-
ren, die eine langere Erwerbsphase, eine hoheres Arbeitsvolumen sowie eine Steigerung des Pro-
duktivitdtswachstums fordern.
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Die Sozialversicherungen, bestehend aus Arbeitslosen- (ALV), Unfall- (UV),
Renten- (GRV), Kranken- (GKV) und Pflegeversicherung (SPV), bilden eine
zentrale Séule der sozialen Sicherung in Deutschland. vkasTen 24 Sie sollen
private Haushalte gegen wesentliche Lebens- und Erwerbsrisiken absichern, in-
dem sie ihr Einkommen bei Eintritt versicherter Risiken stiitzen. Damit tragen
sie zur Glittung des Konsums iiber den Lebenszyklus (Gruber, 1997a; Gertler
und Gruber, 2002) sowie zur Minderung von Armutsrisiken bei (Jacques et al.,
2021). Fiir Unternehmen wirken stabile und verlassliche Sozialversicherungen
vorteilhaft, da sie zum Erhalt der Beschiftigungsfahigkeit der Erwerbsbevolke-
rung beitragen und z. B. liber bessere Gesundheit die Arbeitsmarktteilnahme so-
wie die Produktivitat stiitzen (Miller et al., 2021).

GemiB dem Versicherungsprinzip v kasten 24 erfolgt diese Absicherung iiber
beitragsfinanzierte Versicherungen mit entsprechenden Leistungsanspriichen.
Diese sind an den Eintritt bestimmter versicherter Risiken gekniipft. GemaB
dem Solidarprinzip vkasTen 24 werden individuelle Risiken, vor allem in der
Kranken- und Pflegeversicherung, gemeinschaftlich von Erwerbspersonen und
Unternehmen getragen, wobei einkommens- und risikobezogene Unterschiede
teilweise innerhalb der Versichertengemeinschaft ausgeglichen werden. Das be-
deutet, dass sich die Beitrage in der Kranken- und Pflegeversicherung nach der
finanziellen Leistungsfahigkeit richten, wahrend Leistungen nach Bedarf ge-
wihrt werden.

Die Sozialversicherungen werden iiberwiegend aus Beitriigen und im
sogenannten Umlageverfahren v clossar finanziert. Bei einer Umlagefi-
nanzierung werden die Beitrage nicht fiir zukiinftige Leistungen angespart, son-
dern fiir laufende Leistungen direkt wieder verwendet. Die Beitragsbemessung
kniipft in den einzelnen Versicherungszweigen primar an das Arbeitseinkom-
men an und wird durch Beitragsbemessungsgrenzen sowie, je nach Versiche-
rungszweig, durch eine unterschiedliche Reichweite der versicherten Personen-
gruppen begrenzt. Erganzend werden Bundeszuschiisse gewahrt, die vor allem
zum Ausgleich nicht beitragsgedeckter Leistungen (NBL) dienen. ~ PLUSTEXT 13

Der Zielkonflikt zwischen einem angemessenen Leistungsniveau der
Sozialversicherungen und ihrer nachhaltigen Finanzierbarkeit wird
sich in Deutschland aufgrund des demografischen Wandels in den kommenden
Jahren verscharfen. yziFFERN 325 FF. NPLUSTEXT 11 Ein demografisch bedingter An-
stieg der Leistungen bei unveriandertem oder sinkendem Arbeitsvolumen, wie es
in den kommenden Jahrzehnten zu erwarten ist, N zIFFErRN 332 F. erfordert hohere
Beitragssitze oder hohere offentliche Zuschiisse, wenn der Leistungsumfang je
Versicherten unverindert bleibt. Hohere Beitragssidtze konnen aufgrund gerin-
gerer Nettoentgelte den Konsum und das Arbeitsangebot der privaten Haushalte
vermindern. zIFFERN 360 FF. Flir Unternehmen steigen mit hoheren Beitragen die

Arbeitskosten, was die Arbeits- und Investitionsnachfrage dampfen kann. vz
FERN 374 FF.
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N PLUSTEXT 11

Hintergrund: Zielkonflikt zwischen einem angemessenen Leistungsniveau und
nachhaltiger Finanzierbarkeit in den Sozialversicherungen

Die Angemessenheit des Leistungsniveaus und die Nachhaltigkeit der Finanzie-
rung von Sozialversicherungssystemen sind zwei zentrale, teils konkurrierende Zie-
le. Ein angemessenes Leistungsniveau bedeutet eine Absicherung gegen Lebens-
und Erwerbsrisiken durch vorhersehbare Leistungen, die bei Eintritt des Versiche-
rungsfalls eine Glattung des Konsums erlauben und das Armutsrisiko mindern.
N KASTEN 24 Nachhaltigkeit ist dann gegeben, wenn das im geltenden Recht vorge-
sehene Sicherungsniveau langfristig gehalten werden kann, ohne dass hierzu er-
forderliche héhere Beitragssatze und Bundeszuschisse zu spurbaren Verzerrun-
gen bei Beschaftigung und Wachstum fuhren oder zukunftige Generationen unver-
haltnismagig belasten (BMGS, 2003; JG 2023 Ziffer 363).

319. Die Entwicklung der Finanzen der Sozialversicherungen wird durch drei Fakto-
ren bestimmt: i) die Zahl der Leistungsbeziehenden, die v. a. von der demografi-
schen Struktur der Versicherten bestimmt wird; ii) die Entwicklung der Ausga-
ben je Leistungsfall, die stark von der Lohnentwicklung und im Gesundheits-
und Pflegebereich zudem vom medizinisch-technischen Fortschritt gepragt ist
und schlieBlich iii) die Entwicklung der beitragspflichtigen Bemessungsgrundla-
ge, die vom gesamtwirtschaftlichen Arbeitsvolumen, der Lohnsumme und der
Beschiftigungsstruktur abhingt. Beitragssitze steigen entsprechend auch dann,
wenn bei unverindertem Leistungsumfang demografisch bedingt die Anzahl der
Leistungsbeziehenden zunimmt oder wenn sich die beitragspflichtige Einkom-
mensbasis schwicher entwickelt als die Ausgaben.

320. Der Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz, d. h. die Summe der Bei-
tragssitze von Renten-, Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung, ist seit
der Wiedervereinigung von 35,6 % im Jahr 1990 auf 42,3 % im Jahr 2026 deut-
lich angestiegen. ~ABBILDUNG 75 Diese Entwicklung ist sowohl auf eine Ausweitung
des Leistungsumfangs und Verbesserungen der Leistungsqualitit als auch auf
demografisch bedingt steigende Bedarfe zuriickzufiihren. v ziFFern 342 FF. Beson-
ders stark wuchs im Zeitverlauf der Beitragssatz der Gesetzlichen Krankenversi-
cherung (GKV). Die Beitragssitze zur Gesetzlichen Rentenversicherung (GRV)
und, insbesondere ab dem Jahr 2015, zur Sozialen Pflegeversicherung (SPV)
sind aber ebenfalls gestiegen. Der Beitragssatz zur Arbeitslosenversiche-
rung (ALV) ist seit dem Jahr 2007 aufgrund der riickldufigen Arbeitslosenquote
spiirbar gesunken.

321. Das vorliegende Kapitel analysiert vor diesem Hintergrund die kiinftige Ent-
wicklung der gesamten Sozialversicherungsbeitrage ~ziFrFern 325 Fr. und zeigt auf,
wie diese Entwicklung den privaten Konsum, die Arbeitsangebots- und Arbeits-
nachfrage- sowie Investitionsentscheidungen von privaten Haushalten und Un-
ternehmen sowie die 6ffentlichen Haushalte beeinflussen kann. ~ziFFErN 350 FF.
Die nachfolgenden beiden Kapitel befassen sich mit der Beitrags- und Leistungs-
entwicklung in der Kranken- und in der Pflegeversicherung v zIFFERN 432 UND 538
und erortern, wie beide Systeme mit Blick auf die bevorstehende demografische
Alterung gestirkt werden konnen. Bereits im Jahresgutachten 2023 hat der
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Sachverstindigenrat Reformoptionen fiir die GRV diskutiert, die dabei helfen
konnen, die Folgen des demografischen Wandels zu bewiltigen (JG 2023 Zif-
fern 387 ff.). N zIFFER 383

Eine Simulation des Sachverstindigenrates basierend auf Projektionen der Be-
volkerungsentwicklung und des langfristigen Wachstums zeigt, wie sich die Fi-
nanzen der Sozialversicherungen in den kommenden Jahrzehnten entwickeln
konnten. vy aseiLDUNG 76 Im Basisszenario steigt die Summe der Beitrags-
sitze der betrachteten Sozialversicherungszweige von derzeit 42,3 %
bis zum Jahr 2030 auf 45,4 % und bis zum Jahr 2040 weiter auf etwa
49,7 %. Danach setzt sich der Anstieg mit geringerer Dynamik fort.

Dauerhaft hohere Beitragssiatze konnen die gesamtwirtschaftliche Aktivitat
dampfen, indem sie das verfiigbare Einkommen mindern, die Arbeitskosten er-
hohen und so Beschiftigung, Konsum und Investitionen und preisliche Wettbe-
werbsfiahigkeit belasten. Ein Anstieg des aggregierten Beitragssatzes um rund 6
bis 7 Prozentpunkte bis zum Jahr 2035 geht gegeniiber dem Basispfad mit ei-
nem um etwa 0,5 % bis 0,9 % niedrigeren realen Bruttoinlandsprodukt (BIP)
einher (Hither et al., 2025; Ochsner, 2026). N KASTEN 25

Zur Stabilisierung der Finanzen der Sozialversicherungen im demografischen
Wandel muss die Ausgabendynamik in GRV, GKV und SPV sozialvertraglich be-
grenzt und zugleich die Einnahmenbasis gestiarkt werden. Die Handlungsfelder
umfassen eine Stirkung des Arbeitsvolumens iiber hohere Erwerbsbeteiligung
und lingere Erwerbsphasen, Vereinfachungen der Erwerbsmigration »zIFFern
395 F. und Verbesserungen des Produktivititswachstums v ziFFer 397 sowie Refor-
men zur Begrenzung der Ausgabendynamik und zur klaren Abgrenzung bei-
trags- und steuerfinanzierter Aufgaben. v ziFFERN 383, 385 F. UND 391
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Il. DIE FINANZEN DER
SOZIALVERSICHERUNGEN

324. Die verschiedenen Versicherungszweige der deutschen Sozialversicherungen
adressieren unterschiedliche Lebens- und Erwerbsrisiken, sind jedoch finanziell
und strukturell eng miteinander verflochten. ~yKasTEN 24 ~zIFFER 328 Thre Finanz-
entwicklung wird langfristig vor allem durch das gesamtwirtschaftliche Wachs-
tum und die demografische Alterung bestimmt. Mit dem demografischen Wan-
del steigt die Zahl der Leistungsbeziehenden, wiahrend die Zahl der Beitragszah-
lenden weniger stark zunimmt. Die zentrale Herausforderung fiir die Fi-
nanzierung der Sozialversicherungen besteht in den kommenden Jahren
darin, ein angemessenes Leistungsniveau sicherzustellen und zugleich
die mit der Finanzierung der Leistungen verbundenen Belastungen fiir
Haushalte und Unternehmen auf ein nachhaltiges Niveau zu
begrenzen.

325. In Systemen mit Umlageverfahren werden steigende Finanzierungs-
bedarfe grundsitzlich iiber Anpassungen der Beitragssitze gedeckt.
Beitragssitze steigen entweder aufgrund einer Ausweitung des Leistungsum-
fangs oder aufgrund von Verdnderungen der Beitragsbasis. Diese entstehen bei-
spielsweise, wenn die Zahl der Leistungsbeziehenden demografisch bedingt zu-
nimmt oder wenn sich das Arbeitsvolumen und das Wachstum der beitrags-
pflichtigen Einnahmen schwicher entwickeln als die Ausgaben. Kurzfristig kon-
nen Riicklagen der Sozialversicherungen die Anpassung der Beitragssatze verzo-
gern. Der Umfang der Bundesmittel fiir die Sozialversicherungen ist hingegen
gesetzlich festgelegt.

Um die Auswirkungen der zukiinftigen Entwicklung des gesamtwirtschaftlichen
Wachstums und der Demografie auf die Sozialversicherungen abzuschéitzen,
projiziert der Sachverstindigenrat die Entwicklung des Gesamtsozialversiche-
rungsbeitragssatzes auf Basis von Projektionen der Bevolkerungsentwicklung
und des Potenzialwachstums. ~pLUSTEXT 12 Zur Einordnung der Projektionsergeb-
nisse werden in Sensitivitidtsanalysen zentrale Annahmen zur demografischen
Entwicklung, zum Wanderungssaldo sowie zur Erwerbsquote von Frauen und

zur durchschnittlichen Jahresarbeitszeit aller Erwerbstatigen variiert. » ABBILDUNG
83

N KASTEN 24

Hintergrund: Ziele und Organisationsprinzipien der Sozialversicherungen

Die Leistungen der Sozialversicherungen sollen private Haushalte gegen wesentliche Lebens-
und Erwerbsrisiken absichern, die private Markte aufgrund von Informationsasymmetrien, un-
vollstandigen Vertragen und kollektiven Risiken nur unzureichend abdecken. Daruber hinaus
rechtfertigen verhaltensbkonomische Faktoren wie Gegenwartspraferenzen, begrenzte Ratio-
nalitdt und eine systematische Unterbewertung zukulnftiger Risiken die Ausgestaltung als
Pflichtversicherung, da Individuen ansonsten haufig nicht ausreichend vorsorgen wurden
(Anderson, 2003; Rice, 2013). Die Sozialversicherungen stabilisieren bei Eintritt versicherter
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Risiken das verfugbare Einkommen privater Haushalte und tragen damit dazu bei, den Kon-
sum Uber den Lebenszyklus zu glatten (vgl. Gruber, 1997a; Gertler und Gruber, 2002). Dar-
Uber hinaus erflllen sie eine Schutzfunktion im Hinblick auf Armutsrisiken und soziale Aus-
grenzung, insbesondere bei anhaltenden Erkrankungen oder sehr hohen Behandlungskosten
sowie bei Erwerbsminderung und im Alter.

Auch far Unternehmen haben Sozialversicherungen Vorteile. Indem sie Gesundheits- und
Einkommensrisiken absichern, tragen sie zum Erhalt der Beschéaftigungsfahigkeit der Er-
werbsbevélkerung bei. Die Evidenz zeigt, dass bessere Gesundheit mit héherer Arbeitsmarkt-
teilnahme und besseren Arbeitsmarktergebnissen einhergeht (Currie und Madrian, 1999) und
dass Krankenversicherungsschutz mit weniger Ausfalltagen bzw. héherer Produktivitat verbun-
den sein kann (Miller et al., 2021). Zudem erhdhen soziale Sicherungssysteme die Einkom-
menssicherheit in Ubergéngen und unterstiitzen damit Anpassungs- und Mobilititsprozesse
am Arbeitsmarkt.

Das deutsche Sozialversicherungssystem beruht auf zwei zentralen Organisationsprinzipi-
en. Das Versicherungsprinzip stellt sicher, dass bei Zahlung der Beitrage im Versicherungsfall
klar definierte Leistungsanspriche bestehen. Das Solidarprinzip ordnet die Hohe der Beitrage
nach Leistungsfahigkeit und die Leistungsgewahrung nach Bedarf. In den einzelnen Versiche-
rungszweigen sind beide Prinzipien unterschiedlich stark ausgepragt. In der GKV und SPV gilt
beispielsweise das Bedarfsprinzip, sodass Leistungsanspriiche weitgehend unabhangig von
der individuellen Beitragshohe sind und sich ausschliefilich am medizinischen bzw. pflegeri-
schen Bedarf orientieren. ~zIFFERN 428 UND 536 Umgekehrt verstarkt der Grundsatz der Bei-
tragsaquivalenz in der GRV und in der ALV die Versicherungslogik, indem er Leistungsanspru-
che starker an Héhe und Dauer der Beitragszahlungen bindet (JG 2023 Ziffer 499).

Die GRV dient dem Ersatz des Einkommens nach Beendigung der Erwerbsphase aus Al-
tersgrunden, bei vorzeitiger Erwerbsminderung oder nach dem Tod eines erwerbstatigen Ehe-
partners. Aufgrund ihres Volumens, sowohl beim Beitragsaufkommen als auch bei den Leis-
tungszahlungen, kommt der GRV eine grofle Bedeutung im Sozialversicherungssystem zu.

Die GKV N zIFFERN 428 FF. gewahrleistet eine medizinische Versorgung nach dem Bedarfsprin-
zip und schutzt private Haushalte vor erheblichen Gesundheitskosten.

Die SPV NZzIFFERN 524 FF. UND 533 sichert das finanzielle Risiko im Fall von Pflegebedurftigkeit
ab und stellt Leistungen zur ambulanten und stationaren Pflege bereit.

Die ALV sichert das Risiko vorubergehender Erwerbslosigkeit ab und stellt sowohl passive
Leistungen in Form des Arbeitslosengeldes als auch aktive arbeitsmarktpolitische Mafinah-
men, beispielsweise zur Férderung von Arbeitskraftereallokation, bereit. Sie tragt damit zur
Glattung der Haushaltseinkommen sowie zur verbesserten Funktionsfahigkeit des Arbeits-
markts bei.

Die Unfallversicherung (UV) sichert die Folgen von Arbeitsunfallen und berufsbedingten Er-
krankungen ab. Anders als die anderen Sozialversicherungen wird die UV mit risikoorientier-
ten Beitragen allein von den Arbeitgebern finanziert. Dies sorgt zum einen dafur, dass die Kos-
ten entsprechend des Arbeitsunfalls- und Berufskrankheitsrisikos verschiedener Berufe und
Branchen verteilt werden, und erzeugt zum anderen Anreize fir die Unternehmen, die bei ih-
nen entstehenden Betriebsgefahren moglichst gering zu halten.

1. Bestimmungsfaktoren

326. Die finanzielle Entwicklung der Sozialversicherungen ergibt sich aus dem Zu-
sammenspiel i) der Entwicklung der Zahl der Leistungsbeziehenden, ii) der Aus-
gabendynamik je Leistungsfall und iii) der Entwicklung der beitragspflichtigen
Bemessungsgrundlage. Die Entwicklung der Anzahl der Leistungsfille wird bei
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gegebener Rechtslage und Risikoprivalenz, d. h. der Héiufigkeit und Dauer von
Arbeitslosigkeit, Erkrankungen (Morbiditidt v cLossArR) bzw. Pflegebediirftigkeit
bezogen auf eine bestimmte Bevolkerungsgruppe, im Wesentlichen durch die Al-
tersstruktur der Versicherten bestimmt. Die beitragspflichtige Einnahmen-
basis hingt maBigeblich vom Arbeitsvolumen und vom gesamtwirt-
schaftlichen Wachstum ab. Steigende Produktivitdt erhoht die Lohne und
damit die beitragspflichtige Bemessungsgrundlage. Dariiber hinaus kann Lohn-
wachstum die Ausgaben je Leistungsfall erhohen, da Lohnersatzleistungen bei
Arbeitslosigkeit und im Alter daran angepasst werden und hohere Lohne in ar-
beitsintensiven Bereichen wie Gesundheit und Pflege ebenfalls zu hoheren Aus-
gaben fiihren. Zudem nimmt mit steigendem Einkommen auch die Zahlungsbe-
reitschaft fiir Gesundheitsausgaben zu. v zIFFERN 334 FF,

327. Die demografische Struktur beeinflusst beide Seiten der Sozialversi-
cherungsbudgets. v ziFrern 329 FF. Sie bestimmt das gesamtwirtschaftliche Ar-
beitsvolumen und damit auch das Wirtschaftswachstum sowie die steuer- und
beitragspflichtigen Einnahmen, aus denen die Einnahmen der Sozialversiche-
rungen generiert werden. Gleichzeitig beeinflusst die Demografie die Zahl der
Leistungsbeziehenden und damit die Ausgaben der Sozialversicherungen. Die
Ausgaben hiangen zudem auch von den Kosten je Leistungsfall ab. v ziFFerN 460 FF.

328. Ausgabenvolumina und -strukturen unterscheiden sich in den ver-
schiedenen Versicherungszweigen deutlich. Die GRV weist das hochste
Ausgabenvolumen auf. Thre Ausgabenentwicklung ist stark durch die demografi-
sche Struktur geprigt, die sich damit maBgeblich auf die langfristige Entwick-
lung des Gesamtbeitragssatzes auswirkt (JG 2023 Ziffern 363 f.). Die Ausgaben-
entwicklung in der GKV und SPV wird maBgeblich von Morbiditit, Pflegepriava-
lenz und demografischen Veridnderungen geprigt. Der zuletzt beobachtete Aus-
gabenanstieg in der GKV wurde jedoch vor allem durch den medizinisch-techni-
schen Fortschritt getrieben. yziFFer 337 Das finanzielle Gewicht der ALV ist im
Vergleich zu den anderen Sozialversicherungszweigen geringer und gegeniiber
der demografischen Entwicklung relativ wenig sensitiv. Sie besitzt jedoch eine
groBe konjunkturelle Bedeutung als automatischer Stabilisator v GLOSSAR.

Zwischen den einzelnen Sozialversicherungszweigen bestehen vielfiltige Inter-
aktionen, die sowohl die Kostenstrukturen als auch den Leistungsbezug beein-
flussen. Zwischen GKV und SPV wirkt die medizinische Versorgung auf Ein-
trittswahrscheinlichkeit und AusmaB der Pflegebediirftigkeit, wiahrend pflegeri-
sche Bedarfe zugleich zusatzliche medizinische Leistungen ausl6sen kénnen.

Demografie und Arbeitsvolumen

329. Die demografische Entwicklung zwischen den Jahren 1990 und 2024
war in Deutschland von demografischer Alterung bei anhaltendem
Bevolkerungswachstum gepragt. v AssiLDUNG 71 LiINks Die Bevolkerung stieg
von 79,8 Millionen Personen im Jahr 1990 auf 83,6 Millionen Personen im Jahr
2024. Die Geburtenziffer lag im Jahr 1990 bei etwa 1,5 Kindern je Frau, fiel bis
Mitte der 2000er-Jahre deutlich, erholte sich zeitweise bis auf rund 1,6 um das
Jahr 2021 und ging zuletzt wieder zuriick. Insgesamt blieb die Geburtenziffer
seit dem Jahr 1990 erheblich unter dem Wert von 2,1 Kindern je Frau, der not-
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N ABBILDUNG 71
Alterspyramide und Zerlegung der Entwicklung des Altenquotienten

Bevélkerungspyramide® Zerlegung des Altenquotienten

Manner Alter in Jahren Frauen Altenquotient
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1 - Stichtag jeweils 31.12. 2 - Referenzszenario auf Basis des Bevolkerungsstands fir das Jahr 2024 und Annah-
men der mittleren Variante zu Geburtenhaufigkeit (G2), Lebenserwartung (L2) gemaR der 16. koordinierten Bevolke-
rungsvorausberechnung sowie einer Nettozuwanderung von 200 000 Personen im Durchschnitt aller Jahre im Projek-
tionszeitraum. 3 - Der Altenquotient ist definiert als die Anzahl der Personen ab 65 Jahren je 100 Personen im Alter
von 20 bis 64 Jahren. 4 - Effekt des Ruckgangs der Geburtenrate in den 1970er-Jahren. 5 - Zusatzlicher Effekt
durch Babyboom. Erster Ausschlag durch Primareffekte und zweiter Ausschlag als Echoeffekt des Babybooms.
6 - Effekt des Anstiegs der Lebenserwartung bei Geburt. 7 - Effekt der Nettozuwanderung.

Quellen: Human Mortality Database, SIM.24, Statistisches Bundesamt
© Sachverstandigenrat | 26-055-01 Daten (CSV) &

wendig wire, um die Bevolkerung bei ausgeglichenem Wanderungssaldo (und
ohne Anderungen der Lebenserwartung) konstant zu halten.

Gleichzeitig nahm die Lebenserwartung bei Geburt kontinuierlich zu, von 79
(72,5) Jahren fiir Frauen (Manner) zu Beginn der 1990er auf 83,5 (78,9) Jahre
im Jahr 2024. Trotz der gestiegenen Lebenserwartung war die natiirliche Bevol-
kerungsentwicklung iiber weite Teile des Zeitraums negativ. Der Altenquotient
N GLOSSAR, die Anzahl der Personen ab 65 Jahren je 100 Personen im Erwerbsalter
von 20 bis 64 Jahren, stieg infolge niedriger Geburtenraten und zunehmender
Lebenserwartung fast durchgingig von 24 im Jahr 1991 auf 39 im Jahr 2024.
N ABBILDUNG 71 RECHTS Damit hat sich die Anzahl der Leistungsbeziehenden durch
die fortschreitende demografische Alterung bereits in den zuriickliegenden Jahr-
zehnten deutlich erhoht. Die Nettozuwanderung hat den Riickgang des Erwerbs-
personenpotenzials in den vergangenen Jahren zwar teilweise kompensiert und
das Bevolkerungswachstum gestiitzt. Sie verdndert den langfristigen Trend der
Alterung bei dauerhaft niedriger Fertilitiat aber nur begrenzt. Das beobachtete
Bevolkerungswachstum ist im Wesentlichen auf positive Nettomigration zurtick-
zufiihren.

Sachverstandigenrat Wirtschaft - Jahresgutachten 2026/27



		Alter in Jahren bzw. Jahr		Bevölkerungspyramide¹ Männer 1991		Bevölkerungspyramide¹ Frauen 1991		Bevölkerungspyramide¹ Männer 2024		Bevölkerungspyramide¹ Frauen 2024		Bevölkerungspyramide¹ Männer 2080²		Bevölkerungspyramide¹ Frauen 2080		Zerlegung des Altenquotienten Sockel		Zerlegung des Altenquotienten Altenquotient², ³		Zerlegung des Altenquotienten Geburtenrückgang⁴		Zerlegung des Altenquotienten Babyboom⁵		Zerlegung des Altenquotienten Höhere Lebenserwartung⁶		Zerlegung des Altenquotienten Nettozuwanderung⁷		Zerlegung des Altenquotienten Hypothetischer Altenquotient ohne Nettozuwanderung

		0		427		406		345,7		327,7		271		257,1														

		1		471		446		359,3		341,6		274		259,9														

		2		463		441		381,7		362,4		276,4		262,2														

		3		477		452		408,6		388,4		278		263,7														

		4		465		440		401,9		381,7		279,1		264,9														

		5		456		433		406,3		386,2		279,9		265,7														

		6		440		418		412,8		393,6		280,3		266,1														

		7		438		415		418		398,1		280,6		266,4														

		8		442		419		421,5		402,9		281,2		267,1														

		9		454		431		411,9		390,2		281,9		267,9														

		10		452		431		408,7		388,7		282,8		268,9														

		11		455		433		395,7		375,3		283,8		269,9														

		12		432		409		396,7		375		285		271														

		13		427		403		390,6		369,5		286,4		272,3														

		14		424		401		400,4		378,6		288,1		273,8														

		15		418		396		397		372,5		290,1		275,7														

		16		409		385		410,1		382,3		292,8		278,1														

		17		418		396		414,8		378,6		296		281,2														

		18		428		407		417,4		375,5		300,2		285,3														

		19		480		457		428,5		389,5		307		292,2														

		20		544		519		439		404,3		316,2		302,1														

		21		575		549		431,6		403,3		326,7		313,4														

		22		632		600		445,7		412,1		337,9		324,7														

		23		671		635		466,4		427,1		349,6		335,4														

		24		697		657		499,2		453,4		360,9		345														

		25		723		677		512,1		456,4		371,2		353,1														

		26		734		681		522,9		471,4		380,3		359,7														

		27		750		697		534,9		485,4		388,4		365,2														

		28		746		693		523		478		395,6		370														

		29		721		674		511,7		469,2		401,7		374,2														

		30		710		669		513,6		474,7		406,5		377,7														

		31		691		650		525,5		489,7		410,5		380,5														

		32		672		631		533,3		500,1		413,8		382,8														

		33		640		600		545,9		514,6		416,6		384,8														

		34		630		591		591,9		559,9		419		386,4														

		35		616		580		584		555,3		420,9		387,7														

		36		598		566		597,4		568,1		422,3		388,8														

		37		587		564		584,7		558,3		423,6		389,7														

		38		571		553		571,6		553,3		424,9		390,6														

		39		574		557		554,8		537,2		426,2		391,6														

		40		566		548		548,7		534,8		427,7		392,7														

		41		574		556		547,2		536,2		428		392,6														

		42		560		537		554,2		545,1		428,3		392,6														

		43		521		496		544,5		542,2		428,6		392,7														

		44		493		472		545,1		542,9		429		393,2														

		45		438		418		516,8		516		429,8		393,9														

		46		389		377		507,5		506,5		430,7		394,9														

		47		521		504		500,8		498,7		431,9		396,1														

		48		535		513		487,6		489,1		433,2		397,6														

		49		521		500		473,3		474,2		434,7		399,3														

		50		630		609		476,7		479,6		436,2		401														

		51		668		648		477,1		480,3		439,1		404,1														

		52		657		640		516,2		519,2		441,9		407,2														

		53		615		601		568		570		444,6		410,3														

		54		576		566		585,7		587,9		447,1		413,4														

		55		564		559		627,1		624,7		449,4		416,2														

		56		547		547		652,2		649,2		449,8		417														

		57		513		515		663		661,8		459,6		428														

		58		416		421		676		675,5		477,8		445,7														

		59		413		425		671,9		672,2		500,9		469,1														

		60		420		438		677,4		683,4		492		460,8														

		61		441		468		664,7		675		493,5		463,5														

		62		425		459		639		655,4		497,1		469,4														

		63		420		463		623,7		646,1		499,5		472,3														

		64		371		447		591,7		622,6		499,6		475,2														

		65		342		461		566,8		602,4		487,2		461														

		66		322		472		527,3		564,6		480,4		457,4														

		67		278		456		510,6		548,8		464,5		442,6														

		68		267		451		492,4		532,2		461,4		440,2														

		69		278		469		465,8		514		451,4		432,7														

		70		280		491		445,9		503,3		455,6		438,9														

		71		264		484		420,7		483,8		447,4		430,6														

		72		195		359		411,8		478,3		453,1		436,5														

		73		122		230		395,5		463,6		450,5		429,3														

		74		114		217		385,3		457,4		444,8		421,6														

		75		119		234		363,4		434		443,4		426,6														

		76		147		302		323,7		387,3		438,3		428,5														

		77		178		376		293,4		358,6		416,5		414,3														

		78		170		365		244,3		306,1		411,1		408,8														

		79		159		349		204,4		264,4		409,3		408,7														

		80		137		311		263,5		343,7		415,2		418,3														

		81		124		297		255		338,8		405,1		408														

		82		112		275		233,6		319,4		392,7		407,8														

		83		96		245		264,9		376,7		380		405,6														

		84		83		215		254		379,5		350,5		385														

		85		68		185		229,1		353,8		321,2		362,1														

		86		57		151		191		306,3		299		347,9														

		87		46		129		157,1		262,4		281,2		337,8														

		88		35		103		129,1		227,5		259		320,2														

		89		28		86		103,3		193,2		238,1		303,3														

		90		21		66		77,7		155,6		228,1		299,6														

		91		15		50		49,4		104,7		193,4		262,9														

		92		10		36		37,7		86,9		167		233,7														

		93		6		26		28,8		71,7		134,3		195,1														

		94		4		18		22		59,7		104,9		159,8														

		95		0		0		15,1		43,3		79,5		125,6														

		96		0		0		10,3		32,1		59,6		98,2														

		97		0		0		6,5		22		43,7		74,7														

		98		0		0		3,9		15,1		31,4		55,6														

		99		0		0		2,3		10,2		21,1		38,8														

		2000														26,8		26,8		0		0		0		0		

		2001														27,6		27,6		0		0		0		0		

		2002														28,4		28,4		0		0		0		0		

		2003														29,4		29,4		0		0		0		0		

		2004														30,6		30,6		0		0		0		0		

		2005														31,8		31,8		0		0		0		0		

		2006														32,9		32,9		0		0		0		0		

		2007														33,4		33,4		0		0		0		0		

		2008														33,9		33,9		0		0		0		0		

		2009														34,3		34,3		0		0		0		0		

		2010														34		34		0		0		0		0		

		2011														33,9		33,9		0		0		0		0		

		2012														34		34		0		0		0		0		

		2013														34,2		34,2		0		0		0		0		

		2014														34,6		34,6		0		0		0		0		

		2015														34,7		34,7		0		0		0		0		

		2016														35,2		35,2		0		0		0		0		

		2017														35,6		35,6		0		0		0		0		

		2018														36		36		0		0		0		0		

		2019														36,5		36,5		0		0		0		0		

		2020														37		37		0		0		0		0		

		2021														37,6		37,6		0		0		0		0		

		2022														37,6		37,6		0,1		0		0		0		

		2023														37,6		38,1		0,3		0,2		0		0		

		2024														37,6		38,8		0,9		0,4		0		0		38,8

		2025														37,6		39,7		1,6		0,5		0		0		39,7

		2026														37,6		40,7		2,4		0,7		0		0,1		40,8

		2027														37,6		41,8		3		1,1		0,1		0,2		41,9

		2028														37,6		43		3,8		1,4		0,2		0,3		43,3

		2029														37,6		44,2		4,5		1,8		0,3		0,5		44,7

		2030														37,6		45,5		5,1		2,3		0,5		0,7		46,2

		2031														37,6		46,7		5,8		2,8		0,6		1		47,7

		2032														37,6		47,9		6,3		3,2		0,8		1,3		49,2

		2033														37,6		49		6,8		3,6		1		1,5		50,6

		2034														37,6		49,9		7,3		3,9		1,2		1,8		51,8

		2035														37,6		50,6		7,8		3,8		1,4		2,1		52,7

		2036														37,6		51,1		8,3		3,6		1,6		2,4		53,5

		2037														37,6		51,2		8,5		3,3		1,9		2,7		54

		2038														37,6		51,2		8,5		3		2,1		3		54,2

		2039														37,6		51,1		8,4		2,8		2,3		3,3		54,3

		2040														37,6		51		8,3		2,5		2,6		3,5		54,5

		2041														37,6		50,9		8,2		2,3		2,8		3,8		54,7

		2042														37,6		50,9		8,2		2		3,1		4,1		55

		2043														37,6		51,1		8,4		1,7		3,4		4,4		55,4

		2044														37,6		51,2		8,6		1,4		3,7		4,7		55,9

		2045														37,6		51,6		9		1		4		5		56,6

		2046														37,6		51,9		9,4		0,7		4,3		5,4		57,3

		2047														37,6		52,3		9,8		0,3		4,6		5,7		58

		2048														37,6		52,6		10,1		0		4,9		6,1		58,6

		2049														37,6		52,9		10		0		5,3		6,4		59,3

		2050														37,6		53,2		10,1		0		5,6		6,8		60

		2051														37,6		53,6		10,2		0		5,9		7,3		60,9

		2052														37,6		54,2		10,4		0		6,2		7,7		61,9

		2053														37,6		54,8		10,7		0		6,5		8,2		63

		2054														37,6		55,3		10,9		0		6,8		8,7		64

		2055														37,6		55,9		11,2		0		7,2		9,2		65,1

		2056														37,6		56,2		11,2		0		7,4		9,7		65,9

		2057														37,6		56,5		11,2		0		7,7		10,2		66,7

		2058														37,6		56,7		11,2		0		7,9		10,7		67,4

		2059														37,6		56,8		11		0,1		8,2		11,2		68

		2060														37,6		57		10,5		0,5		8,4		11,6		68,7

		2061														37,6		57,3		10,2		0,9		8,7		12,2		69,5

		2062														37,6		57,8		9,8		1,4		9		12,7		70,5

		2063														37,6		58,2		9,6		1,8		9,2		13,3		71,5

		2064														37,6		58,6		9,4		2,1		9,5		13,8		72,4

		2065														37,6		58,9		9,4		2,2		9,8		14,4		73,3

		2066														37,6		59,2		9,6		2		10		14,8		74

		2067														37,6		59,4		9,6		1,9		10,3		15,2		74,6

		2068														37,6		59,7		9,7		1,8		10,6		15,5		75,1

		2069														37,6		60		9,7		1,8		10,9		15,7		75,7

		2070														37,6		60,3		9,7		1,7		11,2		15,9		76,2

		2071														37,6		60,5		9,7		1,7		11,5		16		76,5

		2072														37,6		60,7		9,7		1,6		11,8		16		76,7

		2073														37,6		61		9,8		1,5		12,1		15,9		76,9

		2074														37,6		61,1		9,8		1,4		12,3		15,8		76,9

		2075														37,6		61,2		9,9		1,3		12,5		15,7		77

		2076														37,6		61,3		10		1,1		12,7		15,6		76,9

		2077														37,6		61,4		10,1		0,9		12,9		15,4		76,9

		2078														37,6		61,6		10,3		0,7		13		15,3		76,9

		2079														37,6		61,8		10,6		0,5		13,1		15,3		77,1

		2080														37,6		62,1		10,9		0,3		13,3		15,3		77,3
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Sozialversicherungen unter Reformdruck - Kapitel 4 m

330. Das Arbeitsvolumen, gemessen als Summe der geleisteten Arbeitsstunden, ist
fiir die Finanzierung der Sozialversicherungen zentral, weil es einen wesentli-
chen Bestimmungsfaktor der beitragspflichtigen Lohnsumme und damit der
Einnahmenbasis der umlagefinanzierten Systeme darstellt. Die Entwicklung des
Arbeitsvolumens ldsst sich in vier Komponenten zerlegen: (i) die Bevolkerung
im Erwerbsalter, (ii) die Erwerbsbeteiligung, (iii) die Erwerbslosigkeit sowie (iv)
die durchschnittliche Arbeitszeit je Erwerbstatigen. N ABBILDUNG 73 RECHTS

Diese Determinanten werden durch den demografischen Wandel in unterschied-
licher Weise beeinflusst. Fiir die lange Frist ist insbesondere die Bevolkerung im
Erwerbsalter die maBgebliche Grofle, da sie das Potenzial an Arbeitskraften vor-
gibt und damit die Obergrenze des mdglichen Arbeitsvolumens bestimmt. Ande-
rungen der Erwerbsbeteiligung, der Erwerbslosigkeit und der Arbeitszeit pro
Kopf konnen den demografischen Trend dampfen oder verstiarken, aber nicht
vollstandig kompensieren.

331. Demografische Veranderungen wirken nicht nur iiber die Anzahl der Erwerbs-
personen auf das Arbeitsvolumen, sondern auch iiber die Unterschiede der
altersbezogenen Erwerbsstruktur und Arbeitsintensitit zwischen
verschiedenen Altersgruppen. Mit der Alterung der Bevolkerung steigt der
Anteil der Personen im hoheren Erwerbsalter, deren Erwerbsquoten niedriger
sind als in den mittleren Altersgruppen. ~ABBILDUNG 72 LINkS Im Jahr 2024 lag die
Erwerbsquote der 20- bis 55-Jédhrigen bei 87 %, gegeniiber 77 % bei Personen im
Alter von 55 bis 64 Jahren (im Jahr 1991: 82 % bzw. 39 %). Zudem ist die durch-
schnittliche Arbeitszeit dlterer Erwerbstitiger geringer, ~ABBILDUNG 72 RECHTS unter
anderem aufgrund hoherer Teilzeitquoten. Im Jahr 2024 lag die durchschnittli-
che Jahresarbeitszeit bei den 55- bis 64-Jihrigen bei 1 301 Stunden, gegeniiber
1 364 Stunden bei den 20- bis 55-Jdhrigen (im Jahr 1991: 1 543 bzw. 1 549 Stun-
den). Der demografische Wandel reduziert damit nicht nur die Anzahl der Er-
werbspersonen, sondern auch die durchschnittlich geleisteten Arbeitsstunden je
Erwerbsperson. Der Riickgang des Arbeitsvolumens fillt entsprechend stiarker
aus als es die Bevolkerungsentwicklung allein nahelegen wiirde.

332. Um die kiinftige demografische Entwicklung abzuschitzen, stiitzt sich der
Sachverstindigenrat als Basisszenario auf die Annahmen G2 und L2 der 16. ko-
ordinierten Bevolkerungsvorausberechnung (kBv). N PLUSTEXT 12 N ABBILDUNG 71 LINKS
Damit werden die mittleren Annahmen innerhalb der Varianten der 16. kBv zur
Geburtenhaufigkeit (G2) und Lebenserwartung (L2) kombiniert. Ausgehend von
einer zusammengefassten Geburtenziffer von 1,35 Kindern je Frau im Jahr 2024
wird in G2 (und seiner Fortschreibung v ziFrer 413) unterstellt, dass sich die Ge-
burtenrate langfristig erholt und bis zum Jahr 2080 auf 1,47 Kinder je Frau an-
steigt. Im Pfad L2 steigt die Lebenserwartung bei Geburt bis zum Jahr 2080 ge-
geniiber dem Jahr 2024 um 7,2 Jahre bei Mannern und um 5,5 Jahre bei Frauen
auf 86,1 Jahre (Manner) und 89 Jahre (Frauen). Dadurch wird die Bevolkerung
im Durchschnitt dlter. Der Wanderungssaldo sinkt nach Annahme des Sachver-
stindigenrates bis zum Jahr 2030 auf 200 000 Personen, als mittleres Szenario
zwischen den Varianten W1 (150 000 Personen) und W2 (250 000 Personen)
der 16. kBv, und bleibt anschlieBend konstant. Das entspricht einer Nettozuwan-
derung von insgesamt 11,3 Millionen Personen im Zeitraum von 2025 bis 2080.
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N ABBILDUNG 72
Heterogenitat in Erwerbsquoten und Arbeitsstunden

Erwerbsquoten1 nach Altersgruppen Jahresarbeitszeit? nach Altersgruppen
in % in Stunden
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1 - Erwerbsquoten sind als Anteil der Erwerbspersonen an der Bevdlkerung der jeweiligen Altersgruppe definiert. Er-
werbspersonen umfassen Erwerbstatige und Erwerbslose. Zu den Erwerbstatigen zahlen nach OECD/ILO-Definition
abhangig Beschéftigte, Selbstdndige und mithelfende Familienangehdrige. Die Bevdlkerung im Erwerbsalter wird in
Anlehnung an die OECD als Bevolkerung im Alter von 20 bis 64 Jahren definiert. 2 - Durchschnittliche Jahres-
arbeitszeit aller Erwerbstatigen.

Quellen: IAB, OECD, eigene Berechnungen
© Sachverstandigenrat | 26-045-04 Daten (CSV) &

333. Im Basisszenario nimmt die Bevolkerung langfristig ab und diirfte bis
zum Jahr 2080, trotz des positiven Effekts der Migration, auf 71 Millionen Per-
sonen sinken. Die demografische Alterung durch das Ausscheiden groBer Jahr-
giange (unter anderem der Babyboomer, geboren in den Jahren 1955 bis 1969)
aus dem Erwerbsleben und den geringeren Ersatz durch jiingere Jahrginge
fiihrt dazu, dass der Anteil der Erwerbspersonen an der Bevolkerung stark sinkt.
Parallel dazu steigt das Durchschnittsalter der Erwerbspersonen (20 bis 64 Jah-
re) deutlich, von 45 im Jahr 2024 auf 50 im Jahr 2080. Der Altenquotient er-
hoht sich im Projektionszeitraum kontinuierlich. Insbesondere bis zum Jahr
2035 steigt er steil auf 51 an und liegt im Jahr 2080 bei 62. N ABBILDUNG 71 RECHTS
Durch die fallende Anzahl der Erwerbspersonen und die Alterung der Bevolke-
rung verringert sich kiinftig das Arbeitsvolumen und damit die Einnahmenbasis
der Sozialversicherungen, wihrend die Anzahl der Leistungsbeziehenden steigt.

N PLUSTEXT 12

Hintergrund: Projektionsverfahren fiir die Simulationen der kiinftigen
Entwicklung des Gesamtsozialversicherungsbeitragssatzes

Das Modell SIM.24 (,Social Insurance Model“, Datenstand: 2024) ist ein langfristi-
ges Simulationsmodell, das die Finanzentwicklung der gesetzlichen Sozialversi-
cherungen bei gegebener Rechtslage Uber viele Jahrzehnte projiziert (Werding et
al., 2026). Ausgangspunkt ist ein Demografie-Modul, das, angelehnt an die 16. ko-
ordinierte Bevolkerungsvorausberechnung, N zIFFER 413 die Grofle und Altersstruk-
tur der Bevolkerung bis zum Jahr 2080 fortschreibt. Die 16. kBv umfasst insge-
samt 27 Varianten, die unterschiedliche Annahmen zur Entwicklung der Geburten-
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		Jahr		Erwerbsquoten¹ nach Altersgruppen 20 bis unter 55 Jahren		Erwerbsquoten¹ nach Altersgruppen 55 bis 64 Jahren		Jahresarbeitszeit² nach Altersgruppen 20 bis unter 55 Jahren		Jahresarbeitszeit² nach Altersgruppen 55 bis 64 Jahren

		1991		82,4		38,8		1549,4		1542,9

		1992		82		39,4		1562,1		1554,2

		1993		81,9		40,2		1539,4		1519,6

		1994		81,8		40,6		1536		1511,6

		1995		81,9		42,4		1533,3		1490,6

		1996		82,3		44,1		1523,3		1473,4

		1997		82,8		45,2		1520,8		1467,6

		1998		83,8		45		1519,4		1464,2

		1999		83,8		43,7		1516,7		1438,4

		2000		83,8		42,9		1500,9		1364,8

		2001		84		42,9		1498,3		1334,2

		2002		84		43,3		1490,7		1320,1

		2003		84		43,1		1484		1309,1

		2004		84,3		47,8		1482		1296,6

		2005		84,4		52,1		1475,1		1269,9

		2006		85,1		54,9		1499		1272,4

		2007		85,3		57,2		1501,4		1275,8

		2008		85,2		58,7		1493,8		1272,4

		2009		85,2		61		1450		1242,1

		2010		85,2		62,5		1467,9		1261,7

		2011		85,6		64,2		1469,6		1279,4

		2012		85,5		65,4		1447,9		1272,4

		2013		85,5		67,5		1435,1		1273,7

		2014		85,4		69,1		1436,8		1294,7

		2015		85,4		69,4		1432,1		1324,4

		2016		85,1		71,3		1422		1342,2

		2017		85,2		72,6		1414,2		1342,7

		2018		85,6		73,6		1406,3		1341,9

		2019		86		74,7		1397,6		1335,6

		2020		85,2		74		1333		1291,1

		2021		85,2		74,1		1363		1313,7

		2022		86		75,3		1366,3		1315,7

		2023		86,2		76,4		1365,6		1308

		2024		86,7		77		1363,9		1301,4

		

		Titel: Heterogenität in Erwerbsquoten und Arbeitsstunden

		1 – Erwerbsquoten sind als Anteil der Erwerbspersonen an der Bevölkerung der jeweiligen Altersgruppe definiert. Erwerbspersonen umfassen Erwerbstätige und Erwerbslose. Zu den Erwerbstätigen zählen nach OECD/ILO-Definition abhängig Beschäftigte, Selbständige und mithelfende Familienangehörige. Die Bevölkerung im Erwerbsalter wird in Anlehnung an die OECD als Bevölkerung im Alter von 20 bis 64 Jahren definiert. 2 – Durchschnittliche Jahresarbeitszeit aller Erwerbstätigen. 

		Quellen: IAB, OECD, eigene Berechnungen 

		© Sachverständigenrat | 26-045-04
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Sozialversicherungen unter Reformdruck - Kapitel 4 m

haufigkeit, Lebenserwartung und Migration kombinieren. Diese werden flr Sensiti-
vitdtsanalysen herangezogen. Fir die gesamtwirtschaftliche Entwicklung werden
Annahmen in Anlehnung an die Potenzialprojektion genutzt. ~ziFFer 414 Flr GRVY,
GKYV, SPV und ALV bildet das Modell Versichertenkreise, beitragspflichtige Einnah-
men, Anspruchsvoraussetzungen und Leistungsgewahrung in enger Anlehnung an
den jeweiligen Rechtsstand ab und berechnet daraus die jahrlichen Ausgaben, die
langfristig durch Einnahmen gedeckt werden mussen. Bundeszuschisse werden
entsprechend dem geltenden Recht fortgeschrieben und keine diskretionaren Er-
héhungen unterstellt. Der verbleibende Finanzierungsbedarf schlagt sich daher im
Modell Uberwiegend in hdheren Beitragssatzen nieder.

Langfristige Entwicklung der Produktivitat und des Einkommens

334. Das Produktivititswachstum ist ein weiterer Bestimmungsfaktor der
finanziellen Nachhaltigkeit der Sozialversicherungen. Es wirkt sowohl
auf der Einnahmen- als auch auf der Ausgabenseite. Auf der Einnahmenseite er-
hoht es die Mittelzufliisse, weil es den Anstieg des realen Einkommens je Er-
werbstitigenstunde bestimmt und damit bei gegebenen Beitragssiatzen die bei-
tragspflichtige Bemessungsgrundlage erhoht. Steigende Einkommen erweitern
die Verteilungsspielraume zwischen privaten Haushalten, Unternehmen und
Staat und erleichtern es, hohere Leistungsbedarfe zu finanzieren, ohne Beitrags-
sitze anzuheben. Bei schwachem Produktivititswachstum verscharft sich dage-
gen der Zielkonflikt zwischen einem angemessenen Leistungsniveau und der
nachhaltigen Finanzierbarkeit von Leistungen. ~pLustexT11 Die zuletzt fiir
Deutschland beobachtete Abschwichung des Produktivititswachstums v agsiL-
DUNG 73 LINKs verstidrkt vor diesem Hintergrund die demografisch bedingten Her-
ausforderungen fiir die Finanzierung der Sozialversicherungen, weil reale Lohn-
zuwichse und damit Steigerungen der beitragspflichtigen Einnahmen gebremst
werden, wihrend der demografisch getriebene Ausgabenbedarf fiir Renten-,
Kranken- und Pflegeleistungen zunimmt.

335. Die Wirkung hoherer Produktivitiit und damit in der langen Frist ho-
herer Einkommen bzw. Lohne auf die Finanzen der einzelnen Sozial-
versicherungen unterscheidet sich zwischen diesen. Steigende Lohne
wirken sich beispielsweise in der GRV nach geltendem Recht direkt auf die jahr-
lichen Rentenanpassungen aus. Dies gilt erst recht, wenn die Anpassungsformel
nicht mehr einen Lohnfaktor und weitere Korrekturfaktoren enthalt, sondern di-
rekt auf ein konstantes Sicherungsniveau (,Haltelinie®) zielt (JG 2023 Zif-
fer 374). Fiir die GKV kann durch hohere Einkommen Aufwirtsdruck auf die Ge-
sundheitsausgaben entstehen. In theoretischen Modellen steigen Gesundheits-
ausgaben iiberproportional zum Einkommen, da mit steigendem Einkommen
der Grenznutzen zusitzlichen Giiterkonsums sinkt und der relative Wert von
Gesundheit und einer lingeren Lebensdauer steigt. Entsprechend nimmt der
Anteil der privaten und offentlichen Gesundheitsausgaben an den gesamtwirt-
schaftlichen Konsumausgaben zu (Hall und Jones, 2007).

Auch fiir Deutschland zeigt sich eine Entwicklung, die mit diesen Uberlegungen
im Einklang steht. Der Anteil der gesundheitsbezogenen Konsumausgaben pri-
vater und o6ffentlicher Haushalte am BIP stieg von 2,9 % im Jahr 1992 auf 3,5 %
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N ABBILDUNG 73
Wachstumsbeitrage der Komponenten des Produktionspotenzials und
des Arbeitsvolumens?

258

Wachstumsbeitrage zum Wachstumsbeitrage zum
Produktionspotenzial Arbeitsvolumen?
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4YO_Wachstum in % Wachstum in %
3,5
3,0+
2,5+
2,0
1,5
1,01
0,5+
O_
—0,5—
—1,0—
_1,5_
1970 90 00 10 20 30 40 50 60 2080 1970 90 00 10 20 30 40 50 60 2080
[ | Kapitaleinsatz Arbeitsvolumen Erwerbsbevoélkerung

Totale Faktorproduktivitat B Durchschnittliche Arbeitszeit
pro Erwerbstatigen

Potenzialwachstum

Strukturelle Erwerbslosenquote

B Erwerbsquote Migration®

Veranderung des Arbeitsvolumens

1 - Berechnungen des Sachverstandigenrates. 2 - Die Produktionselastizitat des Faktors Arbeit betragt 0,66. 3 - Ab
dem Jahr 2025 explizit modelliert; bis zum Jahr 2024 in Erwerbsbevolkerung inbegriffen.

Quellen: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen
© Sachverstandigenrat | 26-004-01 Daten (CSV) &

336.

im Jahr 2023 (4,1 % im Jahr 2022). Allerdings lasst diese Beobachtung keine
Riickschliisse auf die Einkommenselastizitdt der Gesundheitsausgaben als (zen-
trale) Ursache dieses Anstiegs zu. Altere makrookonomische Lindervergleiche
finden zwar typischerweise, dass die Gesundheitsausgaben auf Landerebene mit
dem Einkommen iiberproportional steigen (Newhouse, 1977). Allerdings kann
der Zusammenhang auf Individualebene deutlich schwicher ausfallen, etwa weil
Versicherungssysteme einen groBen Teil der Gesundheitskosten von individuel-
len Einkommensunterschieden entkoppeln (Getzen, 2000). Eine neuere Panel-
datenanalyse fiir OECD-Staaten von Baltagi und Moscone (2010) findet niedri-
gere Elastizitaten von deutlich unter eins, bestatigen aber eine enge langfristige
Kopplung der Gesundheitsausgaben an das Einkommensniveau.

Der Baumolsche Kosteneffekt ist ein weiterer struktureller Ausga-
bentreiber, der eng mit dem gesamtwirtschaftlichen Einkommens- und Pro-
duktivitatsfortschritt verkniipft ist (JG 2025 Kasten 43). In arbeitsintensiven
und nur begrenzt automatisierbaren Bereichen wie Gesundheit und Pflege steigt
die Arbeitsproduktivitdt langsamer als im gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt.
Dennoch miissen die Lohne in diesen Bereichen mit der allgemeinen Lohnent-
wicklung Schritt halten, um Arbeitskrifte zu gewinnen. Dies fiihrt zu einem stei-
genden Ausgabenanteil am BIP. Fiir den Gesundheitssektor liefert Hartwig
(2008) mit Paneldaten fiir OECD-Lander empirische Hinweise, dass Gesund-
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		Jahr		Wachstumsbeiträge zum Produktionspotenzial Kapitaleinsatz		Wachstumsbeiträge zum Produktionspotenzial Arbeitsvolumen		Wachstumsbeiträge zum Produktionspotenzial Totale Faktorproduktivität		Wachstumsbeiträge zum Produktionspotenzial Potenzialwachstum		Wachstumsbeiträge zum Arbeitsvolumen² Erwerbsbevölkerung		Wachstumsbeiträge zum Arbeitsvolumen² Durchschnittliche Arbeitszeit pro Erwerbstätigen		Wachstumsbeiträge zum Arbeitsvolumen² Strukturelle Erwerbslosenquote		Wachstumsbeiträge zum Arbeitsvolumen² Erwerbsquote		Wachstumsbeiträge zum Arbeitsvolumen² Migration³		Wachstumsbeiträge zum Arbeitsvolumen² Veränderung des Arbeitsvolumens

		1970																				

		1971		1,9		-0,7		1,7		2,8		0,2		-1		-0,1		-0,2		0		-1

		1972		1,8		-0,6		1,7		2,9		0,7		-1,2		-0,1		-0,2		0		-0,9

		1973		1,7		-0,7		1,7		2,7		0,7		-1,4		-0,1		-0,2		0		-1,1

		1974		1,5		-0,8		1,7		2,4		0,4		-1,3		-0,2		-0,2		0		-1,2

		1975		1,3		-0,9		1,6		2		0,1		-1,2		-0,2		-0,1		0		-1,4

		1976		1,2		-0,7		1,6		2,1		0,1		-1,1		-0,2		0,1		0		-1,1

		1977		1,2		-0,5		1,6		2,4		0,3		-1		-0,2		0,2		0		-0,7

		1978		1,2		-0,2		1,6		2,6		0,5		-1		-0,3		0,4		0		-0,4

		1979		1,3		0,1		1,6		2,9		0,7		-0,8		-0,3		0,6		0		0,2

		1980		1,3		0,1		1,5		2,9		0,8		-1,1		-0,3		0,7		0		0,1

		1981		1,2		0,1		1,5		2,7		0,7		-1,1		-0,4		0,9		0		0,1

		1982		1		0,2		1,5		2,7		0,4		-0,7		-0,4		1,1		0		0,3

		1983		1		0,2		1,5		2,6		0,2		-0,8		-0,4		1,2		0		0,3

		1984		0,9		0		1,5		2,4		0		-0,8		-0,4		1,1		0		0

		1985		0,9		-0,3		1,5		2,1		0		-1,2		-0,4		1		0		-0,5

		1986		0,9		-0,2		1,5		2,2		0,2		-1,2		-0,4		1		0		-0,3

		1987		0,9		-0,3		1,5		2,1		0,2		-1,1		-0,4		0,8		0		-0,5

		1988		0,9		-0,2		1,5		2,2		0,2		-1		-0,3		0,7		0		-0,4

		1989		1		-0,3		1,5		2,2		0,4		-1,2		-0,3		0,6		0		-0,4

		1990		1,1		-0,4		1,4		2,2		0,6		-1,4		-0,3		0,5		0		-0,5

		1991		1,1		-0,2		1,4		2,3		0,7		-1,2		-0,3		0,4		0		-0,4

		1992		1,1		0,5		1,4		3		0,9		-0,3		-0,3		0,4		0		0,7

		1993		1		0,4		1,3		2,7		0,9		-0,4		-0,3		0,4		0		0,5

		1994		0,9		0,1		1,2		2,2		0,4		-0,4		-0,3		0,4		0		0,1

		1995		0,9		-0,1		1,1		1,9		0,2		-0,5		-0,2		0,4		0		-0,1

		1996		0,8		-0,2		1		1,6		0,1		-0,7		-0,1		0,4		0		-0,4

		1997		0,8		-0,3		1		1,5		0		-0,7		-0,1		0,4		0		-0,4

		1998		0,8		-0,4		0,9		1,3		-0,1		-0,8		-0,1		0,4		0		-0,6

		1999		0,8		-0,3		0,8		1,3		0		-0,9		0		0,4		0		-0,5

		2000		0,8		-0,2		0,8		1,4		0		-0,9		0		0,4		0		-0,4

		2001		0,8		0		0,7		1,5		0,1		-0,7		0,1		0,5		0		0

		2002		0,6		0,1		0,7		1,5		0,2		-0,6		0,1		0,5		0		0,2

		2003		0,5		0,3		0,6		1,4		0,1		-0,4		0,1		0,6		0		0,4

		2004		0,5		0,3		0,6		1,4		0		-0,2		0,2		0,6		0		0,5

		2005		0,4		0,3		0,7		1,5		0		-0,3		0,2		0,6		0		0,5

		2006		0,5		0,3		0,6		1,5		-0,1		-0,2		0,2		0,6		0		0,5

		2007		0,5		0,3		0,6		1,4		-0,2		-0,2		0,3		0,6		0		0,5

		2008		0,6		0,3		0,6		1,4		-0,3		-0,2		0,3		0,6		0		0,4

		2009		0,4		0,1		0,5		1,1		-0,5		-0,2		0,3		0,6		0		0,2

		2010		0,4		0,1		0,5		0,9		-0,5		-0,2		0,3		0,5		0		0,1

		2011		0,4		0,2		0,5		1,1		-0,4		-0,3		0,4		0,6		0		0,3

		2012		0,4		0,3		0,4		1,1		-0,2		-0,3		0,4		0,6		0		0,5

		2013		0,4		0,3		0,4		1,2		-0,1		-0,3		0,3		0,6		0		0,5

		2014		0,4		0,3		0,5		1,2		-0,1		-0,3		0,3		0,7		0		0,5

		2015		0,4		0,6		0,5		1,5		0,2		-0,3		0,3		0,6		0		0,9

		2016		0,5		0,4		0,4		1,3		0,1		-0,4		0,4		0,5		0		0,6

		2017		0,5		0		0,4		0,9		-0,2		-0,5		0,4		0,4		0		0,1

		2018		0,5		0		0,3		0,9		-0,1		-0,6		0,3		0,4		0		0

		2019		0,6		-0,2		0,3		0,6		-0,2		-0,7		0,3		0,3		0		-0,3

		2020		0,5		-0,3		0,2		0,4		-0,2		-0,7		0,2		0,2		0		-0,5

		2021		0,4		-0,4		0,2		0,2		-0,1		-0,7		0,1		0,1		0		-0,5

		2022		0,4		0,3		0,2		0,8		0,8		-0,6		0,1		0,1		0		0,4

		2023		0,4		0,6		0,1		1,2		1,1		-0,4		0,1		0,2		0		0,9

		2024		0,4		0,2		0,1		0,6		0,3		-0,3		0		0,3		0		0,3

		2025		0,3		0		0,1		0,5		0		-0,2		0		0,3		0		0,1

		2026		0,3		0		0,2		0,5		-0,3		-0,1		0		0,2		0,2		0

		2027		0,3		-0,3		0,2		0,3		-0,6		-0,1		0		0		0,2		-0,5

		2028		0,3		-0,3		0,2		0,2		-0,6		-0,1		0		-0,1		0,3		-0,5

		2029		0,3		-0,3		0,2		0,2		-0,6		0		0		-0,2		0,3		-0,5

		2030		0,3		-0,3		0,2		0,2		-0,6		0		0		-0,2		0,3		-0,5

		2031		0,4		-0,3		0,2		0,3		-0,6		0		0		-0,2		0,3		-0,5

		2032		0,4		-0,3		0,2		0,3		-0,6		0		0		-0,2		0,3		-0,5

		2033		0,4		-0,3		0,2		0,3		-0,6		0		0		-0,1		0,3		-0,5

		2034		0,4		-0,3		0,2		0,3		-0,7		0		0		-0,1		0,3		-0,5

		2035		0,4		-0,3		0,2		0,3		-0,8		0		0		0		0,3		-0,5

		2036		0,4		-0,3		0,2		0,3		-0,9		0		0		0,2		0,3		-0,4

		2037		0,4		-0,2		0,2		0,4		-0,9		0		0		0,3		0,3		-0,3

		2038		0,4		-0,2		0,2		0,4		-1		0		0		0,4		0,3		-0,2

		2039		0,4		-0,1		0,2		0,4		-1,1		0		0		0,6		0,3		-0,2

		2040		0,4		-0,1		0,2		0,4		-1,2		0		0		0,7		0,3		-0,2

		2041		0,4		-0,1		0,2		0,5		-1,2		0		0		0,7		0,3		-0,1

		2042		0,4		0		0,2		0,5		-1,1		0		0		0,7		0,3		0

		2043		0,3		-0,1		0,2		0,5		-1,1		0		0		0,6		0,3		-0,1

		2044		0,3		-0,1		0,2		0,5		-1		0		0		0,6		0,3		-0,1

		2045		0,3		-0,1		0,2		0,4		-1		0		0		0,5		0,3		-0,2

		2046		0,4		-0,2		0,2		0,4		-0,9		0		0		0,3		0,3		-0,3

		2047		0,4		-0,2		0,2		0,3		-0,8		0		0		0,2		0,3		-0,3

		2048		0,4		-0,2		0,2		0,3		-0,7		0		0		0,1		0,3		-0,3

		2049		0,4		-0,2		0,2		0,3		-0,6		0		0		-0,1		0,3		-0,4

		2050		0,4		-0,3		0,2		0,3		-0,6		0		0		-0,1		0,3		-0,4

		2051		0,4		-0,3		0,2		0,3		-0,6		0		0		-0,1		0,3		-0,4

		2052		0,4		-0,3		0,2		0,3		-0,6		0		0		-0,1		0,3		-0,4

		2053		0,4		-0,3		0,2		0,2		-0,7		0		0		-0,2		0,4		-0,5

		2054		0,4		-0,4		0,2		0,2		-0,7		0		0		-0,2		0,4		-0,6

		2055		0,4		-0,4		0,2		0,2		-0,8		0		0		-0,2		0,4		-0,6

		2056		0,4		-0,4		0,2		0,2		-0,9		0		0		-0,2		0,4		-0,6

		2057		0,4		-0,4		0,2		0,2		-0,9		0		0		-0,1		0,4		-0,6

		2058		0,4		-0,3		0,2		0,2		-1		0		0		0		0,4		-0,5

		2059		0,4		-0,3		0,2		0,3		-1		0		0		0		0,4		-0,5

		2060		0,4		-0,3		0,2		0,3		-1		0		0		0,1		0,4		-0,5

		2061		0,4		-0,3		0,2		0,3		-1		0		0		0,1		0,4		-0,5

		2062		0,4		-0,3		0,2		0,3		-1		0		0		0,1		0,4		-0,5

		2063		0,4		-0,4		0,2		0,2		-1,1		0		0		0,1		0,4		-0,6

		2064		0,4		-0,4		0,2		0,2		-1,1		0		0		0,1		0,5		-0,6

		2065		0,4		-0,4		0,2		0,3		-1,1		0		0		0,1		0,5		-0,6

		2066		0,4		-0,3		0,2		0,3		-1,1		0		0		0,1		0,5		-0,5

		2067		0,4		-0,3		0,2		0,3		-1,1		0		0		0,1		0,5		-0,4

		2068		0,4		-0,2		0,2		0,4		-1		0		0		0,1		0,4		-0,4

		2069		0,4		-0,2		0,2		0,4		-0,9		0		0		0,2		0,4		-0,3

		2070		0,4		-0,2		0,2		0,4		-0,9		0		0		0,1		0,4		-0,3

		2071		0,5		-0,2		0,2		0,4		-0,9		0		0		0,1		0,4		-0,3

		2072		0,5		-0,2		0,2		0,5		-0,9		0		0		0,2		0,4		-0,3

		2073		0,5		-0,2		0,2		0,5		-1		0		0		0,2		0,4		-0,3

		2074		0,5		-0,2		0,2		0,4		-1		0		0		0,2		0,4		-0,3

		2075		0,5		-0,2		0,2		0,4		-0,9		0		0		0,2		0,4		-0,3

		2076		0,5		-0,2		0,2		0,4		-0,9		0		0		0,2		0,3		-0,4

		2077		0,5		-0,2		0,2		0,4		-0,9		0		0		0,2		0,3		-0,4

		2078		0,5		-0,3		0,2		0,4		-0,8		0		0		0,1		0,3		-0,4

		2079		0,5		-0,3		0,2		0,4		-0,7		0		0		0		0,2		-0,4

		2080		0,5		-0,3		0,2		0,4		-0,7		0		0		0		0,2		-0,5

		

		Titel: Wachstumsbeiträge der Komponenten des Produktionspotenzials und des Arbeitsvolumens¹

		1 – Berechnungen des Sachverständigenrates. 2 – Die Produktionselastizität des Faktors Arbeit beträgt 0,66. 3 – Ab dem Jahr 2025 explizit modelliert; bis zum Jahr 2024 in Erwerbsbevölkerung inbegriffen. 

		Quellen: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

		© Sachverständigenrat | 26-004-01



Abb073.csv: Die Datei steckt in dieser PDF. Öffnet der Klick sie nicht, steht sie in der Liste der Anlagen (Büroklammer).
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heitsausgaben von gesamtwirtschaftlichen Lohnsteigerungen getrieben werden,
die das Produktivititswachstum iibersteigen. Colombier (2017) schitzt fiir
OECD-Staaten, dass Baumols Kosteneffekt zwischen rund 0,15 und 0,4 Prozent-
punkten zum jihrlichen Wachstum der realen Pro-Kopf-Gesundheitsausgaben
beitrégt. Bates und Santerre (2013) dokumentieren vergleichbare Ergebnisse fiir
die US-Bundesstaaten.

337. Der Effekt des medizinisch-technischen Fortschritts auf die Ausga-
bendynamik der GKV ist a priori uneindeutig. Die Ausgaben kénnen sin-
ken, wenn beispielsweise durch Digitalisierung Effizienzgewinne realisiert wer-
den (Prozessinnovationen). Kostensteigerungen entstehen priméar durch die
Ausweitung der Indikationen und Behandlungsmoglichkeiten (Produktinnova-
tionen), etwa weil Innovationen das Spektrum behandelbarer Krankheiten er-
weitern und zusatzliche Leistungen in Anspruch genommen werden. Empirische
Studien deuten insgesamt auf einen ausgabensteigernden Nettoeffekt des medi-
zinisch-technischen Fortschritts hin. v ziFFErn 459 F.

338. Die Potenziale von Automatisierung und Digitalisierung werden in den Sozial-
versicherungen bislang nur begrenzt gehoben. Grundsitzlich konnen digitale
Pro- zessinnovationen sowohl in der Verwaltung der Sozialversicherungen als
auch in der Leistungserbringung Effizienzen steigern, die Ressourcenallokation
verbessern und durch die Nutzung von Daten zu Leistungsverbesserungen und -
innovationen beitragen. Beispielsweise konnen durch KI-gestiitzte Automatisie-
rungen von Verwaltungsverfahren oder durch den Einsatz robotischer Systeme
fiir logistische Routinetitigkeiten Effizienzgewinne erzielt werden. Zugleich kon-
nen Digitalisierung und Automatisierung in den Sozialversicherungen neue Ge-
schiftsfelder fiir Unternehmen ercffnen sowie Impulse fiir neue Geschiaftsmo-
delle und Griindungen setzen (Bratan et al., 2022; EFI, 2022). In der Pflege
bleibt die Entlastung der Beschiftigten durch Automatisierung bislang gering.
Der Einsatz von Robotik beschriankt sich auf erste Pilotprojekte. vziFFer 532 Ein
flichendeckender Datenaustausch zu Patientendaten oder im Pflegepersonal-
Monitoring schreitet nur langsam voran. ~ykasTen 37 Im Bereich der GKV gilt die
elektronische Patientenakte als zentraler Baustein der Digitalisierung mit erheb-
lichen Potenzialen fiir Produktivitiatssteigerungen und Kostensenkungen. Die
Nutzung der digitalen Patientenakte sowohl durch Versicherte als auch durch
Praxen ist jedoch bisher gering. ¥ zIFFErRN 458 FF.

339. In der langen Frist zeigt sich nach Schiatzungen des Sachverstindigenrates ein
sikularer Riickgang des Wachstums des Produktionspotenzials
(JG 2023 Ziffern 81 f.). naBBILDUNG 73 LINkS Wahrend das Potenzialwachstum zwi-
schen den Jahren 1970 und 1990 im Mittel bei etwa 2,5 % pro Jahr lag, ist es seit
der Wiedervereinigung im Trend kontinuierlich gefallen. Seit dem Jahr 2010 lag
es durchschnittlich bei 0,9 %. Der Riickgang lasst sich auf eine Abschwichung
des Wachstumsbeitrags der Totalen Faktorproduktivitat (TFP) sowie einen im
Trend geringeren Beitrag des Kapitaleinsatzes (von etwa 1,5 Prozentpunkten in
den 1970er-Jahren auf rund 0,4 bis 0,6 Prozentpunkte seit den 2010er-Jahren)
zuriickfiihren.

340. Da die Entwicklung der TFP fundamental unsicher ist, unterstellt der Sachver-
stindigenrat in seiner Projektion des Potenzialwachstums eine konstante TFP-
Wachstumsrate auf dem aktuellen Niveau von 0,24 Prozentpunkten im Jahr.
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Zur Einordnung der Projektionsergebnisse werden Sensitivitatsanalysen durch-
gefiihrt, in denen die TFP-Wachstumsrate gegeniiber der Basisannahme um je-
weils 0,2 Prozentpunkte nach oben und unten variiert wird. v assiLDUNG 83 Unter
der Basisannahme weist die Projektion ab dem Jahr 2026 iiber lange Zeit ein im
historischen Vergleich niedriges Potenzialwachstum aus, weil dem demografisch
bedingten Riickgang des Arbeitsvolumens (nur geringe) positive Beitrige des
Kapitaleinsatzes und der TFP entgegenwirken. yaBsiLDUNG 73 Daher liegt das
erwartete Potenzialwachstum Ende der 2020er-Jahre und zu Beginn
der 2030er-Jahre nur bei rund 0,2 % pro Jahr. Fiir die 2030er-Jahre ist
eine leichte Erholung zu erwarten, in der das Potenzialwachstum auf 0,4 % an-
steigt. Diese Verbesserung geht vor allem darauf zuriick, dass der negative Bei-
trag des Arbeitsvolumens voriibergehend weniger stark ausfillt, wiahrend der
Beitrag des Kapitaleinsatzes im Projektionszeitraum insgesamt moderat bleibt
(etwa 0,3 Prozentpunkte pro Jahr in den spiaten 2020er-Jahren).

In den 2040er-Jahren ist erneut eine ausgepriagte demografische Schwichepha-
se zu erwarten. Das Potenzialwachstum sinkt in diesem Zeitraum wieder deut-
lich, von rund 0,5 % in den frithen 2040er-Jahren auf etwa 0,3 % zu Beginn der
2050er-Jahre. Der negative Beitrag des Arbeitsvolumens kann dabei zeitweise
bis in die Gr6Benordnung von —0,3 Prozentpunkten reichen. Erst danach nor-
malisiert sich das Potenzialwachstum allmahlich.

2. Bisherige Entwicklung

Beitrage und Bundeszuschiisse decken gemeinsam (fast) alle Ausgaben der Sozi-
alversicherungen. Diese sind in den vergangenen Jahrzehnten vor allem auf-
grund von Leistungsausweitungen und Qualitdtsverbesserungen bei der Leis-
tungserbringung ~zIFFERN 461 FF. UND 541 angestiegen (JG 2023 Ziffern 368 f.). Le-
diglich in der ALV hat die giinstige wirtschaftliche Entwicklung der letzten zwei
Jahrzehnte zu einem sinkenden Anteil der Ausgaben am BIP gefiihrt.

Im Zeitraum von 1991 bis 2024 lagen die Beitriige und Zuschiisse in
Relation zum BIP zwischen 16 % und 20 %. ~aBBILDUNG 74 Fiir das Jahr
2024 ergaben sich 19,1 % des BIP.

Die Einnahmenstruktur wurde im gesamten Zeitraum maBgeblich durch die
Einnahmen der GRV und GKV gepragt. ~aBBiLDUNG 74 So lagen die Einnahmen
der GRV in den 2010er-Jahren zwischen 9 % und knapp 10 % des BIP, die Ein-
nahmen der GKV bei etwa 7 % des BIP. Die Einnahmen der SPV blieben iiber
den gesamten Zeitraum die kleinste Komponente unter allen Versicherungszwei-
gen, nahmen im Zeitablauf jedoch erkennbar zu. Nach ihrer Einfithrung im Jahr
1995 stieg das Einnahmenvolumen von rund 0,4 % im Jahr 1995 auf 1,5 % des
BIP im Jahr 2024. Die Einnahmen der ALV schwankten langfristig zwischen
rund 1 % und 3 % des BIP. Die Einnahmen der UV sind mit zuletzt etwa 0,4 %
des BIP gesamtwirtschaftlich deutlich weniger bedeutend.

Beitriige stellen im gesamten Zeitraum fiir alle Versicherungszweige
den mit Abstand groBten Teil der aggregierten Einnahmen dar. vassiL-
punG 74 Der Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz ist seit der Wiedervereini-
gung deutlich von 35,6 % im Jahr 1990 auf 42,3 % der beitragspflichtigen Ein-
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N ABBILDUNG 74
Entwicklung der Einnahmen in den Zweigen der Sozialversicherung1
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1 - Ohne Landwirtschaftliche Alterskassen und Gesetzliche Unfallversicherung; ohne sonstige Einnahmen der Sozial-
versicherungen. GRV-Gesetzliche Rentenversicherung, ALV-Arbeitslosenversicherung, GKV-Gesetzliche Krankenver-
sicherung, SPV-Soziale Pflegeversicherung.

Quellen: SIM.24, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen
© Sachverstandigenrat | 26-011-02 Daten (CSV) &

nahmen im Jahr 2026 angestiegen. » ABBILDUNG 75 Seit den 2000er-Jahren ist der
iiberwiegende Teil der Beitragssatzsteigerungen durch die Ausgabensteigerung
in der GKV und SPV bedingt. Der Beitragssatz der GRV war — aufgrund von Re-
formmaBnahmen und einer sehr giinstigen Entwicklung der Erwerbspersonen-
zahl wegen niedriger Arbeitslosigkeit und vergleichsweise hoher Erwerbsmigra-
tion — weitgehend stabil. Der Anteil der ALV am Gesamtsozialversicherungsbei-
tragssatz sank infolge der gilinstigen Arbeitsmarktentwicklung nach dem Jahr
2005 mehrfach.

344. Uber alle Sozialversicherungszweige hinweg beliefen sich die Bun-
deszuschiisse im Jahr 2024 auf rund 3,2 % des BIP. yABBILDUNG 74 Seit
2015 machten Bundeszuschiisse durchschnittlich rund 18 bis 21 % der Gesamt-
einnahmen der Sozialversicherungen aus. Der mit Abstand groBte Teil entfiel
dabei mit rund 2,7 bis 3,0 % des BIP auf die GRV. Die Bundeszuschiisse dienen
iiberwiegend der Finanzierung NBL und reduzieren, insbesondere in der GRV,
den Finanzierungsbedarf durch Beitrdge. v pLustexT 13 In der GKV blieben Bun-
deszuschiisse bislang nachrangig und lagen in der Regel deutlich unter 1 % des
BIP. v zIFrer 433 Auch die Einnahmen der SPV sind fast vollstindig beitragsfinan-
ziert. N ZIFFER 539
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		Jahr		Beiträge: GRV (in % des BIP)		Beiträge: ALV (in % des BIP)		Beiträge: GKV (in % des BIP)		Beiträge: SPV (in % des BIP)		Bundeszuschüsse: GRV (in % des BIP)		Bundeszuschüsse: ALV (in % des BIP)		Bundeszuschüsse: GKV (in % des BIP)		Bundeszuschüsse: SPV (in % des BIP)		Beiträge: Beitragseinnahmen insgesamt (in % des BIP)

		1991		6,8		2,2		5,6		0		1,6		0,1		0		0		14,6

		1992		6,9		2,3		5,8		0		1,8		0,4		0		0		15

		1993		6,9		2,3		6,3		0		1,9		0,9		0		0		15,4

		1994		7,2		2,3		6,3		0		2,1		0,5		0		0		15,8

		1995		7,4		2,3		6,1		0,4		2,1		0,3		0		0		16,2

		1996		7,6		2,3		6,2		0,6		2,2		0,5		0		0		16,7

		1997		7,8		2,2		6,2		0,8		2,3		0,4		0		0		17,1

		1998		7,6		2,2		6,2		0,8		2,6		0,3		0		0		16,7

		1999		7,4		2,2		6,1		0,8		2,9		0,3		0		0		16,5

		2000		7,1		2,2		6,1		0,8		3		0,2		0		0		16,2

		2001		7		2,2		6		0,8		3,1		0,2		0		0		15,9

		2002		6,9		2,1		6,1		0,8		3,3		0,4		0		0		15,9

		2003		7		2,1		6,2		0,7		3,5		0,4		0		0		16,1

		2004		6,9		2,1		6,1		0,7		3,4		0,3		0		0		15,8

		2005		6,8		2		6		0,8		3,3		0,3		0,1		0		15,6

		2006		7		2,1		5,9		0,8		3,2		0,2		0,2		0		15,7

		2007		6,4		1,3		5,9		0,7		3,1		0,4		0,1		0		14,3

		2008		6,5		1		6		0,8		3		0,5		0,1		0		14,3

		2009		6,8		0,9		6,3		0,9		3,2		0,5		0,3		0		14,9

		2010		6,6		0,9		6,1		0,8		3,1		0,8		0,6		0		14,4

		2011		6,5		0,9		6,2		0,8		3		0,4		0,6		0		14,4

		2012		6,5		1		6,3		0,8		2,9		0,4		0,5		0		14,5

		2013		6,4		1		6,3		0,9		2,9		0,2		0,4		0		14,5

		2014		6,4		1		6,3		0,9		2,8		0,2		0,4		0		14,5

		2015		6,3		1		6,3		1		2,8		0,2		0,4		0		14,6

		2016		6,4		1		6,4		1		2,7		0,2		0,4		0		14,8

		2017		6,4		1		6,5		1,1		2,8		0,2		0,4		0		14,9

		2018		6,5		1		6,5		1,1		2,8		0,2		0,4		0		15,1

		2019		6,6		0,8		6,6		1,3		2,8		0,2		0,4		0		15,3

		2020		6,9		0,8		6,9		1,4		3		0,2		0,5		0,1		16

		2021		6,7		0,8		6,8		1,4		2,9		0,6		0,5		0		15,6

		2022		6,5		0,8		6,6		1,3		2,7		0,2		0,7		0,1		15,2

		2023		6,5		0,9		6,6		1,4		2,7		0,2		0,4		0		15,3

		2024		6,7		0,9		6,9		1,5		2,7		0,2		0,3		0		15,9

		

		Titel: Entwicklung der Einnahmen in den Zweigen der Sozialversicherung¹

		1 – Ohne Landwirtschaftliche Alterskassen und Gesetzliche Unfallversicherung; ohne sonstige Einnahmen der Sozialversicherungen. GRV-Gesetzliche Rentenversicherung, ALV-Arbeitslosenversicherung, GKV-Gesetzliche Krankenversicherung, SPV-Soziale Pflegeversicherung. 

		Quellen: SIM.24, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

		© Sachverständigenrat | 26-011-02



Abb074.csv: Die Datei steckt in dieser PDF. Öffnet der Klick sie nicht, steht sie in der Liste der Anlagen (Büroklammer).
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N ABBILDUNG 75

Entwicklung der Beitragssatze in den Zweigen der Sozialversicherung1
_ % der beitragspflichtigen Einnahmen
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B Rentenversicherung Arbeitslosenversicherung KranI«enversicherung3
B Pflegeversicherung?

1 - Bis 1990 fruheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. 2 - Krankenversicherung ab Juli 2010: 15,5 % anstelle
bisher 14,9 %. 3 - Durchschnittlicher Beitragssatz; ab dem Jahr 2009 einheitlicher Beitragssatz zum Gesund-
heitsfonds. Inklusive durchschnittlicher kassenspezifischer Zusatzbeitrdge, die bis zum Jahr 2018 allein von den Ver-
sicherten zu tragen waren; seit dem Jahr 2019 werden diese paritatisch von Versicherten und Arbeitgebern getragen.
4 - Ohne Berucksichtigung von Beitragszuschlagen und -abschlagen nach Kinderzahl.

Quelle: Institut Arbeit und Qualifikation der Universitat Duisburg-Essen
© Sachverstandigenrat | 26-001-01 Daten (CSV) &

+

N PLUSTEXT 13

Hintergrund: Nicht beitragsgedeckte Leistungen und Bundeszuschiisse zur
Sozialversicherung

In der GRV (JG 2023 Kasten 23), GKV N KASTEN 26 und SPV NKASTEN 36 gibt es Leis-
tungen, die nicht dem Versicherungszweck entspringen, sondern sonstigen sozial-
politischen Zielen dienen. Speziell in der GRV gehen diese ,versicherungsfremden
Leistungen® nicht auf frihere Beitragszahlungen zurlick, sodass ihre Finanzierung
aus laufenden Beitragen nicht der Logik des Umlagesystems entspricht.

Eine eindeutige Abgrenzung solcher ,versicherungsfremden Leistungen® gibt
es nicht. In der GRV werden etwa die Anrechnung von Kindererziehungszeiten so-
wie der Grundrentenzuschlag dazugerechnet (DRV Bund, 2024). Das Bundesmi-
nisterium fir Gesundheit (BMG) zahlt im Kontext der GKV hierzu familienpolitisch
motivierte oder gesamtgesellschaftlich begrindete Leistungen, etwa die beitrags-
freie Mitversicherung von Ehepartnerinnen und Ehepartner und Kindern sowie
Leistungen rund um Schwangerschaft und Mutterschaft (BMG, 2026).

Zur Abgeltung nicht beitragsgedeckter Leistungen leistet der Bund Bundeszu-
schisse an die Sozialversicherungen (bzw. fur die Erziehungszeiten ab 1992 gebo-
rener Kinder eigene Beitrage). Fur das Jahr 2025 beliefen sich die Bundeszu-
schiusse zur GRV auf rund 94,1 Mrd Euro. Diese bestehen aus drei Komponenten
(§ 213 SGB VI), die uberwiegend einer pauschalen, d. h. nicht einzelnen Leistun-
gen zugerechneten, Finanzierung nicht beitragsgedeckter Leistungen dienen und
zugleich die Beitragsentwicklung dampfen sollen (DRV Bund, 2024; JG 2023 Zif-
fer 370): (1) Der allgemeine Bundeszuschuss (60,8 Mrd Euro) wird jahrlich mit der
Lohnentwicklung fortgeschrieben und bei Anderungen des Beitragssatzes propor-
tional angepasst. (2) Der zusatzliche Bundeszuschuss (15,7 Mrd Euro) wird jahr-
lich mit der Veranderungsrate des Umsatzsteueraufkommens fortgeschrieben. (3)

Sachverstandigenrat Wirtschaft - Jahresgutachten 2026/27



		Jahr		Rentenversicherung (% der beitragspflichtigen Einnahmen)		Arbeitslosenversicherung (% der beitragspflichtigen Einnahmen)		Krankenversicherung³ (% der beitragspflichtigen Einnahmen)		Pflegeversicherung⁴ (% der beitragspflichtigen Einnahmen)		Gesamt (% der beitragspflichtigen Einnahmen)

		1970		17		1,3		8,2				26,5

		1975		18		2		10,4				30,4

		1980		18		3		11,4				32,4

		1985		19,2		4,1		11,8				35,1

		1990		18,7		4,3		12,6				35,6

		1995		18,6		6,5		13,2		1		39,3

		2000		19,3		6,5		13,6		1,7		41,1

		2005		19,5		6,5		14,2		1,7		41,9

		2010		19,9		2,8		14,9		2		39,6

		2015		18,7		3		15,5		2,4		39,6

		2016		18,7		3		15,7		2,4		39,8

		2017		18,7		3		15,7		2,6		40

		2018		18,6		3		15,6		2,6		39,8

		2019		18,6		2,5		15,5		3,1		39,7

		2020		18,6		2,4		15,7		3,1		39,8

		2021		18,6		2,4		15,9		3,1		40

		2022		18,6		2,4		15,9		3,1		40

		2023		18,6		2,6		16,2		3,4		40,8

		2024		18,6		2,6		16,3		3,4		40,9

		2025		18,6		2,6		17,1		3,6		41,9

		2026		18,6		2,6		17,5		3,6		42,3

		

		Titel: Entwicklung der Beitragssätze in den Zweigen der Sozialversicherung¹

		1 – Bis 1990 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. 2 – Krankenversicherung ab Juli 2010: 15,5 % anstelle bisher 14,9 %. 3 – Durchschnittlicher Beitragssatz; ab dem Jahr 2009 einheitlicher Beitragssatz zum Gesundheitsfonds. Inklusive durchschnittlicher kassenspezifischer Zusatzbeiträge, die bis zum Jahr 2018 allein von den Versicherten zu tragen waren; seit dem Jahr 2019 werden diese paritätisch von Versicherten und Arbeitgebern getragen. 4 – Ohne Berücksichtigung von Beitragszuschlägen und -abschlägen nach Kinderzahl. 

		Quelle: Institut Arbeit und Qualifikation der Universität Duisburg-Essen 

		© Sachverständigenrat | 26-001-01



Abb075.csv: Die Datei steckt in dieser PDF. Öffnet der Klick sie nicht, steht sie in der Liste der Anlagen (Büroklammer).
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Der Erhéhungsbetrag (17,6 Mrd Euro) wird jahrlich mit der durchschnittlichen Ent-
wicklung der Bruttoldhne und -gehalter je Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer (§
213 Abs. 4 SGB VI) fortgeschrieben.

In der GKV erfolgt der Bundeszuschuss als pauschaler, gesetzlich fixierter Be-
trag: Der Bund leistet jahrlich 14,5 Mrd Euro in monatlichen Teilbetragen an den
Gesundheitsfonds (§ 221 SGB V). Daneben wurden in den vergangenen Jahren
befristete Uberjahrige Bundesdarlehen an den Gesundheitsfonds gewahrt, im Jahr
2023 in H6he von 1 Mrd Euro sowie in den Jahren 2025 und 2026 in Hbhe von je-
weils 2,3 Mrd Euro, die die Beitragssatzentwicklung in der GKV stabilisieren soll-
ten. Flr die SPV gibt es seit dem Jahr 2022 ebenfalls pauschale Bundesmittel von
1 Mrd Euro pro Jahr. Eine automatische Fortschreibung ist nicht vorgesehen, die
Zahlungen sind fir die Jahre 2024 bis 2027 jedoch ausgesetzt und sollen ab dem
Jahr 2028 wieder aufgenommen werden (§ 61a SGB XI).

Kunftige Entwicklung

345. Die Simulationen des Sachverstindigenrates zeigen, wie sich die Beitragssatze
und Bundesmittel zu den Sozialversicherungen bis zum Jahr 2080 entwickeln
(Werding et al., 2026). Sie basieren auf der Projektion der demografischen Ent-
wicklung und des Produktionspotenzials ~pLusTexT 12 unter der Annahme, dass
erh6hte Finanzierungsbedarfe durch eine Erhéhung der Beitragssitze ausgegli-
chen werden. Bundeszuschiisse werden hingegen regelbasiert, unter anderem
auf Basis der Beitragssatzentwicklung, fortgeschrieben. ~pLusTexT 13 Die kiinftige
Dynamik der Finanzierungsbedarfe der Sozialversicherungen wird bei gegebener
Rechtslage in den kommenden Jahrzehnten im Kern von drei Entwicklungen be-
stimmt. Erstens steigt in GRV, GKV und SPV demografisch bedingt die Anzahl
der Leistungsfille. Zweitens steigen die Ausgaben je Leistungsfall. Drittens ent-
wickelt sich die Bemessungsgrundlage langsamer als die Ausgaben. Der daraus
resultierende Anstieg des Gesamtsozialversicherungsbeitragssatzes konzentriert
sich auf die 2030er und 2040er-Jahre. Danach nimmt er mit nachlassender Ge-
schwindigkeit weiter zu.

Projektion des Gesamtsozialversicherungsbeitragssatzes

346. Im Basisszenario erhoht sich der Gesamtsozialversicherungsbei-
tragssatz von 42,3 % der beitragspflichtigen Einnahmen im Basisjahr
2026 zunichst auf 45,4 % im Jahr 2030. v AgBILDUNG 76 In den darauffolgen-
den Jahren setzt sich der Anstieg in ahnlichem Tempo fort. Bis zum Jahr 2040
steigt der Beitragssatz auf 49,7 %. Innerhalb von 14 Jahren erhoht sich die Abga-
benbelastung damit um 7,4 Prozentpunkte, wobei der stiarkste Zuwachs in den
2030er-Jahren erfolgt. Nach dem Jahr 2040 hilt der Anstieg an, wenngleich mit
etwas geringerer Steigung.

Urséachlich fiir die Entwicklung der Beitragssitze in der GRV ist vor allem die de-
mografische Alterung. v asgiLDUNG 71 Mit dem Eintritt der geburtenstarken Jahr-
ginge in den Ruhestand verringert sich in der GRV das Verhiltnis von Beitrags-
zahlenden zu Leistungsbeziehenden deutlich. Zugleich fiihrt die wachsende An-
zahl dlterer Menschen auch zu steigenden Ausgaben in der GKV und SPV. Dabei
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N ABBILDUNG 76

Projizierte Entwicklung des Gesamtsozialversicherungsbeitragssatzes1
y in % der beitragspflichtigen Einnahmen
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1 - GRV-Gesetzliche Rentenversicherung, GKV-Gesetzliche Krankenversicherung, SPV-Soziale Pflegeversicherung,
ALV-Arbeitslosenversicherung. Angaben fiir GKV und SPV inkl. durchschnittlicher Zusatzbeitrage bzw. Beitragszu-
schlage und -abschlage nach Kinderzahl.

Quellen: BA, BMAS, BMF, BMG, DRV, SIM.24, Statistisches Bundesamt
© Sachverstandigenrat | 26-013-01 Daten (CSV) &

dirfte auch der medizinisch-technische Fortschritt weiterhin erheblich zu Kos-
tensteigerungen in der GKV beitragen.  zIFFER 459

347. Andere Simulationen deuten auf ein dhnlich schnelles Wachstum des
Sozialversicherungsbeitragssatzes bis Mitte der 2030er-Jahre hin. So
projizieren Ochmann et al. (2025) die Beitragssatzentwicklung aller Sozialversi-
cherungszweige bis zum Jahr 2035. Im Basisszenario steigen die Beitragssitze
dort auf etwa 46 % im Jahr 2030 und knapp 49 % im Jahr 2035. Damit steigen
die Beitragssitze in den kommenden zehn Jahren noch etwas schneller als in
den Simulationen des Sachverstindigenrates (45,4 % in 2030 und 47,7 % in

2035).

Projektion der Bundeszuschusse

348. Im Basisszenario steigen die Bundeszuschiisse an die Sozialversiche-
rungen deutlich auf 3,7 % des BIP im Jahr 2030 (Werding et al., 2026).
In den 2030er-Jahren setzt sich der Anstieg fort. Bis 2040 erreichen sie 4,0 %
des BIP. ~vaBBILDUNG 77 Der Anstieg wird nahezu vollstindig von den Zuschiissen
an die GRV getragen. Deren Bundeszuschiisse beliefen sich im Jahr 2024 auf
2,7 % des BIP und steigen im Basisszenario bis zum Jahr 2030 auf 3,1 % sowie
bis zum Jahr 2040 auf 3,4 %. Die Bundeszuschiisse an die GKV steigen demge-
geniiber moderat. Nach 0,3 % des BIP im Jahr 2024 erhohen sie sich bis zum
Jahr 2030 auf 0,4 % und verbleiben bis zum Jahr 2040 auf diesem Niveau. Die
Zuschiisse an die SPV bleiben iiber den gesamten Projektionszeitraum mit rund
0,02 % des BIP sehr gering. Bundesmittel fiir die ALV (SGB III) verharren nach
dem Jahr 2024 bei etwa 0,2 % des BIP und tragen nicht wesentlich zur Dynamik
bei. Ab dem Jahr 2030 steigen die Bundeszuschiisse gleichformig an. Der tiber-

Sachverstandigenrat Wirtschaft - Jahresgutachten 2026/27



		Jahr		GRV (in % der beitragspflichtigen Einnahmen)		GKV (in % der beitragspflichtigen Einnahmen)		SPV (in % der beitragspflichtigen Einnahmen)		ALV (in % der beitragspflichtigen Einnahmen)		Basisszenario Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz (in % der beitragspflichtigen Einnahmen)

		2000		19,3		13,6		1,7		6,5		41,1

		2001		19,1		13,6		1,7		6,5		40,9

		2002		19,1		14		1,7		6,5		41,3

		2003		19,5		14,3		1,7		6,5		42

		2004		19,5		14,2		1,7		6,5		41,9

		2005		19,5		14,6		1,8		6,5		42,4

		2006		19,5		14,2		1,8		6,5		42

		2007		19,9		14,8		1,8		4,2		40,7

		2008		19,9		14,9		1,9		3,3		40

		2009		19,9		15,2		2		2,8		39,9

		2010		19,9		14,9		2		2,8		39,6

		2011		19,9		15,5		2		3		40,4

		2012		19,6		14,7		2		3		39,3

		2013		18,9		15,2		2,1		3		39,2

		2014		18,9		15,4		2,1		3		39,4

		2015		18,7		15,7		2,4		3		39,8

		2016		18,7		15,7		2,4		3		39,8

		2017		18,7		15,7		2,6		3		40

		2018		18,6		15,6		2,6		3		39,8

		2019		18,6		15,5		3,1		2,5		39,8

		2020		18,6		15,7		3,1		2,4		39,9

		2021		18,6		15,9		3,1		2,4		40

		2022		18,6		15,9		3,2		2,4		40,1

		2023		18,6		16,2		3,3		2,6		40,7

		2024		18,6		16,3		3,5		2,6		41

		2025		18,6		17,1		3,7		2,6		42

		2026		18,6		17,5		3,7		2,6		42,3

		2027		19,4		17,7		4,3		2,6		44

		2028		19,8		17,8		4,5		2,6		44,7

		2029		19,8		18		4,6		2,6		45

		2030		20		18,2		4,7		2,6		45,4

		2031		20,2		18,3		4,7		2,6		45,9

		2032		20,6		18,4		4,7		2,6		46,4

		2033		20,8		18,6		4,8		2,7		46,9

		2034		21		18,7		4,8		2,8		47,3

		2035		21,2		18,9		4,8		2,8		47,7

		2036		21,3		19,1		4,8		2,9		48,1

		2037		21,5		19,3		4,9		2,9		48,5

		2038		21,6		19,4		5		2,9		48,9

		2039		21,7		19,6		5,1		3		49,3

		2040		21,8		19,8		5,2		3		49,8

		2041		21,9		20		5,3		3		50,2

		2042		22		20,1		5,4		3		50,6

		2043		22,2		20,3		5,5		3,1		51

		2044		22,3		20,4		5,6		3,1		51,4

		2045		22,4		20,6		5,7		3,1		51,9

		2046		22,6		20,7		5,8		3,2		52,3

		2047		22,7		20,8		5,9		3,2		52,6

		2048		22,9		20,9		6		3,2		53

		2049		23		21		6,1		3,2		53,4

		2050		23,2		21,1		6,2		3,3		53,7

		2051		23,3		21,2		6,3		3,3		54,1

		2052		23,5		21,3		6,3		3,3		54,4

		2053		23,7		21,3		6,4		3,4		54,7

		2054		23,8		21,4		6,4		3,4		55

		2055		23,9		21,4		6,4		3,4		55,2

		2056		24		21,5		6,5		3,4		55,4

		2057		24,1		21,5		6,5		3,5		55,6

		2058		24,2		21,6		6,5		3,5		55,8

		2059		24,3		21,6		6,5		3,5		56

		2060		24,4		21,7		6,5		3,6		56,2

		2061		24,5		21,8		6,5		3,6		56,4

		2062		24,7		21,8		6,5		3,6		56,6

		2063		24,8		21,9		6,5		3,6		56,8

		2064		24,9		21,9		6,5		3,7		57

		2065		25		22		6,6		3,7		57,2

		2066		25,1		22,1		6,6		3,7		57,5

		2067		25,2		22,2		6,7		3,7		57,7

		2068		25,3		22,2		6,7		3,8		58

		2069		25,4		22,3		6,8		3,8		58,2

		2070		25,5		22,4		6,9		3,8		58,5

		2071		25,6		22,4		6,9		3,8		58,7

		2072		25,6		22,5		7		3,8		58,9

		2073		25,7		22,5		7,1		3,8		59,1

		2074		25,8		22,5		7,1		3,8		59,3

		2075		25,8		22,5		7,2		3,8		59,4

		2076		25,9		22,6		7,2		3,9		59,5

		2077		25,9		22,6		7,2		3,9		59,6

		2078		26		22,6		7,3		3,9		59,7

		2079		26,1		22,5		7,3		3,9		59,8

		2080		26,1		22,5		7,3		3,9		59,8

		

		Titel: Projizierte Entwicklung des Gesamtsozialversicherungsbeitragssatzes¹

		1 – GRV-Gesetzliche Rentenversicherung, GKV-Gesetzliche Krankenversicherung, SPV-Soziale Pflegeversicherung, ALV-Arbeitslosenversicherung. Angaben für GKV und SPV inkl. durchschnittlicher Zusatzbeiträge bzw. Beitragszuschläge und -abschläge nach Kinderzahl. 

		Quellen: BA, BMAS, BMF, BMG, DRV, SIM.24, Statistisches Bundesamt 

		© Sachverständigenrat | 26-013-01
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wiegende Teil des langfristigen Anstiegs der Bundeszuschiisse entfallt ebenfalls
auf die GRV.

N ABBILDUNG 77
Projizierte Entwicklung der Bundeszuschiisse in den Sozialversicherungen1
in % des BIP
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1 - GRV-Gesetzliche Rentenversicherung, GKV-Gesetzliche Krankenversicherung, SPV-Soziale Pflegeversicherung,
ALV-Arbeitslosenversicherung.

Quelle: BA, BMG, DRV, SIM.24, eigene Berechnungen
© Sachverstandigenrat | 26-015-02 Daten (CSV)

Verteilung der intergenerationellen Beitragssatzbelastung

349. Aus den Simulationen des Sachverstindigenrates fiir die Beitragssitze der Sozi-
alversicherungen berechnen Werding et al. (2026) die durchschnittlichen Bei-
tragssitze in % des Lebenserwerbseinkommens verschiedener Geburtsjahrgan-
ge. ~BBILDUNG 78 Die durchschnittliche Belastung der Lebenserwerbseinkommen
durch die Summe der Sozialversicherungsbeitragssitze fiir den Geburtsjahrgang
1960 betrug 39,4 %. Fiir den Geburtsjahrgang 2020 wird ein Anstieg um
17,4 Prozentpunkte auf 56,8 % projiziert. Steigende Sozialversicherungsbeitrige
konnen die Erwerbschancen der betrachteten Jahrginge beeintrachtigen. vz
FERN 350 FF.
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		Jahr		GRV (in % des BIP)		GKV (in % des BIP)		SPV (in % des BIP)		ALV (in % des BIP)		Basisszenario Bundeszuschüsse (in % des BIP)

		2000		3		0		0		0,2		3,2

		2001		3,1		0		0		0,2		3,4

		2002		3,3		0		0		0,4		3,7

		2003		3,5		0		0		0,4		3,9

		2004		3,4		0		0		0,3		3,7

		2005		3,3		0,1		0		0,3		3,7

		2006		3,2		0,2		0		0,2		3,5

		2007		3,1		0,1		0		0,4		3,6

		2008		3		0,1		0		0,5		3,6

		2009		3,2		0,3		0		0,5		4

		2010		3,1		0,6		0		0,8		4,5

		2011		3		0,6		0		0,4		4

		2012		2,9		0,5		0		0,4		3,8

		2013		2,9		0,4		0		0,2		3,4

		2014		2,8		0,4		0		0,2		3,3

		2015		2,8		0,4		0		0,2		3,3

		2016		2,7		0,4		0		0,2		3,3

		2017		2,7		0,4		0		0,2		3,3

		2018		2,8		0,4		0		0,2		3,3

		2019		2,8		0,4		0		0,2		3,4

		2020		3		0,5		0,1		0,2		3,7

		2021		2,9		0,5		0		0,6		4,1

		2022		2,7		0,7		0,1		0,2		3,7

		2023		2,7		0,4		0		0,1		3,3

		2024		2,7		0,3		0		0,2		3,2

		2025		2,8		0,3		0		0,2		3,3

		2026		2,9		0,3		0		0,2		3,4

		2027		2,9		0,3		0		0,1		3,4

		2028		3,2		0,3		0		0,1		3,7

		2029		3,1		0,4		0		0,1		3,6

		2030		3,1		0,4		0		0,1		3,7

		2031		3,2		0,4		0		0,2		3,7

		2032		3,2		0,4		0		0,2		3,7

		2033		3,2		0,4		0		0,2		3,8

		2034		3,3		0,4		0		0,2		3,8

		2035		3,3		0,4		0		0,2		3,9

		2036		3,3		0,4		0		0,2		3,9

		2037		3,3		0,4		0		0,2		3,9

		2038		3,4		0,4		0		0,2		3,9

		2039		3,4		0,4		0		0,2		4

		2040		3,4		0,4		0		0,2		4

		2041		3,4		0,4		0		0,2		4

		2042		3,4		0,4		0		0,2		4

		2043		3,4		0,4		0		0,2		4

		2044		3,5		0,4		0		0,2		4,1

		2045		3,5		0,4		0		0,2		4,1

		2046		3,5		0,4		0		0,2		4,1

		2047		3,5		0,4		0		0,2		4,1

		2048		3,5		0,4		0		0,2		4,2

		2049		3,6		0,4		0		0,2		4,2

		2050		3,6		0,4		0		0,2		4,2

		2051		3,6		0,4		0		0,2		4,3

		2052		3,6		0,4		0		0,2		4,3

		2053		3,7		0,4		0		0,2		4,3

		2054		3,7		0,4		0		0,2		4,4

		2055		3,7		0,4		0		0,2		4,4

		2056		3,8		0,4		0		0,2		4,4

		2057		3,8		0,4		0		0,2		4,4

		2058		3,8		0,4		0		0,2		4,5

		2059		3,8		0,5		0		0,2		4,5

		2060		3,8		0,5		0		0,2		4,5

		2061		3,9		0,5		0		0,2		4,5

		2062		3,9		0,5		0		0,2		4,6

		2063		3,9		0,5		0		0,2		4,6

		2064		3,9		0,5		0		0,2		4,6

		2065		4		0,5		0		0,2		4,6

		2066		4		0,5		0		0,2		4,7

		2067		4		0,5		0		0,2		4,7

		2068		4		0,5		0		0,2		4,7

		2069		4,1		0,5		0		0,2		4,8

		2070		4,1		0,5		0		0,2		4,8

		2071		4,1		0,5		0		0,2		4,8

		2072		4,1		0,5		0		0,2		4,8

		2073		4,2		0,5		0		0,2		4,9

		2074		4,2		0,5		0		0,2		4,9

		2075		4,2		0,5		0		0,2		4,9

		2076		4,2		0,5		0		0,2		4,9

		2077		4,3		0,5		0		0,2		5

		2078		4,3		0,5		0		0,2		5

		2079		4,3		0,5		0		0,2		5

		2080		4,3		0,5		0		0,2		5

		

		Titel: Projizierte Entwicklung der Bundeszuschüsse in den Sozialversicherungen¹

		1 – GRV-Gesetzliche Rentenversicherung, GKV-Gesetzliche Krankenversicherung, SPV-Soziale Pflegeversicherung, ALV-Arbeitslosenversicherung. 

		Quelle: BA, BMG, DRV, SIM.24, eigene Berechnungen 

		© Sachverständigenrat | 26-015-02
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N ABBILDUNG 78

Projizierte Entwicklung der Beitragssatze in den Zweigen der Sozialversicherung nach

Geburtsjahrgangen
Durchschnittlicher Beitragssatz in der Erwerbsphase® in % der beitragspflichtigen Einnahmen?
4 56,8
54,4 36
51,0 34 2
507 473 S vn K3
40+ 37,4 : 3,8
34,2 4.4 21,8
41 —C | — 2,7 501 21,1 :
30 5 05 L 187 !
20
10+
O—.
1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 2020
Geburtsjahrgange

B Gesetzliche Rentenversicherung
B Soziale Pflegeversicherung

Gesetzliche Krankenversicherung
Arbeitslosenversicherung

1 - Erwerbsphase fir die Geburtsjahrgange 1940 und 1950 entspricht dem Alter von 20 bis 65 Jahren, fir den Ge-
burtsjahrgang 1960 von 20 bis 66 Jahren, fir die Geburtsjahrgange von 1970 bis 2020 von 20 bis 67 Jahren.
2 - Die Berechnungen neutralisieren die Veranderung der Durchschnittsentgelte der Versicherten im Erwerbsverlauf.

Quelle: SIM.24
© Sachverstandigenrat | 26-136-01
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350. Die Steuer- und Abgabenbelastung von Arbeitseinkommen ist in Deutschland
im internationalen Vergleich hoch und wird bei Durchschnittsverdienenden vor
allem durch Sozialversicherungsbeitrige geprigt. Dauerhaft hohere Bei-
tragssitze vergroBBern den Keil zwischen Arbeitskosten und Netto-
lohn. Die zusitzliche Last finanzieren Arbeitgeber sowie Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer in Deutschland annidhernd halftig. Fiir private Haushalte
dampfen geringere Nettolohnzuwdchse das Wachstum der verfiigbaren Einkom-
men und damit den privaten Konsum. Dariiber hinaus kénnen hohere Beitrags-
sitze die Erwerbsanreize schwichen und dadurch das Arbeitsangebot mindern.
Fiir Unternehmen erhohen sich die Arbeitskosten, was Arbeitsnachfrage und In-
vestitionen belasten kann. Die fiir die kommenden Dekaden projizierte
Beitragssatzsteigerungen konnen damit das BIP-Wachstum merklich
diampfen.

1. Steuer- und Abgabenkeil im internationalen
Vergleich

351. Deutschland weist im internationalen Vergleich einen relativ hohen

Steuer- und Abgabenkeil auf. vBBiLDUNG 79 Im Jahr 2024 betrug er fiir Al-
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		Geburtsjahrgänge		Gesetzliche Rentenversicherung (Durchschnittlicher Beitragssatz in der Erwerbsphase¹ in % der beitragspflichtigen Einnahmen²)		Gesetzliche Krankenversicherung (Durchschnittlicher Beitragssatz in der Erwerbsphase¹ in % der beitragspflichtigen Einnahmen²)		Soziale Pflegeversicherung (Durchschnittlicher Beitragssatz in der Erwerbsphase¹ in % der beitragspflichtigen Einnahmen²)		Arbeitslosenversicherung (Durchschnittlicher Beitragssatz in der Erwerbsphase¹ in % der beitragspflichtigen Einnahmen²)

		1940		17,9		11,8		0,4		4,1

		1950		18,9		13		0,9		4,6

		1960		19		14,3		1,7		4,4

		1970		19,4		15,7		2,7		3,8

		1980		20		17,2		3,7		3,2

		1990		21		18,7		4,7		2,9

		2000		22,3		20,1		5,5		3,1

		2010		23,7		21,1		6,2		3,4

		2020		24,7		21,8		6,6		3,6

		

		Titel: Projizierte Entwicklung der Beitragssätze in den Zweigen der Sozialversicherung nach Geburtsjahrgängen

		1 – Erwerbsphase für die Geburtsjahrgänge 1940 und 1950 entspricht dem Alter von 20 bis 65 Jahren, für den Geburtsjahrgang 1960 von 20 bis 66 Jahren, für die Geburtsjahrgänge von 1970 bis 2020 von 20 bis 67 Jahren. 2 – Die Berechnungen neutralisieren die Veränderung der Durchschnittsentgelte der Versicherten im Erwerbsverlauf. 

		Quelle: SIM.24 

		© Sachverständigenrat | 26-136-01



Abb078.csv: Die Datei steckt in dieser PDF. Öffnet der Klick sie nicht, steht sie in der Liste der Anlagen (Büroklammer).
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leinstehende ohne Kinder mit Durchschnittseinkommen 47,9 % der Arbeitskos-
ten. ¥ ABBILDUNG 79 LINkS Im Vergleich der 38 OECD-Staaten lag Deutschland damit
auf Rang 2, unmittelbar hinter Belgien. Der Durchschnitt der EU 14 Staaten be-
trug 42,2 %, der OECD-Durchschnitt 34,9 %.

N PLUSTEXT 14
Hintergrund: Steuer- und Abgabenkeil

Der Steuer- und Abgabenkeil misst die Belastung der Arbeitseinkommen und -kos-
ten durch Steuern und Abgaben als Differenz zwischen den Arbeitskosten des Ar-
beitgebers und dem Nettolohn des Arbeitnehmers in % der Arbeitskosten. Er um-
fasst die Einkommensteuer sowie Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeitrage zur Sozi-
alversicherung, abzlglich staatlicher Transferleistungen.

352. Der vergleichsweise hohe Steuer- und Abgabenkeil fiir Alleinstehende ohne Kin-
der mit Durchschnittseinkommen in Deutschland ist vor allem auf die Sozialver-
sicherungsbeitriage zuriickzufiihren. Die Arbeitnehmerbeitrage belaufen sich auf
17,3 % der Arbeitskosten und liegen damit deutlich iiber dem Durchschnitt der
EU 14 Staaten von 8,6 %. Die Arbeitgeberbeitriage sind mit 16,8 % leicht unter
dem EU 14-Durchschnitt von 17,5 %. Die Belastung durch die Einkommensteuer
liegt in Deutschland mit 13,9 % unter dem EU 14-Durchschnitt von 16,2 %. Da-
gegen liegt Deutschland bei allen Komponenten iiber dem OECD-Durchschnitt,
der 8,1 % der Arbeitskosten fiir die Arbeitnehmerbeitrige, 13,4 % fiir die Arbeit-
geberbeitrige und 13,4 % fiir die Einkommensteuer betrigt (OECD, 2025a).

N ABBILDUNG 79
Steuer- und Abgabenbelastung fiir Durchschnittseinkommen im internationalen Vergleich1

Alleinstehende ohne Kinder Einverdienerpaare mit zwei Kindern
_in % der Arbeitskosten 60 in % der Arbeitskosten
50 504
40+ 40
30+ 304
20+ 204
10+ 10+
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-10+ -10-
-20r——r+—7"—7—"7"—"7—"7T 77T 7T 77— 00"r—FT"FT"7TTTT 77T 7T 7T T T
BEDEFR IT ATEU-SE ESDK IE NLOE-JP USUKCH BEDEFR IT ATEU-SE ESDK IE NLOE-JP USUKCH
14 CD 14 CcD
B Einkommensteuer Sozialbeitrage Sozialbeitrage Transfers
der Arbeitnehmer der Arbeitgeber

1 - BE-Belgien, DE-Deutschland, FR-Frankreich, IT-ltalien, AT-Osterreich, EU14-Durchschnitt der abgebildeten Mit-
gliedstaaten sowie Finnland, Griechenland, Luxemburg und Portugal, SE-Schweden, ES-Spanien, DK-Danemark, IE-
Irland, NL-Niederlande, OECD-Durchschnitt der Mitgliedstaaten, JP-Japan, US-USA, UK-Vereinigtes Konigreich, CH-
Schweiz.

Quellen: OECD, eigene Berechnungen
© Sachverstandigenrat | 26-002-04 Daten (CSV) &
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		Land		Alleinstehende ohne Kinder Einkommensteuer		Alleinstehende ohne Kinder Sozialbeiträge der Arbeitnehmer		Alleinstehende ohne Kinder Sozialbeiträge der Arbeitgeber		Alleinstehende ohne Kinder Transfers		Einverdienerpaare mit zwei Kindern Einkommensteuer		Einverdienerpaare mit zwei Kindern Sozialbeiträge der Arbeitnehmer		Einverdienerpaare mit zwei Kindern Sozialbeiträge der Arbeitgeber		Einverdienerpaare mit zwei Kindern Transfers

		BE		20,3		11		21,3		0		11,1		10,9		21,3		-6,3

		DE		13,9		17,3		16,8		0		-0,1		16,6		16,8		0

		FR		12,3		8,3		26,7		0		7		8,3		26,7		-2,9

		IT		15,9		7,2		24		0		14,4		7,2		24		-10,2

		AT		11,6		14		21,6		-0,3		5,5		14		21,6		-8,5

		EU- 14		16,2		8,6		17,5		0		11,2		8,5		17,5		-5

		SE		12,2		5,3		23,9		0		12,2		5,3		23,9		-4,5

		ES		12,3		5		23,4		0		7,8		5		23,4		0

		DK		35,4		0		0,6		0		31,8		0		0,6		-5,7

		IE		21,6		3,6		10		0		13,9		3,6		10		-4,7

		NL		15		9,2		10,8		0		15		9,2		10,8		-7,9

		OE- CD		13,4		8,1		13,4		0		9,4		8,2		13,4		-5,3

		JP		6,3		12,7		13,6		0		3,2		12,7		13,6		-3,8

		US		15,5		7,1		7,5		0		5,5		7,1		7,5		0

		UK		13,9		5,3		10,2		0		13,9		5,3		10,2		-3,9

		CH		10,9		6		6		0		4,6		6		6		-5,7

		

		Titel: Steuer- und Abgabenbelastung für Durchschnittseinkommen im internationalen Vergleich¹

		1 – BE-Belgien, DE-Deutschland, FR-Frankreich, IT-Italien, AT-Österreich, EU14-Durchschnitt der abgebildeten Mitgliedstaaten sowie Finnland, Griechenland, Luxemburg und Portugal, SE-Schweden, ES-Spanien, DK-Dänemark, IE-Irland, NL-Niederlande, OECD-Durchschnitt der Mitgliedstaaten, JP-Japan, US-USA, UK-Vereinigtes Königreich, CH-Schweiz. 

		Quellen: OECD, eigene Berechnungen 

		© Sachverständigenrat | 26-002-04



Abb079.csv: Die Datei steckt in dieser PDF. Öffnet der Klick sie nicht, steht sie in der Liste der Anlagen (Büroklammer).
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353.

354.

Dieser Vergleich beriicksichtigt ausschlieBlich verpflichtende Steuern und Sozi-
alversicherungsabgaben an 6ffentliche Systeme. Das ermoglicht den Vergleich
der gesamten Steuer- und Abgabenlast {iber Systeme mit unterschiedlichen Fi-
nanzierungslogiken hinweg. Die Teilkomponenten sind jedoch nur einge-
schrankt vergleichbar, da sich die Rolle von Sozialbeitrigen und Einkommen-
steuern bei der Finanzierung offentlicher Leistungen zwischen Lindern unter-
scheidet. Bei dhnlichem Steuer- und Abgabenkeil kann sich die Belastung daher
zwischen den Komponenten verschieben — etwa im Vergleich zwischen Dane-
mark und Deutschland. Zudem werden keine verpflichtenden, privaten Versi-
cherungen einbezogen. Die Beriicksichtigung privater Pflichtabgaben erhoht in 9
von 34 OECD-Staaten den Steuer- und Abgabenkeil um mehr als 5 Prozentpunk-
te (OECD, 2025b). Deutschland bleibt auch dann ein Land mit hoher Abgaben-
belastung und liegt im OECD-Vergleich auf Rang 3 hinter Belgien und den Nie-
derlanden.

Der internationale Vergleich der Steuer- und Abgabenbelastung un-
terscheidet sich deutlich fiir verschiedene Haushaltstypen. Der Steuer-
und Abgabenkeil fiir Einverdienerpaare mit zwei Kindern und einem Durch-
schnittseinkommen lag in Deutschland im Jahr 2024 mit 33,3 % auf Rang 10
und damit deutlich niedriger als fiir Alleinstehende ohne Kinder auf Rang 2. v -
BILDUNG 79 Der Grund dafiir ist, dass die Einkommensteuer fiir Durchschnittsver-
dienende infolge von Kinder- und Ehegattenentlastungen nahezu vollstindig
entfillt, wihrend die Sozialbeitrige weitgehend unverandert bleiben. Dabei wird
der Vorteil der beitragsfreien Familienversicherung v zirrer 497 allerdings nicht
beriicksichtigt, da der OECD-Indikator lediglich die Hohe der gezahlten Beitrige
erfasst, nicht aber, wie viele Personen dadurch leistungsberechtigt sind bzw.
Leistungen in Anspruch nehmen kénnen.

Seit dem Jahr 2000 ist der Steuer- und Abgabenkeil in Deutschland
ypLusTexT 14 fiir alleinstehende Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit
Durchschnittseinkommen von 52,9 % auf 47,9 % gesunken. Die niedrigeren
EU 14- und OECD-Mittelwerte sind im selben Zeitraum weniger stark zuriickge-
gangen. N ABBILDUNG 80 Auf der gesetzgeberischen Seite wirkten vor allem die stu-
fenweisen Tarifentlastungen bei der Einkommensteuer (Steuerentlastungsgesetz
1999/2000/2002; Steuersenkungsgesetz 2000). Aus dem Aufkommen der 6ko-
logischen Steuerreform in den Jahren 1999 bis 2003, mit hoheren Energiesteu-
ersiatzen und der Einfiihrung einer Stromsteuer, wurden héhere Bundeszuschiis-
se zur GRV finanziert und damit der Anstieg der Rentenbeitragssitze gedampft
(Bach et al., 2019). v zIFrer 343 Ab dem Jahr 2007 folgte eine deutliche Senkung
des Beitragssatzes zur ALV, ermdglicht durch die gilinstige Arbeitsmarktlage und
hohere Bundeszuschiisse (JG 2008 Ziffern 497 und 705).
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N ABBILDUNG 80

Durchschnittliche Steuer- und Abgabenbelastung in Deutschland im Zeitverlauf
Alleinstehende ohne Kinder mit Durchschnittseinkommen

in % der Arbeitskosten
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1 - Der Steuer- und Abgabenkeil umfasst weiterhin Transferleistungen, die als Negativwert in die Berechnung einge-
hen. Fur den dargestellten Haushaltstyp betrugen diese im Jahr 2022 0,44 % der Arbeitskosten und fir die restlichen
Jahre Null.

© Sachuerstandigenrat | 26.059.01
2. Lang- und kurzfristige Inzidenzen

355. Der Steuer- und Abgabenkeil bildet die Gesamtbelastung von Arbeitseinkom-
men ab und weist Arbeitnehmer- und Arbeitgebersozialbeitrdge entsprechend
der statutorischen Inzidenz aus, also danach, wer die Beitrige an die Sozial-
versicherung formal finanziert. In der gesetzlichen Ausgestaltung werden die
Beitrdge in Deutschland derzeit etwa hilftig auf Arbeitnehmer und Arbeitgeber
verteilt. Die 6konomische Inzidenz beschreibt die tatsidchliche Verteilungs-
wirkung von Steuern und Sozialversicherungsbeitriagen, also wer die Belastung
unabhingig von der gesetzlichen Zahlungspflicht tragt (Fullerton und Metcalf,
2002).

356. In theoretischen Modellen mit einem kompetitiven Arbeitsmarkt mit flexiblen
Lohnen und ohne bindende institutionelle Einschrankungen (wie Tarifvertrige)
wird die 6konomische Inzidenz von Beitragssatzinderungen nur durch die Elas-
tizitaten von Arbeitsangebot und -nachfrage bestimmt, d. h. dadurch, wie stark
Arbeitsangebot und Arbeitsnachfrage auf Lohndnderungen reagieren. Im Ar-
beitsmarktgleichgewicht entfillt der groBere Teil der Last auf die weniger elasti-
sche v cgLossArR Marktseite, deren Arbeitsangebot bzw. -nachfrage auf Lohnénde-
rungen nur schwach reagiert. Ist das Arbeitsangebot relativ unelastisch und re-
agiert die Arbeitsnachfrage der Unternehmen stark auf Verdnderungen der Ar-
beitskosten, gleichen Unternehmen Beitragserh6hungen nicht vollstindig tiber
hohere Bruttolohne aus, sodass die Nettolohne der Beschiftigten nur wenig stei-
gen oder sogar sinken (Gruber, 2022). Empirische Studien fiir Volkswirtschaften
mit schwachen Arbeitsmarktinstitutionen stiitzen dies und zeigen eine Uberwil-
zung von Beitragssatzanderungen auf die Lohne, jedoch kaum Effekte auf die
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		Jahr		Einkommensteuer (in % der Arbeitskosten)		Sozialbeiträge der Arbeitnehmer (in % der Arbeitskosten)		Sozialbeiträge der Arbeitgeber (in % der Arbeitskosten)		Insgesamt¹ (in % der Arbeitskosten)		EU14-Durchschnitt (in % der Arbeitskosten)		OECD-Durchschnitt (in % der Arbeitskosten)

		2000		18,8		17		17		52,9		44,3		36,2

		2001		17,8		17		17		51,9		43,2		35,9

		2002		18,2		17,1		17,1		52,5		42,8		35,7

		2003		18,5		17,4		17,4		53,2		42,9		35,6

		2004		17,7		17,3		17,3		52,2		43,1		35,7

		2005		17,2		17,7		17,2		52,1		43		35,5

		2006		17,3		18		17		52,3		43		35,4

		2007		17,5		17,6		16,7		51,8		42,8		35,4

		2008		17,7		17,3		16,3		51,3		42,7		34,9

		2009		17,2		17,3		16,3		50,8		42,3		34,4

		2010		15,7		17,2		16,2		49		42,3		34,5

		2011		15,8		17,4		16,5		49,7		42,9		34,9

		2012		16		17,3		16,4		49,7		43		35,1

		2013		16		17,1		16,2		49,3		43,1		35,2

		2014		16		17,1		16,2		49,3		43		35,2

		2015		16,1		17,2		16,2		49,4		43		35,2

		2016		16		17,3		16,2		49,5		42,8		35,2

		2017		15,9		17,4		16,3		49,5		42,5		35

		2018		16		17,3		16,2		49,5		42,5		34,9

		2019		16		16,8		16,5		49,3		42,5		34,9

		2020		15,4		16,8		16,6		48,8		42,2		34,7

		2021		14,6		16,9		16,6		48,1		42,2		34,6

		2022		15,1		16,9		16,6		48,3		42,3		34,7

		2023		14		17		16,7		47,7		42,4		34,9

		2024		13,9		17,3		16,8		47,9		42,2		34,9

		

		Titel: Durchschnittliche Steuer- und Abgabenbelastung in Deutschland im Zeitverlauf

		1 – Der Steuer- und Abgabenkeil umfasst weiterhin Transferleistungen, die als Negativwert in die Berechnung eingehen. Für den dargestellten Haushaltstyp betrugen diese im Jahr 2022 0,44 % der Arbeitskosten und für die restlichen Jahre Null. 

		Quellen: OECD, eigene Berechnungen 

		© Sachverständigenrat | 26-059-01



Abb080.csv: Die Datei steckt in dieser PDF. Öffnet der Klick sie nicht, steht sie in der Liste der Anlagen (Büroklammer).
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Arbeitsnachfrage (Gruber, 1997b; Kim et al., 2022). Umgekehrt fillt bei relativ
unelastischer Arbeitsnachfrage, etwa in stark regulierten oder wenig internatio-
nal ausgerichteten bzw. wenig wettbewerbsintensiven Sektoren, ein gréBerer An-
teil der Belastung bei den Unternehmen an. yziFFern 372 FF. Nur wenn Arbeits-
nachfrage und Arbeitsangebot gleich elastisch bzw. unelastisch sind, werden die
Lasten mittel- bis langfristig gleich verteilt.

Aufgrund institutioneller Rahmenbedingungen hangt die Lohnfindung in vielen
Staaten wesentlich von Lohnrigidititen und den Regeln der Lohnsetzung ab. Ta-
rifvertrage begrenzen den Spielraum fiir betriebsindividuelle Lohnanpassungen.
Im Jahr 2024 arbeiteten rund 49 % der Beschéftigten in Deutschland in Betrie-
ben mit Branchen- oder Haustarifvertrag (Hohendanner und Kohaut, 2025). Zu-
dem sind Tarifvertrage haufig mehrjahrig. Fiir 81,1 % der erfassten Beschiftig-
ten lag die Laufzeit der im Jahr 2024 giiltigen Tarifvertriage bei 24 Monaten oder
langer (Schulten, 2025). Kurzfristig, insbesondere solange Bruttolohne
nur begrenzt anpassbar sind, wird die 6konomische Inzidenz von
Beitragssatzinderungen wesentlich von der statutorischen Inzidenz
gepriigt (Adam et al., 2019).

Mit Auslaufen von Tarifvertrigen konnen Unternehmen versuchen, hohere
Lohnnebenkosten tiber moderatere Lohnabschliisse zu kompensieren. Die 6ko-
nomische Inzidenz kann sich damit mittelfristig zulasten der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer verschieben. Wie weit dies gelingt, hangt von der Ver-
handlungsmacht der Tarifvertragsparteien und der Regelgebundenheit der Ent-
geltfindung ab. Studien zeigen, dass die statutorische Aufteilung von Arbeitge-
ber- und Arbeitnehmerbeitrigen in solchen institutionell gepriagten Lohnset-
zungssystemen die 6konomische Inzidenz auch mittel- bis langfristig beeinflusst
(Saez et al., 2012; Carloni, 2021).

Der gesetzliche Mindestlohn begrenzt im unteren Lohnsegment zudem die M6g-
lichkeit, hohere Abgaben {iiber niedrigere (Netto-)Lohne zu iiberwilzen. Vor al-
lem in diesem Segment kann ein Teil der Belastung dauerhaft {iber Beschafti-
gungs- und Preisanpassungen der Unternehmen kompensiert werden (Kramarz
und Philippon, 2001).

Fiir Deutschland zeigen Studien, dass die 6konomische und statuto-
rische Inzidenz langfristig zusammenfallen. Neumann (2017) und Miiller
und Neumann (2017) schitzen dies mithilfe von mikrookonometrischen Verfah-
ren fiir die Jahre 1997 bis 2001 bzw. 1975 bis 2010. Neuere Berechnungen von
Ochsner (2026) auf Grundlage eines bayesianischen, makro6konometrischen
Modells fiir Deutschland stiitzen dieses Ergebnis. Die Simulationen zeigen, dass
von einer permanenten, unerwarteten Erhohung des Gesamtsozialversiche-
rungsbeitragssatzes um 1 Prozentpunkt nach zwolf Quartalen im Median 47 %
auf Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und 53 % auf Unternehmen entfal-
len. Die 68-%- und 90-%-Kredibilitatsintervalle enthalten fiir Haushalte und
Unternehmen allerdings jeweils die Hilfte der Gesamtbelastung. Dies erscheint
vor dem Hintergrund der im internationalen Vergleich starken Arbeitsmarktin-
stitutionen in Deutschland sowie geringer Arbeitsangebots- und Arbeitsnachfra-
geelastizitdten plausibel. Die Studienlage ldsst allerdings keine klaren Riick-
schliisse auf die Inzidenz in unterschiedlichen Bereichen der Lohnverteilung zu.
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3. Effekte auf die Konsumnachfrage und das
Arbeitsangebot der privaten Haushalte

360. Ein dauerhafter Anstieg der Beitragssitze dampft das Wachstum der
verfiigbaren Einkommen der privaten Haushalte. Dies reduziert bei konstanter
Sparquote das Wachstum des privaten Konsums. Dariiber hinaus kénnen priva-
te Haushalte auf die geringeren Nettoeinkommen mit einer Veranderung ihres
Arbeitsangebots reagieren. Fiir das Arbeitsvolumen ist entscheidend, wie die
Steuer- und Abgabenbelastung iiber die Einkommensverteilung und zwischen
Haushaltstypen variiert und auf Gruppen trifft, die unterschiedlich stark auf An-
derungen des Nettolohns reagieren. In der empirischen Literatur werden diese
Effekte typischerweise iiber Arbeitsangebotselastizititen auf der extensiven und
intensiven Marge erfasst, die quantifizieren, wie Erwerbsbeteiligung und Ar-
beitszeit auf Anderungen des (Netto-)Lohns reagieren. vziFrern 418 F. Dariiber
hinaus konnen hohe Abgaben auf Arbeitseinkommen die Standortattraktivitit
Deutschlands fiir Erwerbsmigration, insbesondere fiir international mobile
Hochqualifizierte, verringern.

361. Ein permanenter Anstieg der Beitragssitze kann die Konsumnachfra-
ge der privaten Haushalte dimpfen, weil er das Wachstum der verfiigbaren
Nettoeinkommen schwicht. Bei kurzfristig weitgehend stabiler Sparquote geht
damit auch eine geringere Konsumnachfrage einher (Hayo und Uhl, 2017;
Gechert et al., 2021). In konjunkturellen Abschwiingen wirken Sozialversiche-
rungsbeitrage und beitragsfinanzierte Transfers hingegen stabilisierend: Sinken-
de Beitragszahlungen und steigende Transferleistungen federn Einkommensver-
luste teilweise ab und stiitzen so den Konsum, insbesondere bei privaten Haus-
halten mit niedrigen Einkommen und hoher Konsumneigung (Auerbach und
Feenberg, 2000; Dolls et al., 2012).

362. Sozialversicherungsbeitrige unterscheiden sich in ihrer Wirkung auf
das Arbeitsangebot von Lohnsteuern, weil sie Leistungsanspriiche
begriinden und damit teilweise als aufgeschobene Entlohnung interpretiert
werden konnen. Fiir die Arbeitsangebotsreaktionen ist daher nicht der Gesamt-
beitrag relevant, sondern nur der implizite Steueranteil, also der Teil der Beitra-
ge, dem kein entsprechender kiinftiger Leistungsanspruch gegeniibersteht. Je
stiarker und transparenter die Verkniipfung zwischen Beitrdgen und spiteren
Leistungen ist, desto geringer ist der fiir Arbeitsangebot und Inzidenz relevante
implizite Steuerkeil im Vergleich zu einer gleich hohen Steuer. Beitragssatzinde-
rungen wirken dann weniger verzerrend auf die Erwerbsanreize, weil ein groBe-
rer Teil der Beitrdage als aufgeschobene Entlohnung wahrgenommen werden
kann (Bozio et al., 2025). Uber die Versicherungszweige hinweg diirfte eine enge
Beitrags-Leistungs-Verkniipfung vor allem in der GRV bestehen. Einen Anteil
impliziter Steuern enthalten GRV-Beitrage vor allem, soweit ihre interne Rendi-
te hinter derjenigen anderer, kapitalgedeckter Wege zur Altersvorsorge zuriick-
bleibt. In der ALV diirfte der Zusammenhang von Beitrdgen und Leistungen
schwicher ausgeprigt sein, da letztere nur bei Eintritt von Arbeitslosigkeit und
zeitlich begrenzt flieBen. In der GKV und SPV ist der implizite Steueranteil vor-
aussichtlich am hochsten, weil die Leistungen primar vom Gesundheitszustand
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N ABBILDUNG 81

363.

364.

bzw. Pflegebedarf und kaum von der Hohe der individuellen Beitragszahlungen
abhingen (Komamura und Yamada, 2004; Bozio et al., 2025).

Fiir Erwerbsanreize ist die Steuer- und Abgabenbelastung des zusiitz-
lichen Einkommens von Bedeutung. Die durchschnittliche Belastung die-
ses Einkommens (Partizipationsbelastung) beeinflusst die Entscheidung Er-
werbsarbeit aufzunehmen. Die marginale Belastung bestimmt die Anreize, die
Arbeitszeit auszuweiten. vziFFEr 360 Beeinflusst wird die marginale Belastung
durch Sozialversicherungsbeitrige von den Beitragsbemessungsgrenzen sowie
vom Zusammenwirken mit anderen Regelungen im Sozial- und Steuerrecht, un-
ter anderem zum Transferentzug im unteren Einkommensbereich sowie zum
Ehegattensplitting.

Durch die Beitragsbemessungsgrenzen xprLUsTEXT 15 der einzelnen Sozialver-
sicherungszweige konzentriert sich die hohe Grenzbelastung bei mittleren Ein-
kommen. Oberhalb der Bemessungsgrenzen geht sie zuriick. Die marginale
Steuer- und Abgabenbelastung sinkt an zwei Stellen der Einkommensverteilung
deutlich. v ABBILDUNG 81 RECHTS Der erste Knickpunkt liegt im Jahr 2024 an der Bei-
tragsbemessungsgrenze der GKV und SPV bei rund 62 000 Euro Bruttoeinkom-
men pro Jahr, der zweite an der Beitragsbemessungsgrenze der GRV und ALV
bei rund 90 000 Euro. Oberhalb dieser zweiten Grenze fallen keine zusétzlichen
Sozialversicherungsbeitrige mehr an, sodass die Grenzbelastung dort im We-
sentlichen durch die Progression der Einkommensteuer bestimmt wird. Etwa
30 % der Vollzeitbeschéftigten liegen liber den Beitragsbemessungsgrenzen von
GKV und SPV, aber weniger als 10 % iiber denen von GRV und ALV
(Statistisches Bundesamt, 2026). Fiir die GRV lag der Anteil an Personen mit er-
zielten Jahresentgelten oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze im Jahr 2023
bei 5 % (DRV Bund, 2025).

Abgabenbelastung auf Arbeitseinkommen von ausgewahlten Haushaltstypen im Jahr 2024

Durchschnittliche Steuer- und Abgaben- Marginale Steuer- und Abgaben-
belastung belastung
in % der Arbeitskosten in % der Arbeitskosten
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		nach Höhe der Bruttoverdienste, ausgedrückt in % des Durchschnittsverdienstes		Durchschnittliche Steuer- und Abgabenbelastung Alleinstehende ohne Kinder		Durchschnittliche Steuer- und Abgabenbelastung Einverdienerpaare mit zwei Kindern		Marginale Steuer- und Abgabenbelastung Alleinstehende ohne Kinder		Marginale Steuer- und Abgabenbelastung Einverdienerpaare mit zwei Kindern

		50		40,8		17,3		52,2		39

		51		41		17,7		52,3		43,2

		52		41,2		18,2		52,4		43,7

		53		41,4		18,7		52,6		44

		54		41,6		19,1		52,6		44,5

		55		41,8		19,6		52,8		44,5

		56		42		20,1		52,8		46,1

		57		42,2		20,5		53,1		47,1

		58		42,4		21		53,1		47,1

		59		42,6		21,4		53,3		47,9

		60		42,8		21,9		53,3		48,2

		61		42,9		22,3		53,6		48,4

		62		43,1		22,7		53,6		49

		63		43,3		23,1		53,7		49,5

		64		43,4		23,6		53,9		49,8

		65		43,6		24		54		50

		66		43,8		24,4		54,1		49

		67		43,9		24,7		54,3		49,2

		68		44,1		25,1		54,4		49,5

		69		44,2		25,4		54,5		49,8

		70		44,4		25,8		54,7		50

		71		44,5		26,1		54,8		50,3

		72		44,7		26,5		54,8		50

		73		44,8		26,8		55		50,3

		74		44,9		27,1		55		50,3

		75		45,1		27,4		55,3		50,3

		76		45,2		27,7		55,3		50,3

		77		45,3		28		55,6		50,5

		78		45,5		28,3		55,6		50,5

		79		45,6		28,6		55,8		50,5

		80		45,7		28,9		55,7		50,5

		81		45,9		29,1		56,1		50,8

		82		46		29,4		56,1		50,8

		83		46,1		29,6		56,2		50,8

		84		46,2		29,9		56,4		50,8

		85		46,3		30,1		56,5		51,1

		86		46,5		30,4		56,6		51,1

		87		46,6		30,6		56,6		50,8

		88		46,7		30,9		56,9		51,3

		89		46,8		31,1		57		51,1

		90		46,9		31,3		57,1		51,3

		91		47		31,5		57,1		51,3

		92		47,1		31,7		57,4		51,3

		93		47,3		32		57,4		51,6

		94		47,4		32,2		57,7		51,6

		95		47,5		32,4		57,7		51,6

		96		47,6		32,6		57,8		51,6

		97		47,7		32,8		57,9		51,6

		98		47,8		33		58,1		51,9

		99		47,9		33,2		51,7		44,5

		100		47,9		33,3		48,5		41,2

		101		47,9		33,3		48,6		41,5

		102		47,9		33,4		48,7		41,2

		103		47,9		33,5		49		41,5

		104		48		33,5		49,2		41,5

		105		48		33,6		49,3		41,7

		106		48		33,7		49,5		41,7

		107		48		33,8		49,7		41,7

		108		48		33,8		49,7		42

		109		48		33,9		50		42

		110		48		34		50,2		42

		111		48,1		34		50,3		42

		112		48,1		34,1		50,5		42

		113		48,1		34,2		50,7		42,3

		114		48,1		34,2		50,9		42,6

		115		48,1		34,3		51		42,3

		116		48,2		34,4		51,2		42,6

		117		48,2		34,4		51,5		42,6

		118		48,2		34,5		51,5		42,9

		119		48,2		34,6		51,7		42,9

		120		48,3		34,6		51,9		42,6

		121		48,3		34,7		52		43,2

		122		48,3		34,7		52,3		43,2

		123		48,3		34,8		52,3		43,2

		124		48,4		34,9		52,6		43,2

		125		48,4		34,9		52,7		43,2

		126		48,4		35		52,9		43,5

		127		48,5		35,1		53,2		43,5

		128		48,5		35,1		53,2		43,7

		129		48,5		35,2		53,3		43,7

		130		48,6		35,2		53,6		43,7

		131		48,6		35,3		53,6		43,7

		132		48,6		35,4		53,6		44

		133		48,7		35,4		55		44

		134		48,7		35,5		57,9		44

		135		48,8		35,5		57,7		44

		136		48,9		35,6		57,7		44,3

		137		48,9		35,7		57,7		44,3

		138		49		35,7		57,7		44,6

		139		49		35,8		57,7		44,3

		140		49,1		35,8		57,7		44,6

		141		49,1		35,9		57,9		44,9

		142		49,2		36		57,7		44,6

		143		49,3		36		57,7		44,9

		144		49,3		36,1		50,8		36,3

		145		49,3		36,1		47		31,6

		146		49,3		36,1		46,9		31,9

		147		49,3		36		47		31,6

		148		49,3		36		47		31,9

		149		49,3		36		47		32,2

		150		49,3		36		47		31,9

		151		49,2		35,9		47		32,2

		152		49,2		35,9		46,9		32,2

		153		49,2		35,9		47		32,5

		154		49,2		35,9		47		32,5

		155		49,2		35,9		47		32,9

		156		49,2		35,8		47		32,9

		157		49,2		35,8		46,9		32,9

		158		49,2		35,8		47		32,9

		159		49,1		35,8		47		32,2

		160		49,1		35,8		47		29,7

		161		49,1		35,7		47		30

		162		49,1		35,7		46,9		30

		163		49,1		35,7		47		30

		164		49,1		35,6		47		30,3

		165		49,1		35,6		47		30,3

		166		49,1		35,6		47		30,7

		167		49,1		35,6		47		30,7

		168		49		35,5		46,9		30,7

		169		49		35,5		47		30,7

		170		49		35,5		47		31

		171		49		35,5		47		31,3

		172		49		35,4		47		31

		173		49		35,4		46,9		31,3

		174		49		35,4		47		31,6

		175		49		35,4		47		31,6

		176		49		35,4		47		31,6

		177		49		35,3		46,9		31,6

		178		48,9		35,3		47		31,9

		179		48,9		35,3		47		31,9

		180		48,9		35,3		47		32,2

		181		48,9		35,3		47		32,2

		182		48,9		35,3		47		32,2

		183		48,9		35,3		47		32,5

		184		48,9		35,2		46,9		32,5

		185		48,9		35,2		47		32,5

		186		48,9		35,2		47		32,9

		187		48,9		35,2		47		32,9

		188		48,9		35,2		46,9		33,2

		189		48,8		35,2		47		33,2

		190		48,8		35,2		47		33,2

		191		48,8		35,2		47		33,2

		192		48,8		35,2		47		33,8

		193		48,8		35,1		44,9		33,5

		194		48,8		35,1		44,3		33,5

		195		48,8		35,1		44,3		34,1

		196		48,8		35,1		44,3		33,8

		197		48,7		35,1		44,3		34,1

		198		48,7		35,1		44,3		34,1

		199		48,7		35,1		44,3		34,1

		200		48,7		35,1		44,2		34,4

		201		48,7		35,1		44,3		34,4

		202		48,6		35,1		44,3		34,8

		203		48,6		35,1		44,3		34,8

		204		48,6		35,1		44,2		34,8

		205		48,6		35,1		44,3		35,1

		206		48,6		35,1		44,3		35,1

		207		48,5		35,1		44,3		35,1

		208		48,5		35,1		44,3		35,4

		209		48,5		35,1		44,2		35,4

		210		48,5		35,1		44,3		35,7

		211		48,5		35,1		44,3		35,7

		212		48,5		35,1		44,3		35,7

		213		48,4		35,1		44,3		35,7

		214		48,4		35,1		44,3		36

		215		48,4		35,1		44,2		36,3

		216		48,4		35,1		44,3		36

		217		48,4		35,1		44,3		36,3

		218		48,4		35,1		44,3		36,7

		219		48,3		35,1		44,2		36,3

		220		48,3		35,1		44,3		37

		221		48,3		35,1		44,3		36,7

		222		48,3		35,2		44,3		37

		223		48,3		35,2		44,3		37

		224		48,3		35,2		44,3		37,3

		225		48,2		35,2		44,2		37

		226		48,2		35,2		44,3		37,6

		227		48,2		35,2		44,3		37,3

		228		48,2		35,2		44,3		37,6

		229		48,2		35,2		44,3		37,9

		230		48,2		35,2		44,2		37,6

		231		48,1		35,2		44,3		38,2

		232		48,1		35,2		44,3		37,9

		233		48,1		35,3		44,3		38,2

		234		48,1		35,3		44,3		38,2

		235		48,1		35,3		44,2		38,6

		236		48,1		35,3		44,3		38,6

		237		48,1		35,3		44,3		38,6

		238		48		35,3		44,3		38,9

		239		48		35,3		44,3		38,6

		240		48		35,3		44,3		39,2

		241		48		35,4		44,2		39,2

		242		48		35,4		44,3		39,2

		243		48		35,4		44,3		39,2

		244		48		35,4		44,3		39,5

		245		47,9		35,4		44,3		39,5

		246		47,9		35,4		44,2		39,8

		247		47,9		35,4		44,3		39,8

		248		47,9		35,5		44,3		39,8

		249		47,9		35,5		44,3		39,8

		250		47,9		35,5		44,2		40,5

		

		Titel: Abgabenbelastung auf Arbeitseinkommen von ausgewählten Haushaltstypen im Jahr 2024

		Quelle: OECD 
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Abb081.csv: Die Datei steckt in dieser PDF. Öffnet der Klick sie nicht, steht sie in der Liste der Anlagen (Büroklammer).
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N PLUSTEXT 15
Hintergrund: Beitragsbemessungsgrenzen in den Sozialversicherungen

Beitragsbemessungsgrenzen (BBG) sind die gesetzlich festgelegten Einkommens-
obergrenzen, bis zu denen das Arbeitsentgelt in den einzelnen Zweigen der Sozial-
versicherung zur Berechnung der Beitrage herangezogen wird. Einkommen ober-
halb dieser Grenzen bleiben beitragsfrei, sodass die relative Beitragsbelastung mit
steigendem Einkommen abnimmt. Die BBG liegt im Jahr 2026 in der GKV und der
SPV bei einem jahrlichen Bruttoeinkommen von 69 750 Euro und in der GRV und
der ALV bei einem jahrlichen Bruttoeinkommen von 101 400 Euro. lhre jahrliche
Anpassung orientiert sich an der Einkommensentwicklung.

Eine Anhebung der BBG kann die Einnahmen der Sozialversicherungen erhé-
hen und dazu fuhren, dass Einkommen oberhalb der bisherigen Grenze starker zur
Finanzierung einbezogen werden. Bei unveranderter Jahresarbeitsentgeltgrenze,
die im Jahr 2026 bei 77 400 Euro Bruttoentgelt liegt und mit deren Uberschrei-
tung die Versicherungspflicht fir die GKV und SPV entfallt, kbnnte eine Anhebung
der BBG fur freiwillig Versicherte allerdings den Anreiz erhéhen, in die private
Kranken- und Pflegeversicherung zu wechseln. Die zusatzlichen Beitragseinnah-
men flir die GKV und SPV wurden sich dadurch verringern. DarGber hinaus kbnnte
eine BBG-Erhdhung zu Steuerausfallen fuhren, da fur Einkommen uber der BBG
das zu versteuernde Einkommen bei gleichbleibenden Bruttoeinkommen aufgrund
der Absetzbarkeit der Sozialversicherungsbeitrage sinkt.

365. Bei sehr geringen Erwerbseinkommen wird die Grenzbelastung
durch Transferentzugsraten, mit steigendem Einkommen durch So-
zialversicherungsbeitrige und Einkommensteuer bestimmt (JG 2023
Ziffer 311 und Plustext 14). Besonders hoch fillt die effektive Grenzbelastung
aus, wenn Transferentzug und Steuer- bzw. Abgabenbelastungen gleichzeitig
wirken. Sobald der Transferanspruch vollstindig entfillt, entspricht die Grenz-
belastung ausschlieBlich der Belastung durch Steuern und Sozialversicherungs-
beitrage (Blomer und Peichl, 2020). Bei Zweitverdienenden beeinflussen zudem
Ehegattensplitting sowie Mini- und Midijobregelungen die Nettoanreize (Blomer
und Peichl, 2020; JG 2023 Ziffern 312 ff. und 319 ff.). Wie stark sich die Grenz-
belastung durch die Ausgestaltung im Sozial- und Steuerrecht in tatsachlichen
Veranderungen des Erwerbsverhaltens niederschligt, hingt davon ab, wie sensi-
bel unterschiedliche Gruppen auf Anderungen des Nettoeinkommens reagieren.

3e66. Erwerbsanreizeffekte treten entlang zweier Dimensionen auf. Die extensive Mar-
ge bezieht sich auf die Entscheidung, ob eine Person erwerbstitig wird. Die in-
tensive Marge bezieht sich auf den Umfang der Arbeitszeit. Staateniibergreifend
zeigen Studien, dass die Eigenlohn-Elastizititen der gesamten Arbeitsangebots-
reaktion (extensiv und intensiv) eher moderat ausfallen. Die Arbeitsange-
botsreaktion erfolgt dabei iiberwiegend iiber die extensive Marge, al-
so iiber Verinderungen der Erwerbsbeteiligung, wihrend Anpassungen
iiber die intensive Marge, also iiber Anderungen der Arbeitszeit bereits Beschif-
tigter, meist deutlich geringer ausfallen. Reaktionen entlang beider Margen kon-
nen empirisch in der Elastizitit der Gesamtarbeitsstunden zusammengefasst
werden (Bargain et al., 2014).
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367. Potenziell ungiinstige Erwerbsanreize entstehen insbesondere im un-
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368.

369.

370.

teren Teil der Einkommensverteilung, wo hohe marginale Belastun-
gen auf vergleichsweise hohe Arbeitsangebotselastizititen treffen.
~ ABBILDUNG 81 RECHTS Bei Alleinstehenden sind die Arbeitsangebotselastizititen in
den unteren Einkommensquintilen am héchsten und nehmen mit steigendem
Einkommen ab. Bei verheirateten Frauen findet sich dagegen eher ein flaches
bis steigendes Profil der Elastizitdaten iiber die Quintile des Haushaltseinkom-
mens, wiahrend verheiratete Manner wesentlich geringere Elastizitaten und ein
flaches bis fallendes Profil der Elastizitdten aufweisen (Bargain et al., 2014).

In Verbindung mit Einkommen, Geschlecht und Familienstand spielen fiir die
Reagibilitdt des Arbeitsangebots weitere Merkmale eine Rolle. In Deutschland,
wie auch in vielen anderen Staaten, reagieren Zweitverdienende, gering Qualifi-
zierte oder Alleinerziehende besonders stark auf Verdnderungen der Abgabenbe-
lastung, wihrend vollzeitbeschiftigte Arbeitnehmer im Durchschnitt geringe
Elastizititen aufweisen (Bargain et al., 2014). Das kann bei den erstgenannten
Gruppen den Ubergang in Erwerbstitigkeit — und in geringerem Umfang die
Ausweitung der Arbeitszeit — spiirbar erschweren. Fiir verheiratete Frauen geht
ein Riickgang des Nettolohns um 1 % im Durchschnitt mit knapp 0,3 % geringe-
ren Gesamtarbeitsstunden einher. Fiir verheiratete Manner sind die Elastizita-
ten mit einem Durchschnitt von 0,1 deutlich niedriger und die Streuung um die-
sen Wert ist geringer. Bei Alleinstehenden streut die Elastizitat der Gesamtstun-
den zwischen 0 und 0,4 bei Mannern bzw. zwischen 0,1 und 0,5 bei Frauen. Ho-
he Elastizitaten der Erwerbsbeteiligung (extensive Marge) finden sich vor allem
bei Zweitverdienenden. Geschlechterunterschiede lassen sich dabei weitgehend
dadurch erkliaren, ob Personen im Haushalt Haupt- oder Zweitverdiener sind.
Besonders ausgeprigt sind diese Reaktionen bei schwacher Arbeitsmarktinte-
gration (Bastani et al., 2021; Bartels und Shupe, 2023).

Die geschitzten Elastizititen sind im Kontext der geringeren Erwerbsquoten
und Arbeitszeiten von Frauen in Deutschland einzuordnen. Die Erwerbsquote
von Frauen ist niedriger als die von Méannern (80 % gegeniiber 88 % der 20-64-
Jahrigen im Jahr 2024), mit steigender Tendenz seit den 1990er-Jahren (OECD,
2026). Die Jahresarbeitszeit von Frauen liegt weiterhin deutlich unter der von
Minnern, was vor allem auf hohe, oft durch die Ubernahme von Sorgearbeit be-
dingte Teilzeitquoten zuriickzufiihren ist, wobei sich diese Differenz in den letz-
ten 30 Jahren reduziert hat (IAB, 2026).

Erwerbsanreize werden auch durch die institutionelle Ausgestaltung der Syste-
me beeinflusst. So konnen die beitragsfreie Mitversicherung von Ehe-
partnern in der GKV x7ziFrer 497 sowie steuerliche Erleichterungen fiir
Einverdienerpaare v ziFrer 353 insbesondere Zweitverdienende von ei-
ner Erwerbstitigkeit abhalten, da bei Aufnahme einer Beschiftigung Bei-
triage fallig werden, ohne dass sich der Leistungsanspruch wesentlich verandert,
und hohe Grenzbelastungen mit Steuern anfallen. In der GRV konnen Regelun-
gen zum vorgezogenen Renteneintritt ein fritheres Ausscheiden aus dem Er-
werbsleben begiinstigen (JG 2023 Ziffern 416 ff.).

Ein spezielles Problem stellen Minijobs dar, die von GKV-, SPV- und ALV-
Beitrigen befreit sind. Fiir die Rentenversicherung besteht eine Versiche-
rungspflicht, von der eine Befreiung moglich ist. Oberhalb der Minijobgren-

Sachverstandigenrat Wirtschaft - Jahresgutachten 2026/27



Sozialversicherungen unter Reformdruck - Kapitel 4 m

ze von 603 Euro im Jahr 2026 beginnt die Gleitzone (Midijobs), in der die Sozi-
alabgabenlast sukzessive zunimmt. Zudem sind Minijobs fiir Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer in der Regel steuerfrei. Insbesondere fiir Zweitverdienende
ist ein Minijob aufgrund der gegeniiber regularer Beschaftigung geringeren indi-
viduellen Steuer- und Abgabenbelastung besonders attraktiv, wihrend ein Zu-
verdienst oberhalb der Minijobgrenze haufig finanziell unattraktiv ist. Das setzt
Anreize fiir lediglich geringfiigige Beschiftigung (Blomer und Peichl, 2020). Da-
durch werden sowohl das gesamtwirtschaftliche Arbeitsvolumen als auch die
beitragspflichtigen Einnahmen begrenzt. Entsprechend tragen geringfiigig Be-
schiftigte nur sehr eingeschriankt zur Finanzierung der Sozialversicherungen
bei, haben allerdings z. B. {iber die beitragsfreie Mitversicherung von Ehepart-
nern in der GKV Anspruch auf Sozialversicherungsleistungen.

3712. Hohe Abgabenbelastungen auf Arbeitseinkommen konnen zudem die
internationale Attraktivitit des Standorts Deutschland fiir interna-
tional mobile Arbeitskrifte, insbesondere Hochqualifizierte, min-
dern, weil sie deren Nettoentlohnung reduzieren. Die empirische Literatur
zeigt, dass vor allem Menschen mit hohem Einkommen und Menschen in Beru-
fen mit wenig standortspezifischem Humankapital ihre Standort- und Migrati-
onsentscheidungen an Unterschiede in der Arbeitsbesteuerung anpassen
(Kleven et al., 2020). Zugewanderte Fachkrifte mit hohem Einkommen reagie-
ren auf Steuerdnderungen mit Umziigen zur Verminderung der Steuerbelastung,
wihrend Staatsbiirger deutlich weniger mobil sind. Ein im internationalen Ver-
gleich hoher marginaler Steuer- und Abgabenkeil fiir hohe Arbeitseinkommen
kann damit die Attraktivitait Deutschlands fiir Erwerbsmigration mindern, die
fiir das Land aus demografischen Griinden jedoch vorteilhaft wire (JG 2022 Zif-
fern 412 ff.).

4. Effekte auf die Arbeitsnachfrage und
Standortentscheidungen

372. Eine hohe Inzidenz der Sozialversicherungsbeitrige bei den Arbeit-
gebern erhoht die Lohnnebenkosten und damit die gesamtwirt-
schaftlichen Arbeitskosten. Fiir Unternehmen wirkt dies wie eine Erh6hung
des effektiven Lohnsatzes. In der kurzen Frist reagieren Unternehmen hierauf
bei gegebener Produktnachfrage mit einer geringeren Arbeitsnachfrage, einge-
schrankt durch Anpassungskosten, etwa Regelungen wie den Kiindigungsschutz.
Mittelfristig beeinflussen hohe Lohnnebenkosten Standort- und Investitionsent-
scheidungen von Unternehmen. In der langen Frist kann es zu einer verstarkten
Substitution von Arbeit durch Kapital kommen (Lichter et al., 2015).

373. Eine Meta-Analyse zur Lohnelastizitit der Arbeitsnachfrage zeigt eine grofe
Bandbreite von Elastizitdten. In den meisten Schitzungen liegen sie zwischen o
und —1, mit einer mittleren Lohnelastizitdt der Arbeitsnachfrage von —0,55 und
einem Median von —0,42. Das bedeutet, dass ein Lohnanstieg um 1 % im Median
mit einem Riickgang der Arbeitsnachfrage um rund 0,4 % und im Mittel um
rund 0,6 % einhergeht. Seit den 1970er-Jahren ist die Arbeitsnachfrage auf-
grund des technischen Fortschritts und zunehmender Globalisierung elastischer
geworden (Lichter et al., 2015).
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374.

375.

376.

3717.

Die Arbeitsnachfrageelastizititen variieren nach Sektoren und Staa-
ten, wobei ein geringerer Beschiftigungsschutz zu hoheren Elastizi-
taten fiihrt (Saez et al., 2019). Unternehmen mit geringerer Liquiditit, kleine
Unternehmen und Unternehmen mit geringerer Marktmacht haben tendenziell
hohere Arbeitsnachfrageelastizititen, da sie steigende Lohnnebenkosten nicht
durch Riicklagen, interne Umverteilungen oder Preissetzung abfedern konnen
(Saez et al., 2019; Johnston, 2021; Guo, 2024; Lobel, 2024). Ausgepragtere Re-
aktionen sind auch in arbeitsintensiven Branchen und in Sektoren mit starker
internationaler Konkurrenz zu beobachten, da dort ebenfalls die Moglichkeit be-
grenzt ist, hohere Arbeitskosten iiber Preisanpassungen weiterzugeben. Fiir ex-
portorientierte Unternehmen mit arbeitsintensiven Tatigkeiten verschlechtern
steigende Lohnnebenkosten die Wettbewerbsposition gegeniiber ausldndischen
Wettbewerbern und fithren zu Riickgingen der Exporte (Mufioz, 2025). Die
wichtigsten deutschen Exportindustrien, etwa Automobil, Maschinenbau oder
Chemie, sind jedoch iiberwiegend kapitalintensiv. Dariliber hinaus ist die Ar-
beitsnachfrage elastischer fiir geringqualifizierte (Lichter et al., 2015) sowie jiin-
gere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (Guo, 2024). Mogliche Begriindun-
gen liegen in einem geringeren Kiindigungsschutz oder befristeten Vertragen.
Die oft héhere Substituierbarkeit von geringqualifizierten Tatigkeiten durch Ka-
pital in der langen Frist ist ein weiterer Erklarungsansatz (Lichter et al., 2015).

Empirische Untersuchungen zu Standortentscheidungen von Unternehmen zei-
gen, dass die Hohe der Abgaben auf Arbeit ein relevanter Faktor bei
der Standortwahl ist (Egger et al., 2013; Guo, 2023). Die Hohe der Lohnkos-
ten beeinflusst auch die Attraktivitit eines Standorts fiir ausldndische Direktin-
vestitionen, da die Arbeitskosten die Investitionskosten und damit die Nettoren-
dite beeinflussen (Egger und Radulescu, 2011; Hansson und Olofsdotter, 2014).
In konjunkturellen Abschwungphasen steigt die Wahrscheinlichkeit, dass Unter-
nehmen mit mehreren Standorten auf regionale Unterschiede in den Arbeitskos-
ten mit der SchlieBung von Betrieben bzw. Standorten in den Regionen mit ho-
hen Lohnnebenkosten reagieren (Guo, 2023).

Erhohungen der Sozialversicherungsbeitragssitze und damit der
Lohnnebenkosten fiir Arbeitgeber konnen zudem Unternehmens-
griindungen und die Dynamik von Wachstumsunternehmen dimp-
fen, da lohnbezogene Abgaben unabhingig von der Profitabilitdt zu entrichten
sind, sodass sie die Arbeitsnachfrage und damit verbundenes Wachstum ein-
schrianken. Dementsprechend konnen hohe Lohnnebenkosten auch die Exit-
Wabhrscheinlichkeit von jungen Unternehmen erhéhen (Cockx und Desiere,
2024; Guo und Wallskog, 2025).

5. Effekte im Allgemeinen Gleichgewicht

Die Verhaltensreaktionen von privaten Haushalten und Unterneh-
men auf Erhohungen von Sozialversicherungsbeitragssitzen beein-
flussen die o6ffentlichen Haushalte. Steigende Beitragssitze erhohen kurz-
fristig die Einnahmen der Sozialversicherungen, mindern jedoch das verfiigbare
Einkommen der privaten Haushalte und erhohen die Arbeitskosten fiir Unter-
nehmen. Dies kann die Lohnentwicklung und das Beschéaftigungswachstum
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diampfen und damit zu einem schwicheren Aufkommen bei der Lohn- und Ein-
kommensteuer sowie beim Solidaritiatszuschlag fiihren. Auf Unternehmensebe-
ne konnen geringere Gewinnmargen und Investitionen die Korperschaft- und
Gewerbesteuerbasis reduzieren. Zudem schwichen sinkende Nettolohne und
hohere Arbeitskosten den privaten Konsum, was das Umsatzsteueraufkommen
mindert. Andererseits stabilisiert das Steuer- und Transfersystem in Abschwiin-
gen die verfiigbaren Einkommen, was wiederum die konjunkturelle Eintriibung
und damit eine starkere fiskalische Belastung begrenzen kann.

378. Fiir Deutschland liegen nur wenige Studien vor, die die gesamtwirt-
schaftliche Reaktion auf Verinderungen der Finanzierung der Sozi-
alversicherungen quantifizieren. So schitzen Gechert et al. (2021) auf Ba-
sis von Gesetzesinderungen die makrookonomischen Effekte von Anderungen
der Sozialversicherungsbeitrige und -leistungen in Deutschland. Eine exogene
Senkung der Sozialversicherungsbeitrdge um 1 % des BIP erhoht das reale BIP
kurzfristig um etwa 0,4 %, der Effekt klingt jedoch relativ schnell ab. Héhere
Leistungen wirken deutlich stirker und persistenter mit einem Multiplikator
von rund 1,1, vor allem iiber eine kriftige Konsumreaktion der Leistungsempfan-
gerinnen und -empfianger. Die Reaktion des realen BIP nimmt langsam ab und
nahert sich fiinf Jahre nach dem Schock 0,4 %. Ochsner (2026) schatzt mithilfe
eines bayesianischen Fehlerkorrekturmodells, dass eine permanente, unerwarte-
te Beitragssatzsteigerung von 1 Prozentpunkt (die im Modell etwa 0,5 % des BIP
entsprechen) das BIP in der langen Frist (10 Jahre) aufgrund einer permanenten
Einkommensanpassung um etwa 0,2 % senkt. vkasten 25 Enders et al. (2020)
untersuchen mit einem DSGE-Modell die Wiedereinfiihrung der paritatischen
Finanzierung der GKV und die damit verbundene Reduzierung des Beitragssat-
zes von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern um 0,5 Prozentpunkte und eine
Erhohung des Arbeitgeberbeitrags um denselben Prozentsatz. Langfristig steigt
das BIP geringfiigig um rund 0,03 %, die Beschiftigung nimmt ebenfalls gering-
fiigig zu und die Arbeitslosigkeit sinkt um etwa 0,02 Prozentpunkte. Die Starke
und Richtung der Effekte hingen jedoch von der Art der Gegenfinanzierung et-
waiger Einnahmeverluste ab.

379. Drei Studien befassen sich spezifisch mit einem Beitragssatzanstieg, wie er in
den kommenden Jahrzehnten zu erwarten ist. ykasten 25 Das IfW Kiel (2026)
analysiert die gesamtwirtschaftlichen Effekte einer Anhebung des Gesamtsozial-
versicherungsbeitragssatzes um 6 Prozentpunkte und nutzt dazu ein DSGE-Mo-
dell. Steigende Beitragssitze wirken dimpfend auf Nettolohne, Beschaftigung
und Arbeitsnachfrage und senken das BIP im neuen Gleichgewicht um 0,6 %.
Hiither et al. (2025) schitzen, dass bei einem linearen Beitragssatzanstieg bis
zum Jahr 2035 auf 48,6 % der private Konsum im Vergleich zu einem Szenario
mit konstanten Beitragssitzen von 41,7 % nach 5 (10) Jahren um 1,2 % (2,3 %)
und das reale BIP um 0,5 % (0,5 %) zuriickgehen. Ochsner (2026) schitzt auf
Basis eines vollstindig antizipierten Beitragssatzanstiegs von etwa 6 Prozent-
punkten bis zum Jahr 2035, dass sich das BIP im Vergleich zu einem Szenario
mit konstanten Beitragssitzen um etwa 0,9 % verringert. Dies ist auf permanent
sinkende verfiigbare Einkommen und einen damit zusammenhéingenden Kon-
sumriickgang von 1,9 % zurilickzufiihren. Damit verbunden gehen die Beschifti-
gung um 0,7 %, die privaten Investitionen um 0,3 % und die Exporte um 0,3 %
zuriick. N KASTEN 25 N ABBILDUNG 82
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380. Der Anstieg der Sozialbeitrage trife die deutsche Volkswirtschaft in einer Phase

schwacher gesamtwirtschaftlicher Dynamik. Bei einer Produktionsliicke von
rund —0,8 % im Jahr 2026 (FG 2026 Ziffer 48) und einem mittleren Potenzial-
wachstum von nur etwa 0,3 % pro Jahr bis zum Jahr 2031 (FG 2026 Ziffer 76)
belastet ein hoherer Abgabenkeil nicht nur das Produktionspotenzial, sondern
kann auch kurzfristig die Erholung aus der Unterauslastung erschweren. Die
BIP-Niveaueffekte von —0,5 % bis —0,9 % sind vor diesem Hintergrund erheb-
lich, denn sie entsprechen dem Potenzialwachstum von knapp zwei bis zu drei
Jahren.

Zwar ist die Finanzpolitik mit dem Finanzpaket stiarker auf eine Ausweitung des
Wirtschaftswachstums ausgerichtet. Dies relativiert die Belastungswirkungen
hoherer Sozialbeitriage jedoch nicht. Den moglichen Wachstumswirkungen ste-
hen hohere 6ffentliche Verschuldung und kiinftige Zinslasten gegeniiber. Zudem
verschiebt die Kombination aus steigenden Sozialbeitragen und schuldenfinan-
zierter Fiskalpolitik Lasten in besonderem MaBe auf jiingere Generationen: Sie
werden kurz- und mittelfristig durch hohere Beitrage und langfristig durch die
Bedienung der fiir das Finanzpaket aufgenommenen Schulden belastet.
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N KASTEN 25

Analyse: Gesamtwirtschaftliche Effekte des Beitragssatzanstieges bis zum Jahr 2035

Huther et al. (2025) und Ochsner (2026) prasentieren empirische Analysen der makrodkono-
mischen Wirkung der zu erwartenden Beitragssatzsteigerungen. Hiuther et al. (2025) nutzen
hierfur das Modell von Oxford Economics und nehmen, basierend auf Ochmann und Albrecht
(2024), eine lineare Steigerung der Beitragssatze von 41,7 % der beitragspflichtigen Einnah-
men im Jahr 2025 auf 48,6 % bis zum Jahr 2035 an. Ochsner (2026) unterstellt den von Wer-
ding et al. (2026) simulierten Anstieg des Beitragssatzes von 42,3 % der beitragspflichtigen
Einnahmen im Jahr 2026 auf 47,7 % im Jahr 2035 und verwendet ein bayesianisch geschatz-
tes, hybrides Fehlerkorrekturmodell. Die Ergebnisse beider Studien sollten als Projektion und
nicht als Prognose verstanden werden (Ochsner und Werding, 2026).

Beide Studien finden qualitativ vergleichbare Effekte fur die wichtigsten volkswirtschaftli-
chen Aggregate, N ABBILDUNG 82 quantitativ unterscheiden sie sich allerdings teilweise deutlich.
Die volkswirtschaftliche Anpassung findet bei Ochsner (2026) in erster Linie Uber die verfug-
baren Einkommen der privaten Haushalte statt. Daher sinken die Importe und der private
Konsum verhaltnismafig stark. Ein grofler Teil des Investitionsrickgangs ist dementspre-
chend einem Ruckgang der Wohnbauinvestitionen aufgrund geringerer Haushaltseinkommen
zuzurechnen. Die Anpassung Uber Ausristungs- und Nichtwohnbauinvestitionen, ebenso wie
Uber die Exporte fallt hingegen relativ gering aus. Dies deutet in der Gesamtschau darauf hin,
dass eine Erhéhung der Sozialversicherungsbeitrage deutlich starker Uber die direkte Nachfra-
ge als Uber die preisliche Wettbewerbsfahigkeit der Volkswirtschaft wirkt.

N ABBILDUNG 82
Makrookonomische Effekte steigender Sozialversicherungsbeitrage
Prozentuale Abweichung im Vergleich zu einer Projektion mit konstanten Beitragssatzen
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1 - In Preisen des Jahres 2020. 2 - Nur privater Konsum. 3 - Nur private Investitionen. 4 - Gemessen am BIP-Defla-
tor. 5 - Dargestellt sind die Mediane mit 90 %-Konfidenzintervall. 6 - Keine Daten flr Exporte vorhanden sowie
keine Unsicherheitsmafie angegeben.

Quellen: Hither et al. (2025), Ochsner (2026)
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		Gesamtwirtschaftliche Größe		Ochsner (2026)⁵ nach 5 Jahren (Prozentuale Abweichung im Vergleich zu einer Projektion mit konstanten Beitragssätzen)		Ochsner (2026)⁵ nach 5 Jahren, untere Grenze (Prozentuale Abweichung im Vergleich zu einer Projektion mit konstanten Beitragssätzen)		Ochsner (2026)⁵ nach 5 Jahren, obere Grenze (Prozentuale Abweichung im Vergleich zu einer Projektion mit konstanten Beitragssätzen)		Ochsner (2026)⁵ nach 10 Jahren (Prozentuale Abweichung im Vergleich zu einer Projektion mit konstanten Beitragssätzen)		Ochsner (2026)⁵ nach 10 Jahren, untere Grenze (Prozentuale Abweichung im Vergleich zu einer Projektion mit konstanten Beitragssätzen)		Ochsner (2026)⁵ nach 10 Jahren, obere Grenze (Prozentuale Abweichung im Vergleich zu einer Projektion mit konstanten Beitragssätzen)		Hüther et al. (2025)⁶ nach 5 Jahren (Prozentuale Abweichung im Vergleich zu einer Projektion mit konstanten Beitragssätzen)		Hüther et al. (2025)⁶ nach 10 Jahren (Prozentuale Abweichung im Vergleich zu einer Projektion mit konstanten Beitragssätzen)

		BIP¹		-0,6		-0,7		-0,5		-0,9		-1,1		-0,7		-0,5		-0,5

		Konsum¹,²		-1,1		-1,3		-0,9		-1,9		-2,2		-1,6		-1,2		-2,3

		Investitionen¹,³		-0,2		-0,3		-0,1		-0,3		-0,5		-0,2		-0,7		-0,6

		Exporte¹		-0,2		-0,3		-0,1		-0,3		-0,4		-0,2				

		Verfügbare Einkommen¹		-1		-1,2		-0,8		-1,6		-1,9		-1,3		-1,4		-2,4

		Beschäftigung		-0,5		-0,8		-0,2		-0,7		-1,2		-0,3		-0,1		-0,1

		Preisniveau⁴		-0,2		-0,3		-0,1		-0,4		-0,5		-0,2		-0,1		-0,3

		

		Titel: Makroökonomische Effekte steigender Sozialversicherungsbeiträge

		1 – In Preisen des Jahres 2020. 2 – Nur privater Konsum. 3 – Nur private Investitionen. 4 – Gemessen am BIP-Deflator. 5 – Dargestellt sind die Mediane mit 90 %-Konfi­denzintervall. 6 – Keine Daten für Exporte vorhanden sowie keine Unsicher­heits­maße angegeben. 

		Quellen: Hüther et al. (2025), Ochsner (2026) 

		© Sachverständigenrat | 26-093-01
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Die langfristige Finanzierbarkeit der Sozialversicherungen steht an-
gesichts des demografischen Wandels in mehreren Versicherungs-
zweigen unter Druck. Fiir die lange Frist wird entscheidend sein, ob es ge-
lingt, den Ausgabenanstieg in GRV, GKV und SPV sozialvertréaglich zu begrenzen
und zugleich die Einnahmenbasis zu stabilisieren. Reformbedarf und Hand-
lungsoptionen miissen fiir die verschiedenen Zweige im Einzelnen diskutiert
werden. Da die Umsetzung konkreter Reformvorschlige von politischen Oppor-
tunititen und Hemmnissen abhingt, diirfte die Aussagekraft kombinierter Re-
formszenarien in mehreren Versicherungszweigen gering sein. Daher sieht der
Sachverstiandigenrat von der Diskussion kombinierter Reformszenarien ab und
fokussiert im Folgenden auf grundsitzliche Uberlegungen zu den wichtigsten
Handlungsfeldern zur Stabilisierung der Finanzen der Sozialversicherungen.

Zwischen den einzelnen Zweigen der Sozialversicherung bestehen
vielfiltige Wechselwirkungen sowohl bei den Kostenstrukturen als auch
beim Leistungsbezug. v zIFFer 328 Reformen in einem Versicherungszweig konnen
daher auch die Finanzlage anderer Zweige beeinflussen. So wiirde eine Senkung
der Beitragssitze in der GKV auch die GRV entlasten, da die GRV die auf Ren-
tenzahlungen entfallenden Krankenversicherungsbeitrage der pflichtversicher-
ten Rentnerinnen und Rentner zur Halfte tragt. Im Jahr 2024 beliefen sich die
entsprechenden Ausgaben der GRV auf 28,7 Mrd Euro bei einem durchschnittli-
chen GKV-Beitragssatz von 16,3 % (DRV Bund, 2025). Eine Absenkung des
GKV-Beitragssatzes um 1 Prozentpunkt wiirde die Ausgaben der GRV damit
rechnerisch um knapp 1,8 Mrd Euro verringern.

1. Ausgabenseite

Zur Dimpfung der Ausgaben der Sozialversicherungen sollten Refor-
men umgesetzt werden, die die Ubertragung der demografischen Al-
terung in die Ausgaben der Sozialversicherungen abmildern. Dazu ge-
hort beispielsweise, in der GRV den Nachhaltigkeitsfaktor, der die Kosten der
demografischen Alterung auf Beitragszahlende und Rentenbeziehende verteilt,
wieder in Kraft zu setzen und zu stirken. So wiirden die Kosten durch eine An-
hebung des Parameters a im Nachhaltigkeitsfaktor von 0,25 auf 0,5 gleichmaBig
zwischen Rentnerinnen und Rentnern sowie aktiv Versicherten verteilt (JG 2023
Ziffern 421 ff.). Alternativ konnten Rentenanpassungen fiir Bestandsrenten
kiinftig an die Inflationsentwicklung anstatt wie bisher an die Lohnentwicklung
gekoppelt werden. Dadurch wire die Kaufkraft der Bestandsrentnerinnen und -
rentner gesichert, sie wiirden allerdings nicht mehr von den héaufig hoheren Re-
allohnsteigerungen profitieren.

Durch den demografischen Wandel konnen die Ziele der Sozialversicherungen,
vor allem die Konsumglattung und die Verringerung von Armutsrisiken, v KASTEN

24 nur durch eine Neugewichtung von Umlagefinanzierung und Kapitaldeckung
erreicht werden. Um die Finanzen der GRV mittel- bis langfristig teilweise von
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der Demografie zu entkoppeln, bietet sich der Ausbau der kapitalgedeckten
Altersvorsorge an. Der Sachverstindigenrat hat hierzu unter anderem die
Einfilhrung eines staatlich geférderten Vorsorgedepots vorgeschlagen, bei dem
renditestarke, breit diversifizierte Fondsanlagen das zentrale Element bilden
(JG 2025 Ziffern 422 ff.), wie es in Grundziigen nun vom Deutschen Bundestag
beschlossen wurde. Eine automatische Einbeziehung aller Erwerbspersonen, mit
der Moglichkeit, nicht teilzunehmen (Opt-out), wiirde die Verbindlichkeit der
Teilnahme vor allem von Haushalten mit niedrigem Einkommen erhéhen (Mal-
mendier et al., 2025; JG 2025 Ziffern 422 ff.).

385. In der GKV sollten MaBnahmen priorisiert werden, die den Ausga-
benanstieg begrenzen, ohne die Versorgung medizinisch notwendi-
ger Leistungen zu beeintrichtigen. In der Krankenhausversorgung sollten
Strukturreformen, stirkere Spezialisierung, verbindliche Qualitdtsvorgaben und
angepasste Vergiitungsmechanismen dazu beitragen, Effizienzreserven zu he-
ben. yzIFFer 487 Bei Arzneimitteln sollte die Preisbildung starker am therapeuti-
schen Zusatznutzen ausgerichtet werden. v zIFFer 493 Zusitzlich bieten sich ver-
bindliche Standards fiir gesunde Erndhrung in Kitas und Schulen, Werbeein-
schrankungen fiir gesundheitsschadliche Produkte sowie gesundheitsorientierte
Preissignale an, etwa durch hohere Abgaben auf Tabak, Alkohol sowie stark zu-
cker- und fetthaltige Lebensmittel. ~ziFrern 476 FF. Hohere allgemeine Kostenbe-
teiligungen der Versicherten sind hingegen nur begrenzt geeignet, da sie auch
die Inanspruchnahme notwendiger Leistungen der Versicherten reduzieren kon-
nen. NZIFFER 481

386. In der SPV sollte an einer Teilversicherung festgehalten werden. Eine Dampfung
des Ausgabenanstiegs sollte iiber eine Beschriankung des Zugangs zu Leis-
tungen der SPV auf das vom Expertenbeirat im Jahr 2013 fachlich
empfohlene MaB vorgenommen werden. ~zIFFERN 576 FF. Der Leistungszuschlag
in der stationidren Versorgung ~ziFrer 580 und der Entlastungsbetrag N zIFFER 579
sollten abgeschafft werden. Uber die Einfiihrung einer kohortenspezifi-
schen Kapitaldeckung innerhalb der SPV konnte das Leistungsniveau stabili-
siert und die finanzielle Lastenverteilung generationengerechter ausgestaltet
werden. N ZIFFERN 591 FF.

2. Einnahmenseite

387. Fiir die Finanzierung sozialer Sicherung ist zwischen Beitrags- und Steuerfinan-
zierung zu unterscheiden. MafBigeblich fiir die Finanzierung konkreter Leistun-
gen ist, ob eine spezifische Versicherungsleistung fiir Versicherte oder eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe finanziert wird. v kasTen 31 Das deutsche System
ist eine Mischform aus Beitrags- und Steuerfinanzierung: Beitrige sind
dort sachgerecht, wo Leistungen einen hinreichenden Versicherungscharakter
aufweisen. Steuern sind dort sachgerecht, wo Leistungen der allgemeinen Um-
verteilung oder anderen gesamtgesellschaftlichen Zielen dienen.

388. Wo eine Beitragsfinanzierung als sachgerecht erscheint, stellt sich die Frage,
welche Einkunftsarten als Bemessungsgrundlage herangezogen werden sollten.
Zur Diskussion steht, Sozialbeitriage iiber Arbeitseinkommen hinaus auf weitere
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Einkunftsarten wie beispielsweise Kapitalertrige zu erheben. Beitrige auf
Nichtlohneinkommen erscheinen fiir ALV und GRV allerdings
grundsitzlich als nicht sachgerecht, da die Absicherung durch Lohnersatz-
leistungen bei Arbeitslosigkeit und im Alter mit lohnbezogenen Beitragen stim-
mig finanziert wird. Kapitalertrage oder Mieteinnahmen stellen hiufig eine
Form ergdnzender Altersvorsorge dar und miissen im Alter nicht ersetzt werden,
sodass sie nicht in gleicher Weise mit Beitrdgen belegt werden sollten. In GKV
und SPV sind die Leistungen, abgesehen vom Krankengeld, keine Lohnersatz-
leistungen, sondern vor allem Sachleistungen im Krankheitsfall und bei Pflege-
bediirftigkeit. Vor diesem Hintergrund lisst sich eine Ausweitung der Bemes-
sungsgrundlage auf weitere Einkunftsarten in GKV und SPV eher erwégen als in
ALV und GRV. Sie bedarf jedoch einer griindlichen Priifung der institutionellen
Rahmenbedingungen in diesen Zweigen sowie der gegebenenfalls resultierenden
Verteilungswirkungen.

Die Unterscheidung zwischen Versicherungsleistungen und gesamtgesellschaft-
lichen Aufgaben ist zugleich maBgeblich fiir die Abgrenzung der NBL innerhalb
der Sozialversicherung. Dabei sollte zunichst gepriift werden, ob einzelne Leis-
tungselemente sachlich gerechtfertigt sind und sich als gesamtgesellschaftliche
Aufgaben einordnen lassen. NBL sind somit nicht nur hinsichtlich ihres Um-
fangs, sondern bereits ihrem Grunde nach kritisch zu iiberpriifen. Gegebenen-
falls sollten bestimmte NBL reduziert oder abgeschafft werden (JG 2023 Zif-
fer 371). Soweit mit den verbleibenden NBL gesamtgesellschaftliche
Aufgaben erfiillt werden, sollten diese vollstindig steuerfinanziert
sein, um ihre Finanzierung nicht den Versicherten aufzubiirden.

Die Abgrenzung von NBL ist haufig nicht trennscharf, sodass sich ein mogliches
Missverhiltnis zu den Bundeszuschiissen nur schwer beurteilen liasst (JG 2023
Ziffer 371). Die Deutsche Rentenversicherung beziffert die Hohe der NBL im
Jahr 2023 mit 68,2 Mrd Euro (enge Abgrenzung) bis 124,1 Mrd Euro (erweiterte
Abgrenzung), wiahrend der Bundeszuschuss im selben Jahr 84,3 Mrd Euro be-
trug (DRV Bund, 2024). Boysen-Hogrefe (2025) argumentiert unter Verwen-
dung eines anderen Konzepts, dass fiir die Rentenversicherung, dem Versiche-
rungszweig mit den umfangreichsten Bundeszuschiissen, eine vollstandige De-
ckung durch Bundeszuschiisse besteht.

Forderungen nach riickwirkender Deckung von NBL aus weit zuriickliegenden
Jahren erscheinen weder als sachgerecht noch als praktikabel. Ein Ausgleich
binnen weniger Jahre, solange die vergangenen Mehrausgaben nur die Riickla-
gen beeinflusst haben, kann angebracht sein. Bei umlagefinanzierten Sozialver-
sicherungen sind zweckwidrige Verwendungen von Beitragsmitteln aber mog-
lichst schon im jeweiligen Jahr zu begrenzen. Gelingt dies, fallen die laufenden
Leistungen hoher aus oder die aktuellen Beitragssitze niedriger. Ohne langfristi-
ge Bildung eines Kapitalstocks entstehen fiir spiatere Versicherte regelmaBig we-
der Vor- noch Nachteile. Eine Nachfinanzierung wiirde nicht die seinerzeit be-
lasteten Versicherten gezielt kompensieren, sondern vor allem die gegenwirtige
Finanzlage der Sozialversicherung verbessern.

Die Erhebung von Beitragen fiir bislang beitragsfrei mitversicherte Ehepartner
wiirde die GKV entlasten und die Erwerbsanreize fiir Zweitverdienende stiarken.
Fiir Haushalte mit Kindern sollte die beitragsfreie Mitversicherung jedoch, zu-
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mindest in den ersten Jahren der Kindererziehung, fortgelten. v ziFrer 497 Zudem
erscheint eine Dynamisierung des Bundeszuschusses zur Deckung der NBL als
erwiagenswert, da sein Anteil an den Gesamteinnahmen ansonsten kontinuier-
lich sinkt. N ZIFFER 495

393. Neben einer Ausweitung der Bundeszuschiisse zur Deckung der NBL wird disku-
tiert, die Sozialversicherungen durch zusétzliche Steuermittel zu stiitzen, um den
Anstieg lohnbezogener Beitrige zu begrenzen. Dies wire primar eine Umfinan-
zierung und wiirde weder zu einer dauerhaften Dampfung der Ausgaben noch
der durchschnittlichen Steuer- und Abgabenbelastung fiithren. Die Verteilungs-
wirkungen sowie Verhaltensanpassungen der Haushalte und Unternehmen hén-
gen bei dieser Finanzierungsform davon ab, ob und welche Steuerarten zur Ge-
genfinanzierung verandert wiirden oder ob eine Ausweitung der Steuerfinanzie-
rung durch Kiirzungen an anderer Stelle getragen wiirde. Zugleich gingen Trans-
parenz und politische Verantwortlichkeit der Mittelverwendung im Vergleich zu
einem beitragsfinanzierten System zuriick.

394. Haushaltssystematisch ist zu beachten, dass Steuermittel grundsatzlich nicht
zweckgebunden sind (Prinzip der Gesamtdeckung) und Zweckbindungen eine
besondere Rechtfertigung erfordern. Die Verwendung von Steuermitteln
sollte daher auf klar begriindete gesamtgesellschaftliche Aufgaben
im Rahmen der NBL beschriinkt bleiben. Eine weiterreichende Steuerfi-
nanzierung, die ausschlieflich Versicherten zugutekommt, wire begriindungs-
bediirftig und aus Sicht der Haushaltssystematik kritisch zu bewerten.

395. Zur Stirkung der Einnahmen der Sozialversicherungen bieten sich
in erster Linie Reformen an, die auf ein groBeres Arbeitsvolumen ab-
zielen, wie z. B. eine Verlangerung der Erwerbsphase. So wire eine weitere An-
hebung der Regelaltersgrenze iiber das Jahr 2031 hinaus sinnvoll. Werden zwei
Drittel zusitzlicher Lebensjahre der Erwerbsphase und ein Drittel der Renten-
phase zugerechnet, liefe sich das Verhiltnis von Rentenbezugsdauer zu Versi-
cherungsjahren weitgehend stabilisieren (JG 2023 Ziffern 405 ff.). Erginzend
wiirde die Abschaffung der abschlagsfreien Friihrente das durchschnittliche
Rentenzugangsalter erhohen (JG 2023 Ziffern 416 ff.).

396. Der demografisch bedingte Riickgang des Arbeitsvolumens lisst sich ferner
diampfen, indem Anreize und Moglichkeiten zur Aufnahme von Erwerbsarbeit
bzw. zur Ausweitung der Arbeitszeit verbessert werden. Der Sachverstiandigenrat
hat in der Vergangenheit Reformen zur Erreichung dieser Ziele vorgeschlagen,
beispielsweise eine Glattung der Transferentzugsraten im Steuer-Transfer-Sys-
tem, die weitgehende Abschaffung des Ehegattensplittings und der Minijobs so-
wie eine bessere Kinderbetreuung (siehe JG 2021 Ziffern 317 ff.; JG 2023 Zif-
fern 321, 338 ff. und 347 ff.). Erginzend sollte Humankapital durch Weiterbil-
dung, Umschulungen und lebenslanges Lernen gestarkt werden, um Erwerbspo-
tenziale zu erhalten und Reallokation zu erleichtern (JG 2022 Ziffern 370 ff. und
392 f.). Ein zentraler Hebel ist zudem Erwerbsmigration: Der Arbeitsmarktzu-
gang und die Integration Zugewanderter sollten vereinfacht bzw. beschleunigt
und administrative Verfahren verbessert werden (JG 2022 Ziffern 412 ff., 446 ff.
und 452 ff.).
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397. Der Sachverstindigenrat hat in den vergangenen Jahren regelmaBig Handlungs-
optionen aufgezeigt, die das Produktivitiatswachstum steigern kénnen. Zu
diesen zdhlen Investitionen in Humankapital (JG 2021 Ziffern 342 ff.), in Anla-
gevermoOgen und in neue Querschnittstechnologien wie Kiinstliche Intelli-
genz (K1) (JG 2023 Ziffern 77, 158 ff. und 167 ff.) und die Vertiefung des euro-
paischen Binnen- und Kapitalmarkts (JG 2025 Ziffern 186 ff.). Die wachstums-
hemmenden Folgen eines riicklaufigen Arbeitsvolumens lassen sich insbesonde-
re durch qualifizierte Zuwanderung, stirkere Erwerbsanreize und einen ver-
stirkten Ersatz von Arbeit durch neue Kapitalgiiter abfedern (JG 2022 Zif-
fern 358 ff.; JG 2023 Ziffern 163 ff.). Bessere steuerliche Rahmenbedingungen,
insbesondere fiir Forschung und Entwicklung, bessere Bedingungen fiir Start-
ups und Scale-ups sowie der Abbau von Biirokratiekosten und eine Modernisie-
rung der Verwaltung konnen ebenfalls einen Beitrag leisten (JG 2025 Zif-
fern 200 ff., 331 ff., 609 ff. und 617 ff.). Der Bereitstellung digitaler und physi-
scher Infrastruktur kommt ebenfalls eine zentrale Rolle zu. Das Sondervermo-
gen fiir Infrastruktur und Klimaneutralitit kann dazu in wirkungsorientierter
Ausgestaltung wesentlich beitragen (JG 2025 Ziffern 116 ff.).
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Eine andere Meinung

398. Ein Mitglied des Rates, Achim Truger, kann sich der Mehrheitsposition des
Sachverstindigenrates im Kapitel ,,Sozialversicherungen unter Reformdruck® in
einigen Punkten nicht anschlieBen. Die abweichende Meinung betrifft ers-
tens die von der Ratsmehrheit wegen des Primats der Beitragssatzdimpfung
vorgenommene Aufgabe oder Neugewichtung wesentlicher Ziele der
GRV und der SPV. Sie betrifft zweitens die Vernachlidssigung potenziell
gravierender verteilungspolitischer Nebenwirkungen und sozialer
Harten der von der Ratsmehrheit vorgeschlagenen Handlungsoptionen. Drit-
tens iiberschitzt die Ratsmehrheit systematisch die Potenziale kapitalgedeck-
ter Vorsorge im demografischen Wandel und vernachléssigt Risiken und
Nebenwirkungen.

Primat der Beitragssatzdampfung nicht erforderlich

399. Die Ratsmehrheit gibt fiir die GRV weitgehend das Ziel der Lebensstandardsi-
cherung im Alter und fiir die SPV weitgehend das Ziel der iiberwiegenden Ver-
meidung von pflegebedingtem Sozialhilfebezug auf. Begriindet wird dies mit ei-
nem Zielkonflikt zwischen Angemessenheit der Leistungen und Nachhaltigkeit
der Finanzierung. Letztere hilt sie fiir gegeben, ,wenn das im geltenden Recht
vorgesehene Sicherungsniveau langfristig gehalten werden kann, ohne dass hier-
zu erforderliche hohere Beitragssidtze und Bundeszuschiisse zu spilirbaren Ver-
zerrungen bei Beschiftigung und Wachstum fithren oder zukiinftige Generatio-
nen unverhaltnisméaBig belasten. v pLusTexT 11 Die Ratsmehrheit betont mehrfach
und ausfiihrlich die negativen gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen des abseh-
baren kréftigen Anstiegs des Gesamtsozialversicherungsbeitragssatzes oder der
Beitragssitze in einzelnen Sozialversicherungszweigen sowie Probleme hinsicht-
lich der Generationengerechtigkeit. Dabei wird das Nachhaltigkeitsziel im Sinne
eines Primats der Beitragssatzdampfung interpretiert, welches die Einschran-
kung von Zielen rechtfertigt, die der Angemessenheit der Leistungen dienen.

400. Ein solches Primat der Beitragssatzdaimpfung erscheint allerdings
aus gesamtwirtschaftlicher Sicht nicht erforderlich. Der Sachverstandi-
genrat setzt sich in Abschnitt IIT ausfiihrlich mit den Effekten von Beitrags-
satzinderungen auseinander und referiert in Abschnitt III.5 empirische Er-
gebnisse fiir die gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen im allgemeinen Gleichge-
wicht. Die beiden ausfiihrlicher dargestellten Studien kommen dabei insgesamt
nur zu moderaten gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen. So fiihrt ein
starker Anstieg des Gesamtbeitragssatzes um 6 bis 7 Prozentpunkte in den kom-
menden 10 Jahren insgesamt nach 10 Jahren nur zu einem um 0,5 % bis 0,9 %
geringeren BIP. Das BIP-Wachstum wiirde also um weniger als 0,05 bzw.
0,1 Prozentpunkte pro Jahr gedidmpft. Ein solcher Wachstumsverlust lasst sich
leicht durch die in ~vziFFer 396 aufgezihlten potenzialsteigernden wirtschaftspoli-
tischen MaBnahmen iiberkompensieren. Trotz der suboptimalen Ausgestaltung
des Finanzpaketes schitzt der Sachverstindigenrat den davon ausgehenden BIP-
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Effekt langfristig auf etwa 1 %; geldange eine echte zusitzliche 6ffentliche Investi-
tionsoffensive, dann wiare langfristig sogar ein um 5 % hoheres BIP und iiber
langere Zeitraume ein deutlich hoheres Potenzialwachstum moglich, ohne dass
dies mit einem {iibermaBigen Anstieg der Staatsverschuldung einherginge
(JG 2025 Ziffern 109 ff. und Tabelle 14).

Auf dieser Basis hitte die Schlussfolgerung des Sachverstindigenrates auch sein
konnen, dass zwar der absehbare Anstieg des Gesamtsozialversicherungsbei-
tragssatzes filir sich genommen mit moderat negativen gesamtwirtschaftlichen
Effekten einhergeht, dass diese aber bei einer insgesamt wachstumsfreundlich
ausgerichteten Wirtschaftspolitik kaum ins Gewicht fallen und damit letztlich
verkraftbar sind. Einschneidende Reformen, die zur Aufgabe bisheriger Zie-
le in den Sozialversicherungen zwingen wiirden, lassen sich auf Basis der empi-
rischen Evidenz jedenfalls nicht rechtfertigen.

Weitreichende Zielverschiebungen lassen sich auch nicht ohne Wei-
teres aus Griinden der intergenerationellen Gerechtigkeit herleiten.
Die Ratsmehrheit konzentriert sich in ihren Uberlegungen auf Projektionen der
Verteilung der intergenerationellen Beitragssatzbelastung. ~zIFFER349 Es lasst
sich feststellen, dass der durchschnittliche Gesamtsozialversicherungsbeitrags-
satz iiber das Erwerbsleben fiir die jiingeren Kohorten sehr stark ansteigt. So
zahlte die Kohorte der 1940 Geborenen iiber ihr Erwerbsleben im Durchschnitt
einen Gesamtbeitragssatz von 34,2 %, wiahrend fiir die Kohorte der 2020 Gebo-
renen ein Beitragssatz von 56,8 % projiziert wird.

Daraus lasst sich jedoch nicht automatisch auf eine systematische Benachteili-
gung jiingerer Kohorten schlieBen. Fiir eine umfassendere Betrachtung miissten
zusitzlich zu den entrichteten Beitragen auch die iiber das Leben empfangenen
Leistungen einbezogen werden. Blank et al. (2026) berechnen zu diesem Zweck
mit einer auch vom Sachverstindigenrat (JG 2016 Ziffern 667 ff.) bereits ver-
wendeten Methode kohortenspezifische Renditen fiir die in der GRV Versicher-
ten. Dabei zeigt sich, dass zwar die Rendite fiir Geburtsjahrginge vor 1950 deut-
lich hoher als fiir alle folgenden Kohorten ist. Allerdings ist die zu erwar-
tende Rendite fiir Teile der Babyboomer-Generation nicht hoher als
fiir im Jahr 2000 oder 2010 Geborene. Zudem fiihren gingige Reformvor-
schlige, wie etwa die Erhohung des Renteneintrittsalters zu einer Verschlechte-
rung der Rendite fiir alle Kohorten ab etwa Mitte der 1970er-Jahre. Dabei ver-
schlechtert sich auch die Rendite der etwa im Jahr 2000 oder 2010 Geborenen
spiirbar. Blank et al. (2026, S. 18) konstatieren: , Das oftmals geduBerte Ziel, mit
einer Erhohung der Regelaltersgrenze die jiingeren Generationen zu entlasten,
wird, gemessen an den impliziten Renditen, verfehlt®.

Vernachlassigung von gravierenden verteilungspolitischen
Nebenwirkungen und sozialen Harten

Die intergenerationellen Verteilungswirkungen iiber lange Zeitraume sind wich-
tig, und es ist richtig, dass die Ratsmehrheit sich damit beschaftigt. Es gibt aber
auch noch Verteilungswirkungen im Querschnitt, also im Hier und Jetzt, die
mindestens ebenso wichtig sind, und denen der Sachverstindigenrat alle zwei
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Jahre jeweils ein eigenstindiges Kapitel im Jahresgutachten widmet. Dabei kann
es z. B. um die Einkommens- und Vermogensverteilung oder die Ar-
mutsrisikoquote gehen.

Im Kontext der Reform der Sozialversicherung misst die Ratsmehrheit den Aus-
wirkungen ihrer Politikvorschldge auf solche Verteilungsindikatoren offenbar
nur eine sehr untergeordnete Bedeutung bei. So wird beispielsweise die Tatsache
nicht erwiahnt, dass die Dampfung von Renten- und ggf. Pflegeversicherungsleis-
tungen und die SchlieBung der entstehenden Liicke durch Aufbau eines Kapital-
stocks, dessen Finanzierung allein den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
aufgebiirdet wird, eine massive Verlagerung von Kosten und Risiken zu
Gunsten der Arbeitgeber darstellt. Zwar ist die finale 6konomische Inzidenz
unklar; NzIFFErN 355 FF. zumindest fiir einen Ubergangszeitraum ist jedoch von ei-
ner erheblichen Umverteilung zu Gunsten der Arbeitgeberseite auszugehen.

404. Das Eigentum an Unternehmen ist sehr stark im oberen Einkommensbereich
konzentriert. So geht Bach (2025) davon aus, dass 87 % der Entlastung durch ei-
ne Korperschaftsteuersenkung auf das oberste Dezil der Einkommensverteilung
entfallen. Allein 72 % entfallen auf das oberste Perzentil. Eine Entlastung der Ar-
beitgeberseite von oder eine Belastung mit Sozialversicherungsbeitrigen diirfte
daher auch mit spiirbaren personellen Verteilungswirkungen einhergehen. Eine
Entlastung diirfte die Ungleichheit der verfiigbaren Einkommen spiirbar erho-
hen, wihrend eine Belastung dementsprechend progressiv wirken und die Un-
gleichheit senken diirfte. Zwar sorgt sich die Ratsmehrheit im Kontext von Bei-
tragssatzerhohungen um die relativ starkere Belastung von Versicherten unter-
halb der Beitragsbemessungsgrenze gegeniiber Versicherten oberhalb davon.
Die sehr progressive Verteilungswirkung durch den auf die Arbeitge-
ber entfallenden Teil der Beitragssatzanhebung findet hingegen kei-
ne Beriicksichtigung.

Zumindest fiir parititische Anderungen des Beitragssatzes kann aufgrund der
vom Sachverstindigenrat angefiihrten empirischen Evidenz eine in etwa parita-
tische 6konomische Inzidenz angenommen werden. yziFrer 359 Insofern diirf-
te eine paritiitische Beitragssatzanhebung klar progressiv wirken.

405. Die Ratsmehrheit vernachlissigt die gravierenden negativen Effekte
der von ihr befiirworteten ReformmaBnahmen insbesondere im unteren Bereich
der Einkommensverteilung und damit einhergehende potenzielle soziale Har-
ten: Die Vorschlige fiir die Pflegeversicherung gehen mit einem drastischen
Anstieg der Hilfe zur Pflege-Quote einher; vziFFern 604 FF. die relativ hohen
Zusatzbeitragssitze fiir den PVF II fiir Rentnerinnen und Rentner diirften die
Armutsrisikoquote sowie die Grundsicherungsquote im Alter spiirbar erhohen.
Die Vorschliage der Ratsmehrheit, in der GRV zur Dampfung der Rentenausga-
ben nur noch eine Inflationsanpassung oder einen hoheren Nachhaltigkeitsfak-
tor zum Einsatz kommen zu lassen, wiirden ebenfalls zu einem Anstieg der
Armutsgefihrdung im Alter fiihren (JG 2023 Ziffern 424 ff.).
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Risiken und Nebenwirkungen kapitalgedeckter Vorsorge
vernachlassigt

Eine zentrale Rolle in den Reformvorschligen der Ratsmehrheit fiir
die GRV und die SPV spielt die kapitalgedeckte Vorsorge. Durch die an-
genommene renditestarke Anlage kommt es langfristig zu groen Finanzvermo-
gen, die dann zur Finanzierung von Rente und Pflege eingesetzt werden sollen.
Gerade bei der GRV erscheinen die ausgewiesenen Effekte eindrucksvoll
(JG 2023 Ziffern 454 ff.): Wenn alle Beschaftigten ab sofort 4 % des Bruttolohns
monatlich in stark aktienbasierte internationale Kapitalmarktfonds investierten,
erwlirben sie personliches privates Kapital, wodurch sich mit den Jahren das er-
zielbare Sicherungsniveau erhohe. Nach den Berechnungen des SVR wiren das
bis zum Jahr 2080 eindrucksvolle 26,9 Prozentpunkte, was die Ddmpfung des
Rentenniveaus in der GRV um knapp 8 Prozentpunkte weit iiberkompensieren
wiirde.

Durch eine solche Reform wiirde sich jedoch die Gesamtbelastung der Be-
schiftigten fiir die Altersvorsorge mit einem Schlag um volle 4 Prozent-
punkte erhoéhen, die sie anders als in der GRV ohne Beteiligung der Ar-
beitgeber komplett alleine tragen miissten. Zwar mag man einwenden, es sei
letztlich egal, wer die Abgabe formal abfiihre, weil sich die 6konomische Lastver-
teilung unabhingig davon am Markt ergebe (JG 2023 Kasten 20). In diesem Fall
konnte man allerdings auch vorschlagen, die Arbeitgeber sollten den Beitrag zur
privaten Altersvorsorge oder ggf. den Zusatzbeitrag zum PVF II zu 100 % fiir ih-
re Beschiftigten ibernehmen. Zudem erscheint es nicht als konsistent, sich ei-
nerseits aus gesamtwirtschaftlicher Sicht Sorgen um den bis zum Jahr 2035 pro-
jizierten Anstieg des Gesamtsozialversicherungsbeitragssatzes um 6 bis 7 Pro-
zentpunkte zu machen, um gleichzeitig eine sofortige Mehrbelastung von 4 Bei-
tragspunkten bei der privaten Rente fiir unproblematisch zu halten.

Die von der Ratsmehrheit getroffenen Renditeannahmen im Rahmen der
kapitalgedeckten Vorsorge von 5 % real nach Abzug von Kosten, sind opti-
mistisch. Der Verweis darauf, dass so etwas auf Basis der Erfahrungen der ver-
gangenen Jahrzehnte mit entsprechenden globalen Anlageprodukten durchaus
realistisch erscheine, ist problematisch. Denn diese Vergangenheit war von star-
kem weltwirtschaftlichem Wachstum und einem massiven Ausbau der globalen
Kapitalméarkte mit entsprechenden Kursgewinnen geprigt. Ob sich das — bei tib-
rigens weltweit alternden Gesellschaften und wahrscheinlich schwicher wach-
senden Okonomien — iiber die nichsten 50 Jahre wiederholen kann, ist absolut
unvorhersehbar — genau das meinte auch John Maynard Keynes, als er von fun-
damentaler Unsicherheit sprach.

Hinzu kommen die geopolitischen Risiken, die durch die zoll- und biindnis-
politischen Eskapaden eines Donald Trump aktuell besonders plastisch vor Au-
gen gefiihrt werden. Es ist schlicht nicht vorhersehbar, wie in 30 Jahren die glo-
bale Wirtschaftsordnung aussehen wird und ob darin noch die Méglichkeit eines
Zugriffs auf internationale Kapitalanlagen gegeben sein wird. Ebenfalls ist un-
klar, ob die Entwicklungslander in Zukunft 6konomisch stark genug sein wer-
den, die finanziellen Anspriiche der gealterten Bevolkerung in den Industrieldn-
dern durch Exporte zu bedienen, oder ob sie falls 6konomisch und machtpoli-
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tisch erstarkt dazu tiberhaupt bereit sein werden. Gerade angesichts solcher
Risiken wiire eine vorsichtigere Herangehensweise beziiglich der Ka-
pitaldeckung und der Renditeannahmen angeraten gewesen. Dariiber
hinaus gibt es weitere grundsitzliche Zweifel, ob eine systematische Entlastung
der jlingeren Generation durch die Kapitaldeckung gelingen kann (Truger,
2025).

Starkung der GRV und Fokussierung der SPV erforderlich

409. Reformen der Sozialversicherungen sollten die Belastungen aufgrund steigender
Beitragssiatze im Auge behalten und sie im Idealfall moglichst vermeiden. Dabei
ist es jedoch nicht erforderlich zentrale Ziele der Sozialversicherung — in der
GRV die Lebensstandardsicherung und in der SPV die Vermeidung eines An-
stiegs der Hilfe-zur-Pflege-Quote — aufzugeben. Die negativen gesamtwirt-
schaftlichen Wirkungen von Beitragssatzerh6hungen sind moderat
und konnen durch eine wachstumsfordernde Wirtschaftspolitik und
hohe 6ffentliche Investitionen bei Weitem iiberkompensiert werden.

410. Die GRYV sollte als zentrale Siule der Altersvorsorge gestirkt werden.
Das geht mit einem pragmatischen Biindel an MaBnahmen. Dazu gehort eine
Mischung etwa aus mittel- bis langfristig hoheren Beitragssitzen, einer starke-
ren Steuerfinanzierung von beitragsfreien Leistungen, perspektivisch einer Er-
hohung des faktischen Renteneintrittsalters, einer Steigerung der Erwerbstatig-
keit, insbesondere von Frauen, der Einwanderung von Fachkriften sowie der
Einbeziehung von bislang nicht abgesicherten Selbststindigen in die GRV
(Truger, 2025).

411. Eine Reform der Pflegeversicherung sollte wieder auf deren urspriingliches Ziel
abstellen und einen weiteren Anstieg der Hilfe-zur-Pflege-Quote wirksam ver-
hindern. Hierzu wire eine Variante des von der Ratsmehrheit abgelehnten So-
ckel-Spitze-Tausches, d. h. eine Deckelung der Eigenanteile geeignet. Diese
MaBnahme wire mit hohen Kosten und entsprechend steigenden Beitragssitzen
verbunden. Dies lasst sich jedoch vermeiden, wenn die Ausgabenseite der SPV
im Sinne ihrer urspriinglichen Funktion refokussiert und gleichzeitig die Ein-
nahmenseite der SPV iiber die Finanzierung versicherungsfremder Leistungen
durch den Bund sowie eine Erhohung der Beitragsbemessungsgrenze gestirkt
wird. NZIFFERN 614 FF.
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1. Grundlagen der Simulationen zur
kunftigen Entwicklung des
Gesamtsozialversicherungsbeitragssatzes

412. Langfristprojektionen machen intertemporale Zusammenhinge — Budgetre-
striktionen, Generationenlasten, Pfadabhingigkeiten — unter expliziten Annah-
men sichtbar und damit kritisierbar (Ochsner und Werding, 2026). Thre Aussa-
gen sind konditional: Sie zeigen, was unter bestimmten Annahmen konsistent
folgt, und bemessen sich nicht an ihrer Treffgenauigkeit, sondern an der Trans-
parenz und theoretischen Fundierung ihrer Pramissen. Bei allen in diesem Kapi-
tel verwendeten Modellen handelt es sich um gesamtwirtschaftliche Modelle in
sogenannter reduzierter Form. Das heiBit, dass insbesondere Verhaltensanpas-
sungen und makrookonomische Feedbacks der exogenen Entwicklungen nicht
vollstandig beriicksichtigt werden. Die Ergebnisse sollten daher nicht als punkt-
genaue Vorausschau gelesen werden, sondern als strukturierte Analyse von
Richtungen und GroBenordnungen — als Offenlegung von Zukunftsannahmen,
die andernfalls implizit und unkontrolliert in politische Entscheidungen einflie-
Ben wiirden.

413. Die 16. koordinierte Bevolkerungsvorausberechnung ist die amtliche, zwischen
dem Statistischen Bundesamt und den Statistischen Amtern der Linder abge-
stimmte Projektion der Bevolkerungsentwicklung in Deutschland und den Lan-
dern bis zum Jahr 2070 (Statistisches Bundesamt, 2025). Sie umfasst insgesamt
27 Varianten, die unterschiedliche Annahmen zur Entwicklung der Geburten-
haufigkeit, Lebenserwartung und Migration kombinieren. Werding et al. (2026)
schreiben diese Entwicklung, gestiitzt auf die mittleren Annahmen zur Gebur-
tenhaufigkeit (G2) und Lebenserwartung (L2) sowie ein mittleres Szenario aus
Annahmen des Statistischen Bundesamtes zur Wanderung (W1 und W2), bis
zum Jahr 2080 fort.

414. Die Projektion des Produktionspotenzials, also desjenigen BIP-Niveaus, das die
deutsche Wirtschaft erreichen kann, wenn Arbeit und Kapital normal ausgelas-
tet sind (ohne konjunkturelle Uber- oder Unterauslastung) basiert auf einer
Cobb-Douglas-Produktionsfunktion ~cLossaAr (Ochsner et al., 2024). Dabei ergibt
sich das Produktionspotenzial aus dem Zusammenspiel von (i) potenzieller Pro-
duktivitit (Totale Faktorproduktivitit), (ii) potenziellem Arbeitseinsatz (gemes-
sen in Arbeitsstunden) und (iii) Kapitaleinsatz.

2. Ergebnisse der Sensitivitatsanalysen

415. Sensitivitdtsanalysen ordnen die Projektionsergebnisse des Basisszenarios zum
Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz ~ziFFern 346 FF. und zu den Bundeszu-
schiissen v zIFFeR 348 ein. Dabei werden zentrale Annahmen zur demografischen
Entwicklung, zum Wanderungssaldo, zur Erwerbslosenquote, zur Erwerbsquote
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von Frauen und zur durchschnittlichen Jahresarbeitszeit aller Erwerbstitigen
variiert.

Fiir das Jahr 2030 zeigen Sensitivitdtsanalysen zur Projektion des Gesamtsozial-
versicherungsbeitragssatzes noch vergleichsweise geringe Abweichungen vom
Basisszenario. ~ABBILDUNG 83 Der Beitragssatz liegt zwischen 45,0 % bei einer
giinstigeren Altersstruktur (,junge Bevolkerung“) und 45,7 % bei stiarkerer Alte-
rung. Unterschiede bei der Zuwanderung fithren zu Werten von 45,3 % bei ho-
her Zuwanderung und 45,5 % bei niedriger Zuwanderung. Ein hoherer Anstieg
der Frauenerwerbsquote reduziert den Beitragssatz im Jahr 2030 auf 45,2 %,
wihrend eine moderatere Entwicklung der Frauenerwerbsquote ihn auf 45,8 %
anhebt. Abweichungen im Produktivititswachstum wirken sich kaum aus: der
Beitragssatz liegt hier zwischen 45,3 % und 45,4 %.

Im Jahr 2040 treten die Unterschiede deutlicher hervor. Bei einer jiingeren Be-
volkerungsstruktur betragt der Beitragssatz 48,9 %, bei stirkerer Alterung hin-
gegen 50,6 %. Die demografischen Annahmen bewirken damit eine Differenz
von 1,7 Prozentpunkten. Unterschiede allein bei der Zuwanderung fiihren im
Jahr 2040 zu 49,5 % bei hoher und 50,0 % bei niedriger Zuwanderung. Die Ar-
beitsmarktannahmen wirken ebenfalls substanziell: 49,5 % bei einer dynami-
scheren Entwicklung der Frauenerwerbsquote stehen 50,2 % bei stagnierender
Frauenerwerbsquote gegeniiber. Bei einem hoheren Anstieg der Frauenerwerbs-
quote und gleichzeitiger Ausweitung der Arbeitsstunden konnte der Beitragssatz
auf 49,1 % sinken. Zusétzliche Varianten zur Erwerbslosenquote deuten darauf
hin, dass hohere Erwerbslosenquoten mit héheren projizierten Beitragssitzen
einhergehen (Werding et al., 2026). Unterschiede im Produktivitatswachstum
bleiben demgegeniiber auch auf Dauer gering: der Beitragssatz liegt im Jahr
2040 bei 49,7 % bzw. 49,8 %.

Sensitivititsanalysen zur Projektion der Bundeszuschiisse zeigen, dass sich die-
ses Ergebnis bei alternativen Annahmen nur in einem begrenzten Korridor ver-
dndert (Werding et al., 2026). Je nach demografischer Entwicklung, insbesonde-
re bei der Zuwanderung, Erwerbslosigkeit, Frauenerwerbsbeteiligung und Pro-
duktivititswachstum bewegen sich die Bundeszuschiisse im Jahr 2040 in einer
Bandbreite von 3,9 % bis 4,1 % des BIP. Eine jiingere Bevolkerung sowie hohere
Zuwanderung, geringere Erwerbslosigkeit oder eine stirkere Zunahme der Frau-
enerwerbsbeteiligung (in Personen und in Stunden) dimpfen den Anstieg leicht.
Umgekehrt fiihren eine stirkere Alterung, niedrigere Zuwanderung, eine hohere
Erwerbslosenquote oder eine konstante Frauenerwerbsbeteiligung zu einem et-
was hoheren Finanzierungsbedarf und damit zu hoheren Beitragssitzen, die sich
iiber den Beitragssatzfaktor in der GRV auch in héheren Bundeszuschiissen nie-
derschlagen. Auch alternative Annahmen zum medizinisch-technischen Fort-
schritt verdndern das Ergebnis nur in begrenztem Umfang. Insgesamt erweisen
sich die Bundeszuschiisse im Jahr 2040 als vergleichsweise robust gegeniiber
plausiblen Parameterdnderungen. Die strukturelle Aufwartsbewegung bis zum
Jahr 2040 wird damit primér von grundlegenden demografischen Trends getra-
gen und nicht durch einzelne Modellannahmen bestimmt.

Sachverstandigenrat Wirtschaft - Jahresgutachten 2026/27



Sozialversicherungen unter Reformdruck - Kapitel 4 m

N ABBILDUNG 83
Projizierte Entwicklung des Gesamtsozialversicherungsbeitrags unter alternativen
Annahmen?

Unterschiedliche Lebenserwartung und Unterschiedliche Zuwanderungsraten3
Geburtenrate?
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=== Hobhere Frauenerwerbsquote und
héhere Stundenzahl

1 - Angaben fir GKV und SPV inkl. durchschnittlicher Zusatzbeitrdge bzw. Beitragszuschldge und -abschlage nach
Kinderzahl. 2 - Das Basisszenario legt Variante G2L2 der 16. koordinierten Bevolkerungsvorausberechnung zugrun-
de und unterstellt eine moderate Erholung der Fertilitdt sowie einen moderaten Anstieg der Lebenserwartung bei
Geburt bis zum Jahr 2070. Das Szenario ,junge Bevolkerung® basiert auf der Variante G3L1 und nimmt eine deutlich
starkere Zunahme der Fertilitat bei gleichzeitig geringerem Anstieg der Lebenserwartung an. Das Szenario ,alte Be-
volkerung” folgt G1L3 und unterstellt eine dauerhaft niedrige Fertilitat bei stark steigender Lebenserwartung bis zum
Jahr 2070. 3 - Im Basisszenario wird langfristig ein jahrlicher Wanderungssaldo von 200 000 Personen unterstellt. In
den Sensitivitatsanalysen wird jeweils ein um 100 000 Personen héherer bzw. niedrigerer Wanderungssaldo ange-
nommen. 4 - Dem Basisszenario liegt eine langfristig konstante TFP-Wachstumsrate von 0,24 % pro Jahr zugrunde.
Hieraus resultieren ein durchschnittliches Potenzialwachstum von 0,7 % fir die Jahre 2026 bis 2080 und von
0,5 % im Endjahr 2080. In den Sensitivitatsszenarien wird die TFP-Wachstumsrate um jeweils 0,2 Prozentpunkte
héher bzw. niedriger angesetzt. Daraus ergeben sich im Hochszenario (Niedrigszenario) durchschnittliche Potenzial-
wachstumsraten von 1,0 % (0,5 %) fur die Jahre 2026 bis 2080 und von 0,8 % (0,2 %) im Endjahr 2080. Die Auswir-
kungen auf die Beitragssatze bleiben gering. 5 - Im Basisszenario steigt die Erwerbsquote von Frauen im Alter von
15 bis 64 Jahren von derzeit rund 93 % des Vergleichswerts gleichaltriger Manner bis zum Jahr 2060 auf 97,5 % und
bleibt danach weitgehend konstant. Im Niedrigszenario verharrt sie bei 93 %, im Hochszenario steigt sie bis zum Jahr
2060 auf 99 %. In einem zusatzlichen Szenario nehmen die jahrlichen Arbeitsstunden aller Erwerbspersonen bis zum
Jahr 2060 um 5 % zu.

Quellen: BA, BMG, DRV, SIM.24, eigene Berechnungen
© Sachverstandigenrat | 26-012-02 Daten (CSV) &
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		Jahr		Unterschiedliche Lebenserwartung und Geburtenrate² Basisszenario		Unterschiedliche Lebenserwartung und Geburtenrate² Junge Bevölkerung		Unterschiedliche Lebenserwartung und Geburtenrate² Alte Bevölkerung		Unterschiedliche Zuwanderungsraten³ Basisszenario		Unterschiedliche Zuwanderungsraten³ Höhere Zuwanderung		Unterschiedliche Zuwanderungsraten³ Niedrigere Zuwanderung		Unterschiede im Produktivitätswachstum⁴ Basisszenario		Unterschiede im Produktivitätswachstum⁴ Höheres Produktivitätswachstum		Unterschiede im Produktivitätswachstum⁴ Niedriges Produktivitätswachstum		Unterschiedliche Frauenerwerbsquoten⁵ Basisszenario		Unterschiedliche Frauenerwerbsquoten⁵ Niedrige Frauenerwerbsquote		Unterschiedliche Frauenerwerbsquoten⁵ Höhere Frauenerwerbsquote		Unterschiedliche Frauenerwerbsquoten⁵ Höhere Frauenerwerbsquote und höhere Stundenzahl

		2000		41,1						41,1						41,1						41,1						

		2001		40,9						40,9						40,9						40,9						

		2002		41,3						41,3						41,3						41,3						

		2003		42						42						42						42						

		2004		41,9						41,9						41,9						41,9						

		2005		42,4						42,4						42,4						42,4						

		2006		42						42						42						42						

		2007		40,7						40,7						40,7						40,7						

		2008		40						40						40						40						

		2009		39,9						39,9						39,9						39,9						

		2010		39,6						39,6						39,6						39,6						

		2011		40,4						40,4						40,4						40,4						

		2012		39,3						39,3						39,3						39,3						

		2013		39,2						39,2						39,2						39,2						

		2014		39,4						39,4						39,4						39,4						

		2015		39,8						39,8						39,8						39,8						

		2016		39,8						39,8						39,8						39,8						

		2017		40						40						40						40						

		2018		39,8						39,8						39,8						39,8						

		2019		39,8						39,8						39,8						39,8						

		2020		39,9						39,9						39,9						39,9						

		2021		40						40						40						40						

		2022		40,1						40,1						40,1						40,1						

		2023		40,7						40,7						40,7						40,7						

		2024		41		41		41		41		41		41		41		41		41		41		41		41		41

		2025		42		42		42		42		42		42		42		42		42		42		42,1		42,1		42,1

		2026		42,3		42,3		42,3		42,3		42,3		42,3		42,3		42,3		42,3		42,3		42,2		42,3		42,2

		2027		44		43,9		44,1		44		44		44,1		44		44		44,1		44		44,5		44		43,8

		2028		44,7		44,6		44,8		44,7		44,7		44,7		44,7		44,7		44,7		44,7		44,8		44,5		44,4

		2029		45		44,9		45,1		45		45		45,1		45		45		45		45		45,3		44,8		44,6

		2030		45,4		45		45,7		45,4		45,3		45,5		45,4		45,3		45,4		45,4		45,8		45,2		45

		2031		45,9		45,5		46,1		45,9		45,7		46		45,9		45,8		45,9		45,9		46,2		45,7		45,5

		2032		46,4		46		46,7		46,4		46,3		46,5		46,4		46,4		46,4		46,4		46,8		46,2		46

		2033		46,9		46,4		47,3		46,9		46,8		47		46,9		46,9		46,9		46,9		47,3		46,7		46,4

		2034		47,3		46,8		47,7		47,3		47,2		47,5		47,3		47,3		47,3		47,3		47,7		47,1		46,8

		2035		47,7		47,2		48,2		47,7		47,6		47,9		47,7		47,7		47,8		47,7		48,2		47,5		47,2

		2036		48,1		47,5		48,7		48,1		47,9		48,3		48,1		48,1		48,1		48,1		48,5		47,9		47,5

		2037		48,5		47,8		49,1		48,5		48,3		48,7		48,5		48,5		48,5		48,5		48,9		48,3		47,9

		2038		48,9		48,2		49,6		48,9		48,7		49,2		48,9		48,9		49		48,9		49,4		48,7		48,3

		2039		49,3		48,5		50,1		49,3		49,1		49,6		49,3		49,3		49,4		49,3		49,7		49,1		48,7

		2040		49,7		48,9		50,6		49,7		49,5		50		49,7		49,7		49,8		49,7		50,2		49,5		49,1

		2041		50,2		49,2		51,1		50,2		49,9		50,4		50,2		50,1		50,2		50,2		50,6		49,9		49,4

		2042		50,6		49,6		51,6		50,6		50,3		50,9		50,6		50,5		50,6		50,6		51		50,4		49,8

		2043		51		49,9		52,1		51		50,7		51,3		51		51		51,1		51		51,4		50,8		50,2

		2044		51,4		50,3		52,6		51,4		51,1		51,8		51,4		51,4		51,5		51,4		51,9		51,2		50,6

		2045		51,9		50,7		53,1		51,9		51,5		52,2		51,9		51,8		51,9		51,9		52,3		51,6		51

		2046		52,3		51		53,6		52,3		51,9		52,6		52,3		52,2		52,3		52,3		52,7		52		51,4

		2047		52,6		51,3		54		52,6		52,3		53		52,6		52,6		52,7		52,6		53,1		52,4		51,7

		2048		53		51,6		54,5		53		52,6		53,4		53		53		53,1		53		53,5		52,8		52,1

		2049		53,4		51,8		54,9		53,4		53		53,8		53,4		53,3		53,4		53,4		53,9		53,1		52,4

		2050		53,7		52,1		55,4		53,7		53,3		54,2		53,7		53,7		53,8		53,7		54,2		53,5		52,7

		2051		54,1		52,4		55,8		54,1		53,7		54,5		54,1		54		54,1		54,1		54,6		53,8		53

		2052		54,4		52,6		56,2		54,4		54		54,9		54,4		54,4		54,4		54,4		54,9		54,1		53,3

		2053		54,7		52,8		56,6		54,7		54,3		55,2		54,7		54,6		54,7		54,7		55,2		54,4		53,6

		2054		55		53		57		55		54,5		55,4		55		54,9		55		55		55,5		54,7		53,8

		2055		55,2		53,1		57,3		55,2		54,8		55,7		55,2		55,1		55,2		55,2		55,8		54,9		54

		2056		55,4		53,3		57,6		55,4		55		55,9		55,4		55,4		55,4		55,4		56		55,1		54,2

		2057		55,6		53,4		57,8		55,6		55,1		56		55,6		55,5		55,6		55,6		56,2		55,3		54,4

		2058		55,8		53,5		58,1		55,8		55,3		56,2		55,8		55,7		55,8		55,8		56,4		55,5		54,5

		2059		56		53,7		58,4		56		55,5		56,4		56		55,9		56		56		56,5		55,7		54,7

		2060		56,2		53,8		58,7		56,2		55,7		56,6		56,2		56,1		56,2		56,2		56,8		55,9		54,9

		2061		56,4		54		58,9		56,4		56		56,8		56,4		56,3		56,4		56,4		57		56,1		55,1

		2062		56,6		54,1		59,2		56,6		56,2		57		56,6		56,5		56,6		56,6		57,2		56,4		55,3

		2063		56,8		54,3		59,5		56,8		56,4		57,2		56,8		56,7		56,8		56,8		57,4		56,6		55,5

		2064		57		54,5		59,8		57		56,6		57,4		57		57		57		57		57,6		56,8		55,7

		2065		57,2		54,6		60,1		57,2		56,8		57,7		57,2		57,2		57,3		57,2		57,8		57		56

		2066		57,5		54,8		60,4		57,5		57,1		57,9		57,5		57,4		57,5		57,5		58,1		57,3		56,2

		2067		57,7		54,9		60,7		57,7		57,4		58,1		57,7		57,7		57,8		57,7		58,3		57,5		56,5

		2068		58		55,1		61		58		57,6		58,4		58		57,9		58		58		58,6		57,8		56,7

		2069		58,2		55,3		61,4		58,2		57,9		58,6		58,2		58,2		58,3		58,2		58,8		58		57

		2070		58,5		55,4		61,7		58,5		58,1		58,9		58,5		58,4		58,5		58,5		59,1		58,3		57,2

		2071		58,7		55,6		62		58,7		58,4		59,1		58,7		58,7		58,8		58,7		59,3		58,5		57,4

		2072		58,9		55,7		62,3		58,9		58,6		59,3		58,9		58,9		59		58,9		59,5		58,7		57,6

		2073		59,1		55,9		62,6		59,1		58,8		59,4		59,1		59,1		59,2		59,1		59,7		58,9		57,8

		2074		59,3		56		62,8		59,3		59		59,6		59,3		59,2		59,3		59,3		59,8		59,1		58

		2075		59,4		56		63,1		59,4		59,2		59,7		59,4		59,4		59,4		59,4		60		59,2		58,1

		2076		59,5		56,1		63,3		59,5		59,3		59,8		59,5		59,5		59,6		59,5		60,1		59,3		58,2

		2077		59,6		56,1		63,4		59,6		59,4		59,8		59,6		59,6		59,7		59,6		60,2		59,4		58,3

		2078		59,7		56,1		63,6		59,7		59,5		59,9		59,7		59,6		59,7		59,7		60,3		59,5		58,4

		2079		59,7		56,2		63,7		59,7		59,6		59,9		59,7		59,7		59,8		59,7		60,3		59,6		58,5

		2080		59,8		56,2		63,9		59,8		59,7		59,9		59,8		59,8		59,8		59,8		60,4		59,6		58,5

		

		Titel: Projizierte Entwicklung des Gesamtsozialversicherungsbeitrags unter alternativen Annahmen¹

		1 – Angaben für GKV und SPV inkl. durchschnittlicher Zusatzbeiträge bzw. Beitragszuschläge und -abschläge nach Kinder­­zahl. 2 – Das Basisszenario legt Variante G2L2 der 16. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung zugrunde und unterstellt eine moderate Erholung der Fertilität sowie einen moderaten Anstieg der Lebenserwartung bei Geburt bis zum Jahr 2070. Das Szenario „junge Bevölkerung“ basiert auf der Variante G3L1 und nimmt eine deutlich stärkere Zunahme der Fertilität bei gleichzeitig geringerem Anstieg der Le­bens­­erwartung an. Das Szenario „alte Bevölkerung“ folgt G1L3 und unterstellt eine dauerhaft niedrige Fertilität bei stark steigender Lebenserwartung bis zum Jahr 2070. 3 – Im Basisszenario wird langfristig ein jährlicher Wanderungssaldo von 200 000 Personen unterstellt. In den Sensitivitätsanalysen wird jeweils ein um 100 000 Personen höherer bzw. niedrigerer Wanderungssaldo angenommen. 4 – Dem Basisszenario liegt eine langfristig konstante TFP-Wachs­tums­rate von 0,24 % pro Jahr zugrunde. Hieraus resultieren ein durchschnittliches Potenzialwachstum von 0,7 % für die Jahre 2026 bis 2080 und von 0,5 % im Endjahr 2080. In den Sensitivitätsszenarien wird die TFP-Wachstumsrate um jeweils 0,2 Prozent­punkte höher bzw. niedriger angesetzt. Daraus ergeben sich im Hochszenario (Niedrig­szenario) durch­schnitt­liche Potenzialwachstumsraten von 1,0 % (0,5 %) für die Jahre 2026 bis 2080 und von 0,8 % (0,2 %) im Endjahr 2080. Die Auswirkungen auf die Beitragssätze bleiben gering. 5 – Im Basisszenario steigt die Erwerbs­quote von Frauen im Alter von 15 bis 64 Jahren von derzeit rund 93 % des Vergleichswerts gleichaltriger Männer bis zum Jahr 2060 auf 97,5 % und bleibt danach weitgehend konstant. Im Niedrigszenario verharrt sie bei 93 %, im Hochszenario steigt sie bis zum Jahr 2060 auf 99 %. In einem zusätzlichen Szenario nehmen die jährlichen Arbeitsstunden aller Erwerbspersonen bis zum Jahr 2060 um 5 % zu. 

		Quellen: BA, BMG, DRV, SIM.24, eigene Berechnungen 

		© Sachverständigenrat | 26-012-02
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3. Methodische Ansatze zur Schatzung von
Arbeitsangebotselastizitaten

Arbeitsangebotselastizititen messen, wie stark Erwerbsbeteiligung und Arbeits-
zeit auf Anderungen des (Netto-)Lohns, z. B. durch Erhéhung der Sozialbei-
tragsbelastung, reagieren. Empirisch werden sie haufig mit strukturellen Haus-
haltsmodellen des Arbeitsangebots geschitzt, die Erwerbsbeteiligungs- und
Stundenentscheidungen gemeinsam abbilden und die Identifikation vor allem
aus den Knicken und Sprungstellen der Steuer- und Transfersysteme ableiten.
Arbeitsangebotselastizititen sind aufgrund unterschiedlicher Identifikationsan-
sitze, Datengrundlagen und Modellannahmen nur eingeschréankt {iber Studien
hinweg vergleichbar (Bargain et al., 2014; Bartels und Shupe, 2023).

Bargain et al. (2014) adressieren dieses Problem, indem sie einen einheitlichen,
flexiblen Modellansatz staateniibergreifend anwenden und die Robustheit ihrer
Ergebnisse systematisch iiber alternative Spezifikationen priifen. Im Vergleich
zu fritheren Studien finden sie kleinere Elastizititen und international eine ge-
ringere Spreizung der Eigenlohn-Elastizitaten. Neuere Studien nutzen haufiger
quasi-experimentelle Reformvariationen oder Instrumenten Variablen-Strate-
gien, um Erwerbsanreize kausal zu identifizieren. Sie berichten im Durchschnitt
hiufig kleine bis moderate Arbeitsangebotselastizititen, wobei die Reaktionen
stark heterogen ausfallen (Bartels und Shupe, 2023). Empirische Studien zur
Schitzung der Arbeitsnachfrageelastizitit variieren ebenfalls in ihren theoreti-
schen Elastizitaten, empirischen Ansdtzen und Datengrundlagen, was ihre Ver-
gleichbarkeit einschrankt (Lichter et al., 2015).
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